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Europa Europa Europa Europa –––– nicht ohne uns! nicht ohne uns! nicht ohne uns! nicht ohne uns!    
 

Mehr Demokratie mischt sich ein. Wir mischen uns ein in eine absolut notwendi-

ge und folgenreiche Debatte. Sie wird geführt – aber bislang ohne die Bürgerin-

nen und Bürger. Das kann nicht gut gehen. Vielmehr ist eben diese Abschottung 

der Debatte gegenüber den Menschen in Europa und die einseitige Kommunika-

tion, die mit diesen über Fernseh- und Medienansprachen geführt wird, eine si-

chere Voraussetzung für ihr Scheitern.  

Es geht um Europa! 

Und damit um uns, unser Leben, unsere Zukunft. Und um die Zukunft der Demo-

kratie, der Möglichkeiten, mitzubestimmen, das eigene Schicksal und das der 

anderen mitzugestalten in unserem Teil der Welt. 

 

Europa ist eine großartige Sache. Die Idee einer zunehmenden Überwindung von 

Grenzen, einer immer engeren Zusammenarbeit und eines dauerhaften Friedens: 

Wir teilen sie. Und gleichzeitig teilen wir die Erkenntnis, dass, angefangen bei 

der Klimapolitik bis zum Schutz der Meere vor Verschmutzung und Überfischung, 

viele Fragen heute in zwischenstaatlicher Kooperation angegangen und gelöst 

werden müssen. Die EU kann und muss hierzu einen wesentlichen Beitrag leis-

ten. Doch ist dies nur die eine Seite. Die andere ist uns mindestens genau so 

wichtig. Sie betrifft die bisherige und künftige Verfasstheit der EU, die Verfahren, 

in denen sie zu ihren Entscheidungen kommt und diese für die Bürger ihrer Mit-

gliedsländer verbindlich werden – und die Debatte über Struktur, Verfassung 

und Zukunft der Europäischen Union. Kurz: 

Es geht um die Demokratie! 

Demokratie ist ein kostbares Gut. Generationen haben um und für sie gekämpft. 

Dennoch sind wir dabei, sie zu verspielen. Demokratische Werte und Ideen ge-

hen in Deutschland schon seit einiger Zeit nach und nach verloren. Und das gilt 

keineswegs nur für unser Land. Doch fast niemand wehrt sich. Warum? 

Der Demokratieverlust hat nicht nur einen, sondern viele Gründe. Nicht wenige 

davon liegen in den politischen und gesellschaftlichen Strukturen unseres Lan-

des selbst. Andere in der aktuell weltweiten Dominanz der Ökonomie über die 

Politik. Aber den mit Abstand dramatischsten Demokratieverlust verursacht der-

zeit die EU in ihrer jetzigen politischen Verfasstheit.   
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Politik auf der schiefen EbenePolitik auf der schiefen EbenePolitik auf der schiefen EbenePolitik auf der schiefen Ebene    
Das „Politische Parket“ zwischen Brüssel und Berlin (und den anderen Haupt-

städten) ist nicht ausgeglichen, sondern gleicht einer schiefen Ebene. Und auf 

dieser schiefen Ebene rutscht beständig politische Gestaltungsfreiheit wie der 

Schnee auf einem ungesichertem Hausdach nach unten. Nur dass es sich nicht 

schmelzender Schnee ist, der hier ins Rutschen kommt, sondern substanzielle 

politische Kompetenzen und demokratische Rechte. 

Die Entscheidungsstrukturen innerhalb der EU sind zu wenig demokratisch und 

für die Bürgerinnen und Bürger kaum durchschaubar. Die Menschen in Europa 

sind ferne und ohnmächtige Zuschauer in einem für sie kaum durchschaubaren 

Verfahren. Das Problem ist klar: In der EU werden Gesetze gemacht; diese bin-

den Länder und Menschen. Aber die Gesetze selbst sind nicht an das gebunden, 

was Kern des Demokratie-Prinzips ist: die Volkssouveränität. Zwar haben wir alle 

vier Jahre „Europawahlen“. Aber das Parlament, das so von uns gewählt wird, 

hat keine Legislativkompetenz. Es kann keine Gesetze beschließen. Diese wer-

den vom Europäischen Rat, dem Ministerrat  und der Kommission entworfen und 

beschlossen. Also von Regierungschefs und Bürokraten, die alle Vertreter der 

Exekutive sind. Das bedeutet: Nicht nur das Demokratieprinzip, sondern auch 

das der Gewaltenteilung nimmt bei der jetzigen Konstruktion der EU Schaden. All 

dies wird durch den Entwurf einer Europäischen Verfassung nicht substantiell 

verändert.  

 

Muss das so bleiben? Geht das auch anders? Wir meinen: JA! Auch wenn die EU 

kein Staat ist, muss sie deshalb keineswegs eine weitgehend demokratiefreie 

Zone bleiben. Auch ein zwischenstaatliches Gebilde sui generis wie die EU lässt 

sich demokratisch gestalten.  

Gebraucht wird deshalb ein Konzept von Demokratie jenseits nationalstaatlicher 

Grenzen. Der erste und wichtigste Anwendungsfall hierfür ist die EU. Mehr De-

mokratie möchte dazu beitragen, ein solches Konzept zu entwickeln. Die in die-

sem Büchlein enthaltenen Vorschläge für eine deutlich demokratischere Union 

sind ein Beitrag zu dieser Diskussion. Vorangestellt haben wir eine Analyse der 

EU aus demokratiepolitischer Sicht.  

 

Das hier zunächst nur am Beispiel der EU geschilderte Problem ist aber noch 

größer. Es geht weit über die EU-Grenzen hinaus. Immer öfter werden heute in 

überstaatlichen Einrichtungen und Verträgen (wie z.B. IWF, WTO, TRIPS) Ent-

scheidungen getroffen, die die einzelnen Länder und ihre Bürger binden. In im-
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mer mehr Gebieten sind die eigentlichen Gesetzgeber gar nicht mehr frei. So 

wird eine zunehmend einheitliche Politik weltweit durchgesetzt, ohne dass die 

Bürger, der Souverän, sich je in offener und freier Diskussion und Abstimmung 

für oder gegen diese hätte aussprechen können.  

Und auch im Land selbst werden immer mehr Entscheidungen als alternativlos 

hingestellt und durchgedrückt. Ökonomische Interessen und Denkweisen 

bestimmen immer mehr die Politik. Die Wirtschaft schwingt die Peitsche – und 

die Politik kuscht. Eine freie Diskussion – auch über Alternativen – wird da kaum 

mehr geführt.  

 

Die Schicksalsfrage der DemokratieDie Schicksalsfrage der DemokratieDie Schicksalsfrage der DemokratieDie Schicksalsfrage der Demokratie    
Das beschriebene Problem wird immer deutlicher zu einer Schicksalsfrage der 

Demokratie. Sie ist an einer gefährlichen Hürde angekommen. Wenn sie diese 

nicht überwinden kann, wird sie an Bedeutung verlieren, ja irgendwann zu einer 

Episode der Geschichte werden.  

Deshalb kann sich auch die Arbeit von Mehr Demokratie nicht mehr auf die Ebe-

nen der Kommunen, der Länder und des Bundes beschränken. Wenn uns die 

Demokratie am Herzen liegt, müssen wir auch über diese Ebenen hinaus Antwor-

ten auf die fortschreitende Kapitulation der Politik und den zunehmenden sub-

stantiellen Verlust an Demokratie entwickeln. Die Europäische Union als der am 

weitesten vorangeschrittene und mit den größten Kompetenzen ausgestattete 

Staatenverbund kann und muss hier den Anfang machen. 

 

Seit vielen Jahren arbeitet Mehr Demokratie bereits an diesen Fragen. Vor allem 

der Arbeitskreis Europa hat Materialien und Positionspapiere zur EU, zur EU-

Verfassung und zu anderen Fragen erstellt. Doch Mehr Demokratie versteht sich 

als ein Verband, der nicht nur analysiert und diskutiert, sondern in erster Linie 

aktiv politisch handelt. So haben wir z.B. eine europaweite Kampagne für ver-

bindliche Volksabstimmungen über den EU- Verfassungsentwurf angestoßen – 

die European Referendum Campaign  (die mit bewirkt hat, dass ein Referendum 
über die EU-Verfassung in den Niederlanden stattfand), –, haben Vorschläge für 
den Verfassungsentwurf erarbeitet, waren bei fast allen Konventsitzungen zuge-

gen und haben über den Konvent mit der Mehrzahl der Konventmitglieder teils 

sehr ergiebige Gespräche geführt – wodurch es uns z.B. gelang, das Recht der 

Europäischen Volksinitiative, der European Citizen Initiative, im Verfassungs-
entwurf zu verankern. Wir haben ein Büro in Brüssel eingerichtet, von dem aus 

gegenwärtig eine erneute internationale Kampagne für die European Citizen Ini-
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tiative betrieben wird, haben eine europaweite Initiative namens democracy in-
ternational1 – ein dauerhaften Zusammenschluss von Demokratieinitiativen ver-
schiedener europäischer Länder – angestoßen und einen Aufruf für einen demo-
kratisch gewählten neuen Konvent national und international verbreitetet. Der-

zeit führen wir unter dem Namen „Europa – nicht ohne uns!“    eine Kampagne ein-
schließlich Postkartenaktion zur Demokratisierung der EU und zur Forderung 
nach einem demokratischen Verfassungsprozess durch. 
 

Der Zeitpunkt für diese Kampagne ist alles andere als zufällig gewählt. Während 

wir sie durchführen ist die EU erklärtermaßen in eine Phase der Reflexion und der 

Re- bzw. Neukonstruktion eingetreten. Anlass ist der aus Sicht der EU-

Institutionen negative Ausgang der Verfassungsreferenden in Frankreich und 

den Niederlanden. Für eine begrenzte Zeit sind jetzt lange verschlossen geglaub-

te Türen wieder offen. Wesentliche Weichenstellungen stehen bevor – und noch 

ist nicht entschieden, wie sie ausfallen. Dabei geht es um mehrere zentrale Fra-

gen zugleich: um den Verfassungsinhalt und den Verfassungsprozess, anders 

gesagt, um das Ob, das Was und das Wie einer europäischen Verfassung. Insti-

tutionen und Verfahren, Effizienz, Transparenz und Demokratie stehen ebenso 

wie Fragen des Selbstverständnisses und der Zugehörigkeit bzw. Erweiterung 

der EU erneut zur Diskussion. All diese Fragen sind in erheblichem Maße Demo-

kratiefragen. Wann jemals, wenn nicht jetzt, ist es an der Zeit, sich hier einzumi-

schen und im Interesse der Europas und seiner Bürger Demokratie, Transparenz 

und Volkssouveränität, d.h. substantielle und umfassende Beteiligung der Bür-

ger an der Willensbildung, einzufordern.  

 

Was wir hier denken, vorschlagen, einfordern und im glücklichsten Falle auch 

durchsetzen werden, ist, wie bereits angedeutet, von globalem Belang. Denn der 

Trend zur Verlagerung von politischen Gestaltungsmöglichkeiten auf internatio-

nale Organisationen schreitet weltweit mit ungeheurem Tempo voran. Die meis-

ten dieser Gebilde sind noch weit weniger demokratisch als die EU. Und vielen 

dient diese als leuchtendes Vorbild. Wo also, wenn nicht hier, muss exempla-

risch der Kampf um mehr Demokratie auf der überstaatlichen Ebene geführt wer-

den? Und wer sollte diesen beginnen, wenn wir nicht endlich damit anfangen?  

    

                                                
1 Siehe: www.democray-international.org 
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Für einen Verfassungsprozess von untenFür einen Verfassungsprozess von untenFür einen Verfassungsprozess von untenFür einen Verfassungsprozess von unten    
Doch die Offenheit der Debatte hat noch immer allzu enge Grenzen. Offensicht-

lich ist es noch immer das Ziel des Rates und der deutschen Ratspräsidentschaft, 

den von den Bürgern in Frankreich und den Niederlanden abgelehnten Verfas-

sungsentwurf – voraussichtlich unter neuem Namen und in einer minimal geän-

derten Form – allem Widerstand zum Trotz durchzuboxen.  

Weder der Entwurf noch das zu seiner Ratifizierung gewählte Verfahren entspre-

chen bislang den Anforderungen, die heute zu Recht an einen Verfassungsver-

trag der EU zu richten sind. Sie negieren die Anforderungen, die sich aus der de-

mokratischen und sozialen Entwicklung der europäischen Gesellschaften an ein 

gemeinsames Europa stellen. Jetzt, ungeachtet der klaren Ablehnungen in 

Volksabstimmungen, den im Grundsatz gleichen Vertrag erneut zur Ratifikation 

vorlegen zu wollen, wäre ein geradezu unverschämtes Vorgehen. 

Es wäre ein Verstoß gegen die politische Souveränität der Menschen, ein Ver-

such das Nachdenken über die Gegenwart und Zukunft Europas zu verhindern 

und ein Versuch das Volk weiterhin zu Zuschauern in eigener Sache zu degradie-

ren. Dies dürfen wir keinesfalls widerstandslos geschehen lassen. Wer, wie die 

EU-Kommission von sich sagt, „das Vertrauen der Bürger zurückgewinnen“ will, 

darf sie nicht erneut vor den Kopf stoßen. Nötig ist vielmehr, dass endlich ein 

offener Diskussionsprozess über Gestalt und Zukunft Europas beginnt.  

 

Mehr Demokratie fordert deshalb einen neuen, demokratisch gewählten Konvent 

über die zukünftige Gestalt und Verfassung Europas. Der bisherige Verfassungs-

entwurf konnte und wollte das Demokratiedefizit der Europäischen Union nicht 

beheben.  

Ein neuer, von den Bürgern gewählter Konvent könnte Vorschläge für eine wirk-

lich demokratisch verfasste Union der Völker und Bürger Europas entwickeln und 

allen Bürgern der EU zur Abstimmung vorlegen. Er würde in ganz Europa das Ge-

spräch über die Fragen  Was für ein Europa wollen wir? Und wie wollen wir Euro-

pa? Was soll es entscheiden, was nicht? Und wie soll es entscheiden?, organisie-

ren. Ein solcher demokratischer Verfassungsprozess würde nach und nach das 

gemeinsame Europa und die Verfassung Europas hervorbringen, von denen heu-

te schon so gerne wie anmaßend die Rede ist.  

So könnte ein unglücklich begonnenes Vorhaben noch zu einem glücklichen En-

de kommen. Dies Büchlein soll dazu einen Beitrag leisten. 

Von Gerald Häfner,  

Vorstandssprecher Mehr Demokratie e.V. 
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Zwei unhaltbare ArgumenteZwei unhaltbare ArgumenteZwei unhaltbare ArgumenteZwei unhaltbare Argumente    
 

Nach unserem Demokratieverständnis stehen die Bürgerinnen und Bürger im 

Mittelpunkt einer politischen Gemeinschaft. Aus ihrem Willen heraus müssen 

sämtliche Institutionen ihre letztendliche Legitimation beziehen. Die Bürgerin-

nen und Bürger müssen in die Lage versetzt werden, die Entscheidungen, die in 

der EU getroffen werden, direkt mitzubestimmen. Dafür braucht es wirkungsvolle 

Instrumente der direkten Demokratie. Gleichwohl wird es gerade in der EU un-

umgänglich sein, dass der weitaus größte Teil der Entscheidungen in den reprä-

sentativen Institutionen getroffen wird. Daher ist es von größter Bedeutung, dass 

es eine effiziente und transparente repräsentative Demokratie in der EU gibt. 

In jedem Fall sind folgende Argumente zurückzuweisen, mit denen eine demo-

kratische Kritik der EU abgewehrt oder relativiert werden soll:  

 

Die EU ist ein Gebilde „Die EU ist ein Gebilde „Die EU ist ein Gebilde „Die EU ist ein Gebilde „sui generissui generissui generissui generis““““    
Häufig wird behauptet, die EU sei nicht unter nationalstaatlichen Kriterien zu 

bewerten und damit auch nicht unter Kriterien nationaler Demokratie. Sie sei 

vielmehr ein Konstrukt „sui generis“, also „eigener Art“, angesiedelt irgendwo 

zwischen Staatenbund und Bundesstaat.  

Diese letztere Feststellung ist sicher richtig. Doch lässt sich damit demokrati-

sche Kritik nicht abwehren, denn Demokratie beruht auf universalen Werten, 

Prinzipien und Institutionen, die formulierbar und einzufordern sein müssen, 

damit Demokratie entstehen und fortbestehen kann. Daher, und aufgrund der 

Vielzahl von übertragenen Kompetenzen und Regelungsbefugnissen, müssen 

auch an die EU ähnlich hohe Demokratieansprüche herangetragen werden, wie 

an nationalstaatliche Demokratien. Eine Kritik an der Demokratie ist darüber 

hinaus auch notwendig und gerechtfertigt: 

 

• weil auch das Grundgesetz, für das die europäische Integration folgen-

reich ist, auf demokratischen Grundsätzen beruht. 

• weil die EU selbst, laut der Präambel des Entwurfes für einen Verfassungs-

vertrag, die Demokratie „stärken“ will. Wie könnte sie dies jemals tun, oh-

ne selbst demokratische Werte umzusetzen und sich der eigenen Wirkung 

auf die existierenden Demokratien bewusst zu sein? 

• und weil ohne die zugestandene Möglichkeit einer demokratischen Kritik, 

die EU schon allein deshalb abzulehnen wäre. 
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Der „Output“ der EUDer „Output“ der EUDer „Output“ der EUDer „Output“ der EU----Politik ist positiv für die Menschen Politik ist positiv für die Menschen Politik ist positiv für die Menschen Politik ist positiv für die Menschen     
Befürworter des realen EU-Integrationsprozesses rechtfertigen diesen häufig mit 

den „positiven“ Auswirkungen für die Bürgerinnen und Bürger. Darunter verste-

hen sie beispielsweise ein gesteigertes Wirtschaftswachstum durch den Bin-

nenmarkt, Friedenssicherung, billigere Flüge, studentische Austauschprogram-

me usw. Mit diesem Argument versucht man, durch die Ergebnisse der EU-Politik 

zu überzeugen und das Problem der fehlenden demokratischen Legitimation zu 

umgehen. Doch eine solche Bewertung ist nicht gerechtfertigt und sogar gefähr-

lich. Mit ihnen darf nicht darüber hinweggetäuscht werden, dass einzelne Ent-

wicklungen, die von einer Mehrheit befürwortet werden, nicht die große Zahl der 

strittigen Einzelpunkte vergessen machen können. Außerdem ist fragwürdig, wie 

man überhaupt bestimmen will, ob ein „Output“ positiv ist. Demokratietheoreti-

ker haben immer wieder darauf hingewiesen, dass Demokratien nicht oder nur 

sehr begrenzt unter dem Kriterium des „Outputs“ zu bewerten sind. Dies scheint 

unmittelbar einleuchtend, denn wenn es wirklich so unumstritten wäre, was 

wünschenswerte „Outputs“ sind und was nicht, dann wäre die Demokratie mit 

ihren Verfahren der Bürgerbeteiligung, der Regierungskontrolle und der pluralis-

tischen Entscheidungsfindung schlicht überflüssig. 

 
 

KommentarKommentarKommentarKommentar    
„Optimal-Ergebnisse, ob dies nun effektiv problemlösendes oder vernunft-

gemäßes Regieren meint, könnten eine Republik der Experten und Manager 

oder auch eine Republik der Weisen begründen; wozu bedürften sie der 

Demokratie? Doch unglücklicherweise gehen die Auffassungen darüber, 

was die jeweils ,richtige‘ und die ,gerechte‘ Problemlösung ist, weit ausein-

ander; befragt man zwei Experten, erhält man drei verschiedene Meinun-

gen. Auch weiß man nicht, was ,Weisheit‘ ist; man erkundige sich nur ein-

mal bei den Sozialwissenschaftlern und den Philosophen. Entscheidend 

bleibt immer, was ,unten‘, an der Basis, ankommt, und so bleibt der Bezug 

zu den Individuen und ihren Präferenzen unverzichtbar, unabhängig davon, 

wie inkompetent oder wie ,unweise‘ sie sind. Die einzige Qualitätsnorm, die 

an Entscheidungsergebnisse anzulegen ist, ist dann die der Fairness und 

Gerechtigkeit, und die ist, … wiederum allein prozessual zu bestimmen: 

,Ungerecht‘ ist es wenn man Entscheidungen unterworfen wird, von deren 

Zustandekommen man ausgeschlossen war“.  
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Heidrun AbromeitHeidrun AbromeitHeidrun AbromeitHeidrun Abromeit (Politikwissenschaftlerin, in: „Wozu braucht man Demo-

kratie?“, S. 166) 

 

    

 

Aufbau und Gebrauch des BuchesAufbau und Gebrauch des BuchesAufbau und Gebrauch des BuchesAufbau und Gebrauch des Buches    
    

Mehr Demokratie will mit diesem kleinen Buch das nötige Wissen für eine offene 

Diskussion zur Demokratie in der Europäischen Union zur Verfügung stellen. Das 

Buch zeigt in leicht verständlicher Weise, warum die EU undemokratisch ist. Vor 

allem aber entwirft es Alternativen zur jetzigen politischen Verfasstheit Europas 

und stellt mit unserem Konventvorschlag einen Weg vor, wie die Europäische U-

nion auf eine demokratische Grundlage gestellt werden kann. Das Buch soll inte-

ressierten Bürgern, Journalisten und Politikern als Grundlage für die Meinungs-

bildung und Diskussion dienen. Der Abdruck ist unter Angabe der Quelle und un-

serer Internetseite www.mehr-demokratie.de ausdrücklich erlaubt. Bitte senden 

Sie ein Belegexemplar an unser Berliner Büro: 

 

Mehr Demokratie e.V. 

Haus der Demokratie und Menschenrechte 

Greifswalderstr. 4 

10405 Berlin 

Fax 030-420 82 380, Tel. 030-420 82370 

 

Die Inhalte des Buches sind aus Diskussionen des Arbeitskreises Europa/Welt 

sowie des Bundesvorstandes von Mehr Demokratie e.V. hervorgegangen. Die Kri-

tik in diesem Buch schöpft aus verschiedenen Quellen. Es fließt sowohl das lang-

jährige Wissen von Mehr Demokratie aus dem Einsatz für demokratische Refor-

men und Direkte Demokratie in Deutschland ein, als auch Positionen der zivilge-

sellschaftlichen Diskussion und die Ergebnisse wissenschaftlicher Analysen.  

Die Alternativen, die hier entworfen werden, verstehen sich ausdrücklich als Vor-

schläge und Beiträge zur Diskussion um die Demokratie in Europa.  
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Kritik und Alternativen sind einander unter drei thematischen Blöcken jeweils in 

einem ersten („Kritik“) und zweiten („Alternativen“) Teil unmittelbar gegenüber 

gestellt. Die Blöcke behandeln den Weg zu einem demokratischeren Europa, die 

Verteilung der Kompetenzen zwischen der EU und den Mitgliedsstaaten und das 

Institutionen-Gefüge der EU.     

Dieser Aufbau des Buches ermöglicht drei Leseweisen, die alle eine in sich ge-

schlossene Argumentation präsentieren: 

 

• Um sich über die Defizite der EU-Demokratie und des Verfassungsentwurfs 

zu informieren, kann jeweils nur der erste Teil jedes Kapitels gelesen wer-

den.  

• Um sich ein Bild von den Alternativen zu den bestehenden Regelungen zu 

machen, kann jeweils der zweite Teil der drei Kapitel gelesen werden. Die-

se Lesart ist wichtig, um einen Gesamteindruck der Reformvorschläge und 

damit das Bild einer alternativen EU zu bekommen. 

• Um sich über die drei Themenbereiche in beiden Aspekten zu informieren, 

können die Kapitel einzeln gelesen werden.  

 

Natürlich kann man das Buch auch ganz lesen – und das sollte man auch tun, 

wenn man sich in allen Aspekten mit der Demokratie in der EU auseinanderset-

zen will.  

 

Der Text ist so gegliedert, dass er die wesentlichen Punkte knapp präsentiert. In 

den Text eingelassen sind „Vertiefungen“ und „Kommentare“. Sie stellen weiter-

führendes Wissen zur Verfügung („Vertiefungen“) und zeigen prägnant die Posi-

tionen einzelner Personen des öffentlichen Lebens und von Mehr Demokratie 

e.V. auf („Kommentare“). Für eine schnelle Orientierung können sie beim Lesen 

übersprungen werden.  
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1 Demokratie ohne Bürger 1 Demokratie ohne Bürger 1 Demokratie ohne Bürger 1 Demokratie ohne Bürger ––––        

Die Zukunft der Europäischen IntegratDie Zukunft der Europäischen IntegratDie Zukunft der Europäischen IntegratDie Zukunft der Europäischen Integratiiiionononon    
    

---- Konventsprozess und Vertragsratifikation  Konventsprozess und Vertragsratifikation  Konventsprozess und Vertragsratifikation  Konventsprozess und Vertragsratifikation ----    
 

 

Der Konvent, der vom 28. Februar 2002 bis zum 20. Juli 2003 tagte, wurde viel-

fach als Höhepunkt und Neuanfang des europäischen Integrationsprozesses an-

gesehen. Er erarbeitete den maßgeblichen Entwurf für den „Verfassungsvertrag“ 

(Vertrag für eine Verfassung für Europa). Mit diesem Vertrag sollte, so suggeriert 

es der Begriff „Verfassung“, ein neues Europa entstehen. Ein Europa, in dem die 

Belange der Menschen in Europa berücksichtigt sein würden, wie es in der „Er-

klärung von Laeken“ von den Staats- und Regierungschefs gefordert wurde.  

Der Konvent krankte jedoch an den gleichen Dingen, an denen der bisherige In-

tegrationsprozess und die Europäische Union als Ganzes krankt. Er war weder 

auf demokratischem Weg gewählt, noch war seine Arbeit transparent oder offen 

für Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger Europas. 

 

Trotzdem war der Konvent auch ein Schritt in die richtige Richtung. Das erste Mal 

sahen die Regierungen der Mitgliedsstaaten ein, dass eine Integration, die unter 

Ausschluss der Menschen und ihrer gewählten Vertreter stattfindet, keine Zu-

kunft hat. Der Verfassungsentwurf, wie ihn der Konvent vorgelegt hat – und wie 

er auf der folgenden Regierungskonferenz „zurechtgebogen“ wurde –, stellt lei-

der einen Schritt hinter diese Einsichten dar. In vielen entscheidenden Punkten 

behält er Regelungen bei, die aus demokratischer Perspektive bedenklich sind 

oder verstärkt die demokratischen Mißstände sogar noch.  

Von den Staats- und Regierungschefs wurde dem Entwurf der Status einer „Ver-

fassung für Europa“ zugeschrieben. Seinem Anspruch nach ist er damit ein Do-

kument, in dem das politische Gefüge der EU neu bestimmt wird. Sein Inhalt be-

trifft also unmittelbar das Leben aller Menschen in der europäischen Union. Aus 

diesem Grund hätten die Bürgerinnen und Bürger sowohl am Prozess der Ver-

tragsgestaltung beteiligt sein als auch die letzte Entscheidung über die Annahme 

oder Ablehnung des Vertragentwurfs haben müssen. Der Konvent war aber nicht 

durch Wahl legitimiert, und eine Abstimmung über den Vertrag gab es nur in we-

nigen Ländern und unter teilweise fragwürdigen Rahmenbedingungen. Als Fazit 

bleibt, dass weder der bisherige Integrationsprozess noch der Konvent, noch die 
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Entscheidung über den Vertragsentwurf nach demokratischen Prinzipien stattge-

funden hat.  

 

Ein Konvent stellt aber, trotz des negativen Verlaufs des letzten Konvents, eine 

hervorragende Möglichkeit dar, die europäischen Integration demokratisch und 

integrativ zu gestalten. Ein demokratischer und transparenter Konventsprozess 

mit abschließendem Referendum ist daher ein hervorragender Weg, um die Eu-

ropäische Union zu legitimieren und eine demokratische Kultur in Europas zu 

initiieren.  

 

 

VertiefungVertiefungVertiefungVertiefung    
Erklärung von Laeken Erklärung von Laeken Erklärung von Laeken Erklärung von Laeken     
Die „Erklärung von Laeken“ wurde am 15. Dezember 2001 auf einem Treffen 

des Europäischen Rates, der Zusammenkunft der Staats- und Regierungs-

chefs, im belgischen Laeken angenommen. Sie verpflichtet die EU zu mehr 

Demokratie, Transparenz und Effizienz. Die folgenden Auszüge zeigen den 

formulierten Anspruch, dem der Verfassungsentwurf in keiner Weise ge-

recht geworden ist. 

 

„In der Union müssen die europäischen Organe dem Bürger näher gebracht 

werden. Die Bürger stehen zweifellos hinter den großen Zielen der Union, 

sie sehen jedoch nicht immer einen Zusammenhang zwischen diesen Zielen 

und dem täglichen Wirken der Union. Sie verlangen von den europäischen 

Organen weniger Schwerfälligkeit und Starrheit und fordern vor allem mehr 

Effizienz und Transparenz. Viele finden auch, dass die Union stärker auf ihre 

konkreten Sorgen eingehen müsste und sich nicht bis in alle Einzelheiten in 

Dinge einmischen sollte, die eigentlich besser den gewählten Vertretern der 

Mitgliedsstaaten und der Regionen überlassen werden sollten. Manche er-

leben dies sogar als Bedrohung ihrer Identität. Was aber vielleicht noch 

wichtiger ist: Die Bürger finden, dass alles viel zu sehr über ihren Kopf hin-

weg geregelt wird, und wünschen eine bessere demokratische Kontrolle.“ 

 

„Daher muss die Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen der Union und 

den Mitgliedstaaten verdeutlicht, vereinfacht und im Lichte der neuen Her-

ausforderungen, denen sich die Union gegenübersieht, angepasst werden. 
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Dies kann sowohl dazu führen, dass bestimmte Aufgaben wieder an die 

Mitgliedstaaten zurückgegeben werden, als auch dazu, dass der Union neue 

Aufgaben zugewiesen oder die bisherigen Zuständigkeiten erweitert wer-

den, wobei stets die Gleichheit der Mitgliedstaaten und ihre gegenseitige 

Solidarität berücksichtigt werden müssen.“ 

 

„Im Hinblick auf eine möglichst umfassende und möglichst transparente 

Vorbereitung der nächste Regierungskonferenz hat der Europäische Rat be-

schlossen, einen Konvent einzuberufen, dem die Hauptakteure der Debatte 

über die Zukunft der Union angehören. Im Lichte der vorstehenden Ausfüh-

rungen fällt diesem Konvent die Aufgabe zu, die wesentlichen Fragen zu 

prüfen, welche die künftige Entwicklung der Union aufwirft, und sich um 

verschiedene mögliche Antworten zu bemühen.“ 

 

Erklärung von Laeken zur Zukunft der Europäischen UnionErklärung von Laeken zur Zukunft der Europäischen UnionErklärung von Laeken zur Zukunft der Europäischen UnionErklärung von Laeken zur Zukunft der Europäischen Union, 15. Dezember 

2001 

Gesamter Text unter: http://european-convention.eu.int/pdf/LKNDE.pdf  

 

    

 

 

Teil I Teil I Teil I Teil I –––– Kritik  Kritik  Kritik  Kritik         

Die Bürger zum Zuschauen veruDie Bürger zum Zuschauen veruDie Bürger zum Zuschauen veruDie Bürger zum Zuschauen verurrrrteiltteiltteiltteilt    
    

---- Demokratische Mängel des Konvents und der Ratifikationen  Demokratische Mängel des Konvents und der Ratifikationen  Demokratische Mängel des Konvents und der Ratifikationen  Demokratische Mängel des Konvents und der Ratifikationen ----    
 

 

Immer wieder gibt es Stimmen, die davor warnen, dass sich die modernen De-

mokratien zu „Zuschauer-Demokratien“ entwickeln. Damit ist angesprochen, 

dass die politischen Prozesse nicht offen für die Mitwirkung der Bürgerinnen und 

Bürger sind und diese dazu verurteilt sind, dem politischen „Theater“ der Reprä-

sentanten und Regierungen quasi als Zuschauer beizuwohnen. Dieser Zustand 

verletzt nicht nur fundamentale demokratische Prinzipien, sondern gefährdet 

das Vertrauen in die Demokratie überhaupt.  
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In der Europäischen Union und in der Gestaltung des Integrationsprozesses sind 

die Merkmale einer solchen Zuschauer-Demokratie noch viel stärker ausgeprägt 

als in den Nationalstaaten. Die Bürgerinnen und Bürger entscheiden nur in weni-

gen Ländern selbst über neue Verträge und meist ohne ausreichende Debatte 

über Inhalte. Die Regierungen und die Entscheidungsträger in den Europäischen 

Institutionen handeln losgelöst von den Anliegen der Menschen. Die Ergebnisse 

ihrer Arbeit, die oft in geheimen Verhandlungen zustande kommen, werden den 

Bürgerinnen und Bürgern dann aufwendig inszeniert präsentiert.  

 

 

Die Integration: von oben diktiert Die Integration: von oben diktiert Die Integration: von oben diktiert Die Integration: von oben diktiert     
 

Das EU-Integrationsprojekt der letzten Jahrzehnte2 war stets durch das kontinu-

ierliche Schaffen von Tatsachen durch eine für die Bürger kaum zugängliche Elite 

gekennzeichnet. In der Bundesrepublik Deutschland wurde es von der Erwartung 

getragen, dass die Bürger der Politik der Regierungen nachträglich zustimmen 

würden.3  

 

Das bedeutet nicht, dass die Bürger sich grundsätzlich gegen eine Kooperation 

der Staaten Europas aussprechen – das ist nicht der Fall. Aber es ist eine Tatsa-

che, dass die aus Umfragen bekannten Einstellungen der Bürger in oft krassem 

Gegensatz zu den von der EU verfolgten politischen Zielen lagen. Dieser von den 

EU-Politikern durchaus wahrgenommene Kontrast zwischen den eigenen Zielen 

und den Vorstellungen der Bürger verleitet sie nicht selten zu einer gezielten 

Verdeckung der eigentlichen Absichten. Der Premierminister von Luxemburg, 

Jean-Claude Juncker, schilderte diesen Zustand sehr unverblümt:  

 

„Wir beschließen etwas, stellen das dann in den Raum und warten einige Zeit 
ab, was passiert. Wenn es dann kein großes Geschrei gibt und keine Aufstän-

                                                
2 Einen historischen Überblick über den Integrationsprozess liefert beispielsweise Brunn, G. (2002): 
Die Europäische Einigung von 1945 bis heute (Vol. 472), Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung. 
3 Siehe dazu etwa den Kommentar von Prantl, Heribert (22. April 2005): Das Irgendwann-Europa, in: 
Süddeutsche Zeitung, S. 4. In zahlreichen anderen Staaten hat es dagegen Volksentscheide beim Bei-
tritt zur EU oder bei wichtigen Integrationsschritten wie dem Maastricht-Vertrag oder dem Euro gege-
ben. 
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de, weil die meisten gar nicht begreifen, was da beschlossen wurde, dann ma-
chen wir weiter – Schritt für Schritt, bis es kein Zurück mehr gibt.“4 
 

Der Integrationsprozess, der von diesen Politikern getragen und gestaltet wird, 

bevormundet die Bürger und ist daher abzulehnen.  

 

Der Legitimationsmangel der Integration ist strukturell bedingt. Die Grundlagen 

der EU beruhen auf internationalen Vertragsabschlüssen, und internationale Ver-

träge – wie die gesamte Außenpolitik – sind in fast allen modernen Demokratien 

unzureichend legitimiert. Die Initiative zu Vertragsabschlüssen geht meist von 

der Regierung aus. Die Parlamente neigen zu einer unkritischen „Absegnung“ 

der Vorlagen.5 Hierzu erläutert der Bundestagsabgeordnete Herrmann Scheer:  

 

„Es gibt kaum noch praktische Korrekturmöglichkeiten internationaler Verträ-
ge, wenn sich ihre Umsetzung als unverhältnismäßig, unzulänglich, verfehlt 
oder gar verhängnisvoll herausgestellt hat – zumindest keine rechtzeitig und 
selbstbestimmt ergreifbaren; es sei denn, die Vertragstreue wird gebrochen. 
Das Parlament eines Staates kann ein fehlerhaftes Gesetz innerhalb einer 
Wahlperiode mehrfach ändern. Internationale Verträge sind demgegenüber 
fest wie Beton. … Insofern stellt die um sich greifende Praxis einer geradezu 
inflationären Regelungsdichte internationaler Verträge  
einen politischen Missbrauch des internationalen Vertragsrechts dar.“6 
 

Aus dem völkerrechtlichen Charakter und dem von den Integrationsbefürwortern 

ausgeübten moralischen Druck ergibt sich schließlich die „Durchwinkmentali-

tät“, durch die sich nicht zuletzt auch das deutsche Parlament auszeichnet.  

 

„… die meisten Abgeordneten jedenfalls des Deutschen Bundestages [pflegen] 
den Gemeinschaftsverträgen blindlings zuzustimmen …; denn deren Ableh-
nung gilt als politisch inkorrekt. Einen messbaren Einfluss haben die Abge-

                                                
4 Juncker, Jean-Claude, in: Der Spiegel, 52/1999  
5 Siehe etwa Besson, W./Jasper, G. (1991): Das Leitbild der modernen Demokratie. Bausteine einer frei-
heitlichen Staatsordnung, München: Paul List Verlag, Kapitel 7: Demokratie und Außenpolitik. Der 
permanente Konflikt 
6 Scheer, H. (2003): Die Politiker, München: Antje Kunstmann, S. 133 
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ordneten auf die Verträge … nicht, … vor allem weil die Materie der Verträge 
völkervertraglich festgelegt ist und die Regierung sich gebunden hat.“7 

 
 

KommentarKommentarKommentarKommentar    
Nationalparlamentarische Abstimmungen über EU-Belange haben das Prob-

lem, dass es einerseits um Inhalte geht – jedes Mal um andere – anderer-

seits immer um ein Signal der Befürwortung des EU-Projekts. Es gibt also 

zusätzlich zum Fraktionszwang in den Parteien einen EU-Zwang. Zwischen 

diesen beiden Loyalitätsbeteuerungen haben Inhalte kaum mehr Platz. Des-

halb sind parlamentarische Abstimmungen über EU-Angelegenheiten weit 

weniger an sachlichen Fragen ausgerichtet, als sie es zu sein vorgeben. Zu 

diesen Zwängen kommt noch die Arbeitsüberlastung der Parlamentarier, die 

sich neben der nationalen Politik nun auch noch mit EU-Fragen befassen 

sollen. 

 

Dr. Michael EflerDr. Michael EflerDr. Michael EflerDr. Michael Efler, Mehr Demokratie e.V. 

 

    

 

Der Konvent: keine Transparenz, keine DemokratieDer Konvent: keine Transparenz, keine DemokratieDer Konvent: keine Transparenz, keine DemokratieDer Konvent: keine Transparenz, keine Demokratie    
 

Die „EU-Verfassung“ ist ein Entwurf eines Vertrages für eine Verfassung für Eu-

ropa. Sie unterscheidet sich formal nicht von früheren Vertragsstufen der Euro-

päischen Union. Es handelt sich um einen zwischenstaatlichen Vertrag, nicht um 

das Gründungsdokument eines Staates. Diesem Vertrag wurde jedoch von sei-

nen Initiatoren durch die Bezeichnung „Verfassung“ und durch die Einsetzung 

eines Konvents zur Ausarbeitung des Vertragsentwurfs, die Bedeutung einer Ver-

fassung zugeschrieben. Aufgrund dieses Anspruches und aufgrund seiner weit-

reichenden Inhalte muss sich der Verfassungsvertrag an Kriterien einer demo-

kratischen Verfassungsgebung messen lassen.  

                                                
7 Schachtschneider, K. A. (2004): „Deutschland nach dem Konventsentwurf einer ‚Verfassung für Euro-
pa‘“. Recht und Politik, 39, 202–215 
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Der Konvent sollte die Besonderheit des Vertrages herausheben und eine aus-

führliche Diskussion der Inhalte ermöglichen. Seine Arbeit sollte nicht von den 

Interessen der Einzelstaaten bestimmt werden, sondern eine neue Verfasstheit 

der Europäischen Union unter der Beachtung allgemeiner Wertvorstellungen, wie 

Menschenrechte, Demokratie und Völkerrecht, diskutieren. Dieser Aufgabe, die 

Meinungsvielfalt, Transparenz und demokratische Legitimität erfordert, zeigte er 

sich nicht gewachsen. Die Arbeit des Konvents erwies sich in demokratischer 

Hinsicht als enttäuschend. 

 

Als Beleg für die demokratische Legitimierung des Konvents wird häufig ins Feld 

geführt, dass er von gewählten Volksvertretern berufen wurde und überwiegend 

aus Parlamentariern bestand. Mit dieser Argumentation wird das Konzept demo-

kratischer Legitimierung allerdings auf einen rein formalen Vorgang reduziert. 

Für einen Verfassungskonvent ist nur eine direkte Legitimierung durch Wahl 

durch die Bürgerinnen und Bürger akzeptabel. Die Distanz, die durch das indi-

rekte Vorgehen entstand, zeigt sich auch darin, dass nur wenige Bürger den 

Konvent überhaupt wahrnahmen oder sich über seinen Zweck und seine Bedeut-

samkeit im Klaren waren. Drei Monate nach der letzten Sitzung des Konvents 

hatten nur 38 % der EU-Bürger überhaupt von seiner Existenz gehört.  

Obwohl die Sitzungen des Konvents öffentlich waren und die jeweiligen Vorlagen 

zu den Artikeln im Internet veröffentlicht wurden, fällte der Konvent selbst keine 

seiner Entscheidungen durch Abstimmung. Beschlüsse wurden vom Präsidium 

des Konvents getroffen, das hinter verschlossenen Türen tagte. Die vom Präsidi-

um durchgeführten Anhörungen (Deliberationen) wurden nicht im Detail proto-

kolliert. Es ist offensichtlich, dass die Transparenz, für die sich der Konvent 

rühmte, an der entscheidenden Stelle fehlte. Der gesamte Prozess, in dem die 

Verfassung ausgearbeitet wurde, blieb undurchsichtig für externe Beobachter 

und sogar für die Mitglieder des Konvents selbst. 

 

 

KommentarKommentarKommentarKommentar    
„Ich bin jetzt 20 Jahre in europäischer Politik engagiert. Ich habe noch nie 

eine derartige Untransparenz, eine völlig undurchsichtige, sich dem demo-

kratischen Wettbewerb der Ideen im Vorfeld der Formulierung entziehende 

Veranstaltung erlebt. Der Konvent ist angekündigt worden als die große 
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Demokratie-Show. Ich habe noch keine dunklere Dunkelkammer gesehen 

als den Konvent.“     

    

JeanJeanJeanJean----Claude JunckerClaude JunckerClaude JunckerClaude Juncker (Ministerpräsident von Luxemburg, Preisträger des In-

ternational Charlemagne Prize of the City of Aachen 2006) über den letzten 

europäischen Konvent (in: Der Spiegel, 16. Juni 2003) 
 

    

 

Der Verfassungsentwurf, wie er heute vorliegt, ist also das Resultat von Prozes-

sen der Entscheidungsfindung, die weder transparent noch ausreichend legiti-

miert waren. Im Rahmen des Verfahrens entschieden einige wenige Präsidiums-

mitglieder – im Besonderen der ernannte Präsident Giscard d’Estaing – eigen-

mächtig über die Annahme oder Ablehnung von Vorschlägen. Sie stellten durch 

diese Entscheidungen einen sog. „Konsens“ her, der ein „Konsens von oben“ 

war. Während der Treffen des Präsidiums gab es über weite Strecken keine Si-

multanübersetzung. Viele der Dokumente lagen darüber hinaus nur in Franzö-

sisch vor. Ein Resultat daraus war, dass einige Mitglieder des Präsidiums fak-

tisch von den Diskussionen ausgeschlossen waren und nur einen ungefähren 

Eindruck von deren Inhalten bekamen.  

Die wirklich substanzielle Arbeit des Konventes geschah unter erheblichem Zeit-

druck. Die konkreten Verfassungstexte wurden innerhalb des Konventprozesses 

erst sehr spät und auch nur Zug um Zug vorgelegt. Wesentliche Teile des Entwur-

fes, wie z.B. der gesamte Teil III, der 321 der insgesamt 448 Artikel der Verfas-

sung umfasst, konnten kaum diskutiert werden. Die Konventsmitglieder konnten 

nur „ja“ sagen, wollten sie nicht den Konvent als Ganzes in Frage stellen; die 

Vertragsinhalte wurden ihnen quasi als Diktat aufgezwungen. 

    

Einer der wesentlichen „Aufträge“ an den Konvent in der Erklärung von Laeken 

war die Verbesserung der Transparenz der EU. Von offizieller Seite wird dann 

auch immer wieder als eine der positiven Aspekte der EU-Verfassung dessen an-

gebliche Vereinfachung der bisherigen Verträge dargestellt. Dagegen spricht al-

leine schon der Umfang dieses Werks. 

Der Verfassungsvertrag enthält: 

 

• 4 Teile 

• 448 Artikel 



Kritik   Kritik   Kritik   Kritik       

 20 

• 36 Protokolle 

• 2 Anhänge 

• 30 Erklärungen zu den Bestimmungen der Verfassung 

• 11 Erklärungen zu den der Verfassung beigefügten Protokollen 

• 9 Erklärungen der Mitgliedsstaaten 

 

Insgesamt sind dies 349 Seiten Verfassungsvertragstext plus 382 Seiten Proto-

kolle und Anhänge sowie 121 Seiten Erklärungen (alle Angaben beziehen sich auf 

die deutsche Version [Stand: 19. Dezember 2004]), insgesamt also 852 Seiten. In 

den Protokollen und Erklärungen verstecken sich zum Teil sehr wichtige Rege-

lungen, wie z.B. das Subsidiaritätsprotokoll, Einschränkungen der Grundrechte-

Charta, Immunitätsfragen etc. Zum Vergleich: Das deutsche Grundgesetz – als 

Verfassung eines föderalistischen Staates – umfasst nur etwa 50 Seiten. 

Aufgehoben und in den Verfassungstext integriert worden, sind lediglich zwei 

Verträge – der Europäische Unionsvertrag (EUV) und der Vertrag über die Grün-

dung der Europäischen Gemeinschaft (EGV). Nicht aufgenommen wurde der Ver-

trag über die Europäische Atomgemeinschaft (EURATOM-Vertrag), der aber wei-

terhin Bestand hat. 

 

Die Aufnahme von Vertragstexten, die nicht in eine „EU-Verfassung“ gehören, 

weil sie eher den Rang untergeordneter Gesetze haben, ist schon an sich ein ab-

surder Vorgang, weil er den Sinn einer Verfassung entstellt und instrumentali-

siert.  

Eine Verfassung hat die Aufgabe, die rechtlichen Grundlagen eines Gemeinwe-

sens festzulegen. Sie schreibt zum Beispiel vor, welche Regierungs- und Verwal-

tungsform ein Gemeinwesen hat, welche Institutionen es mit welchen Rechten 

gibt und wie sie kontrolliert werden. „Eine demokratische Verfassung steht we-

der rechts noch links, sie ist weder sozialistisch noch liberal, eine Verfassung ist 

nicht parteilich: Sie ermöglicht eine politische Debatte, sie steht über der politi-

schen Debatte.“8 

Gegen diesen ungeschriebenen Grundsatz verstößt der Entwurf der EU-

Verfassung eklatant. Er enthält eine ganze Reihe von zum Teil hoch strittigen in-

haltlichen Festlegungen. Das gilt besonders für den Bereich der Wirtschaftsord-

nung, die an neoliberalen Grundsätzen orientiert und damit nicht mehr offen für 

die freie Entwicklung anderer Wirtschaftsweisen ist.  
                                                
8 Chouard, E.: Eine schlechte Verfassung, die ein verborgenes Krebsgeschwür unserer Demokratie ans 
Licht bringt, 2005, S. 7, Download von http://etienne.chouard.free.fr/Europe/index.htm 
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Ein anderes Beispiel ist die Verpflichtung der Mitgliedsstaaten zur Aufrüstung, 

die in krassem Widerspruch zur Gestaltung einer friedlichen Außenpolitik steht. 

Und das angesichts der Tatsache, dass der EU mehrere neutrale Staaten (z.B. 

Schweden und Österreich) angehören.  

Diese Festlegungen haben damit zu tun, dass die bestehenden EU-Verträge eine 

Mischung aus institutionellen und politisch-inhaltlichen Regelungen enthalten. 

Aber gerade deswegen würde man von einem verfassungsähnlichen Vertrag er-

warten, solche Passagen zu korrigieren.  

 

 

Die Ratifikation: demokratisch ungenügendDie Ratifikation: demokratisch ungenügendDie Ratifikation: demokratisch ungenügendDie Ratifikation: demokratisch ungenügend    
 

Die Ratifikation des Verfassungsvertrages stellt sich als ein scheinbar demokra-

tischer Vorgang dar, stimmen doch die Parlamente bzw. die Bürger selbst ab. 

Doch für einen wirklich demokratischen Vorgang ist die bloße Bildung von Mehr-

heitsverhältnissen nicht hinreichend. Der Ratifikationsprozess ist gleich in mehr-

facher Hinsicht problematisch.  

 

Die Ratifikation der Verfassung war in nur neun der 25 EU-Mitgliedsstaaten durch 

Volksentscheid vorgesehen, in den restlichen Ländern ratifizieren die Parlamen-

te – auch in solchen, in denen sich eine große Mehrheit der Bevölkerung und vie-

le Verfassungsexperten für ein Referendum aussprachen.  

Beispielsweise hatten sich in Deutschland, laut mehrerer Umfragen, rund 80 % 

der Bürgerinnen und Bürger für ein Referendum ausgesprochen. Dennoch lehnte 

im Mai 2005 der Bundestag eine Parlamentsvorlage, die ein Referendum ermög-

licht hätte, mit einer Mehrheit von 96 % (569 Ja-Stimmen, 23 Nein-Stimmen, zwei 

Enthaltungen) ab. Eine größere Diskrepanz zwischen den Bürgern und ihren ge-

wählten Vertretern lässt sich kaum denken!  

Diese Kritik ist weniger an die EU, sondern an die betreffenden Mitgliedsstaaten 

gerichtet, ist aber notwendiger Bestandteil einer Kritik des demokratischen 

Funktionierens der EU. Multilaterale Vertragswerke mit Eingriff in die Verfas-

sungssouveränität der Staaten bedürfen nach unserem Demokratieverständnis 

unbedingt der direkten Entscheidungsmacht der Bürgerinnen und Bürger. 

 

Die Referenden und parlamentarischen Ratifikationen in den Mitgliedsstaaten 

werden ungleichzeitig und über zwei Jahre verteilt durchgeführt. Die einzelnen 
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Entscheidungen sind damit nicht unabhängig voneinander. Durch die Ungleich-

zeitigkeit wird der politische Druck auf einzelne Staaten gezielt erhöht, da die 

gewählte Abfolge der Ratifizierungen nicht politisch neutral ist. Dieser Prozess 

verstößt gegen fundamentale demokratische Standards. Kein föderalistisches 

Land käme auf die Idee, die Wahlen oder Abstimmungen auf Bundesebene in den 

einzelnen Ländern nacheinander abzuhalten und die Einzelergebnisse jeweils 

sofort bekannt zu geben.  

Die Absicht einer strategischen Terminierung der Ratifikationsabstimmungen 

zerstört den Sinn des Abstimmungsaktes, in dem sich die inhaltlichen Positionen 

zum neuen Vertrag ausdrücken sollten. Anstatt eine neutrale Abstimmung zu 

sein, gerät die Ratifikation zu einem politischen Pokerspiel, in dem alle Mittel 

recht sind, die Zustimmung eines Landes zu erreichen. Der hohe politische Druck 

für eine Zustimmung, der durch diese Politik der unzeitgleichen Ratifikation er-

zeugt wird, verhindert eine neutrale Abstimmung, die das Kennzeichen eines 

demokratischen Prozesses wäre. 

Der beschriebene Vorgang zeigt sich an der Reihenfolge der Ratifikationstermi-

ne. Länder, in denen die Zustimmung für den Verfassungsvertrag im Herbst 2004 

gering war, wurden eher spät terminiert. In der Termingestaltung zeigt sich auch 

ein Misstrauen gegenüber den Bürgern: Die Ratifikationen mit Referendum wur-

den tendenziell an das Ende der Ratifikationsperiode verlegt, so z.B. Großbritan-

nien, Polen, Tschechien und Dänemark.9 

 

Über dieses Muster hinaus lassen sich auch Einzelbeispiele für politisch moti-

vierte Terminierungen anführen. So wurde die Vertragsratifikation durch den 

deutschen Bundestag auf einen Termin zwei Tage vor dem französischen Refe-

rendum verlegt, als sich dort eine Ablehnung des Verfassungsvertrags abzeich-

nete.  

Und nach dem Referendum in den Niederlanden sprachen sich EU-Parlamentarier 

und der luxemburgische Ministerpräsident Juncker dafür aus, die weiteren Refe-

renden auszusetzen, weil man eine zunehmend negative Einstellung zur Verfas-

sung spürte. Aus juristischen und aus Gründen der politischen Glaubwürdigkeit 

wurde das luxemburgische Referendum dann doch abgehalten, aber bis zum Juli 

2005 die Referenden in Dänemark, Portugal, Irland, Polen und Tschechien bis auf 

                                                
9 Das beschriebene Muster ist in einer Graphik deutlich zu erkennen, die die Terminierung des Ratifika-
tionsprozesses darstellt. Diese Graphik findet sich auf der Internetseite des Centrums für Angewandte 
Politikforschung (CAP), München, Stand Dezember 2006. 
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weiteres vertagt. Finnland und Großbritannien setzten sogar die parlamentari-

sche Ratifikation aus.10 

 

 

VertiefungVertiefungVertiefungVertiefung    
Stand der Ratifikationen Stand der Ratifikationen Stand der Ratifikationen Stand der Ratifikationen     
Die Ratifikation des Verfassungsvertrages sollte in neun Staaten durch Refe-

renden und in 16 Staaten durch das Parlament erfolgen. In manchen Staa-

ten, wie z.B. den Niederlanden, hat das Referendum keinen bindenden Cha-

rakter.  

Bisher haben 15 Staaten den Verfassungsvertrag ratifiziert, davon zwei – 

Spanien und Luxemburg – durch Referendum. In Deutschland, Schweden 

und der Slowakei soll der Vertrag durch das Parlament ratifiziert werden, 

der Prozess liegt aber auf Eis. In fünf weiteren Staaten sind Referenden vor-

gesehen, die auf unbestimmte Zeit verschoben sind. In Frankreich und den 

Niederlanden wurde der Verfassungsvertrag in einem Referendum abge-

lehnt. Damit kann die notwendige Einstimmigkeit nicht erreicht werden und 

der Vertrag nicht in Kraft treten.  

    

Ratifikation in DeutschlandRatifikation in DeutschlandRatifikation in DeutschlandRatifikation in Deutschland    
In Deutschland gibt es keine Rechtsgrundlage für Referenden. Verfassungs-

zusätze, die ein Referendum ermöglichen würden, wurden bisher im Bun-

destag abgelehnt. Der Verfassungsvertrag wurde daher von Bundestag und 

Bundesrat rein parlamentarisch und ohne Volksbefragung ratifiziert. Aller-

dings hat Bundespräsident Köhler erklärt, er werde das Zustimmungsgesetz 

zum Verfassungsvertrag nicht ausfertigen, bis das Verfassungsgericht über 

entsprechende Verfassungsbeschwerden entschieden habe. Damit hat 

Deutschland den Vertrag nicht ratifiziert. Das Verfassungsgericht gab be-

kannt, dass mit einer Entscheidung über die anhängigen Verfassungsklagen 

momentan nicht zu rechnen ist.  

    

Mehr DemokratieMehr DemokratieMehr DemokratieMehr Demokratie, Stand Dezember 2006,  

www.mehr-demokratie.de/1063.html 

                                                
10 Richard, A./Pabst, Ronald (2005): Evaluation of the French referendum on the EU constitution. Com-
missioned by Democracy International. 
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Unter juristischen Gesichtspunkten ist der Verfassungsentwurf gescheitert, da er 

in zwei Ländern abgelehnt wurde. Änderungen der bestehenden Verträge – und 

bei dem Verfassungsvertrag handelt es sich drum – müssen einstimmig be-

schlossen werden. Das Referendum in Frankreich war gesetzlich bindend und 

das in den Niederlanden wurde für rechtlich bindend erklärt. Es macht daher ei-

gentlich wenig Sinn, den Ratifikationsprozess fortzusetzen – außer man hat die 

Absicht, die Regeln entsprechend der Ergebnisse zu verändern. Eine solche 

Missachtung gesetzlich bindender Wahlentscheidungen ist ein klarer Bruch de-

mokratischer Verfahrensweisen. 

Darüber hinaus aber ist die Fortsetzung des Ratifikationsprozesses nicht der von 

den EU-Bürgern bevorzugte Weg aus der Krise. Nur 22 % der Bürger unterstützen 

eine Fortsetzung des Ratifikationsprozesses. Eine viel größere Zahl, über 50 %, 

bevorzugt die Neuverhandlung des Vertrags, wobei von den Regierungen einer 

solchen Neuverhandlung – wie auch immer diese aussehen würde – kein Raum 

eingeräumt wird.  

    

In allen Ländern, in denen die Bürger selbst durch Referenden über den Verfas-

sungsvertrag entscheiden konnten, fanden massive Versuche seitens der Regie-

rungen statt, das Ergebnis zugunsten eines „Ja“ zu beeinflussen. In der Vergabe 

von Geldern für die öffentliche Debatte, wurden die Kritiker des Verfassungsent-

wurfs deutlich benachteiligt. Darüber hinaus übten die Regierungen politischen 

Druck auf die Bürger aus. Diese Faktoren gefährdeten die freie Meinungsbildung 

der Bürger und beschädigten die demokratische Legitimität der Referenden, in 

denen für den Verfassungsentwurf gestimmt wurde.  

 

 

VertiefungVertiefungVertiefungVertiefung    
Politisches Umfeld der ReferendenPolitisches Umfeld der ReferendenPolitisches Umfeld der ReferendenPolitisches Umfeld der Referenden    
Niederlande: Das Referendum in den Niederlanden hatte keine bindende 

Wirkung. Die Bürger waren damit gezwungen, sich auf das Versprechen der 

Regierungsparteien zu verlassen, das Ergebnis zu respektieren, sollte die 

Beteiligung bei mehr als 30 % liegen. Dieses Quorum war jedoch vollkom-

men willkürlich gewählt und entbehrt jeder gesetzlichen Grundlage. Zwi-

schen der Verkündigung des Datums des Referendums und dem Referen-

dum selbst lagen nur drei Monate. Ein Zeitraum, der für eine intensive öf-
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fentliche Debatte viel zu kurz ist. Obwohl die Regierung dem Parlament zu-

nächst zugesichert hatte, die Ja-Kampagne finanziell nicht zu bevorzugen, 

tat sie es im letzten Moment doch, als sich zwei Wochen vor dem Abstim-

mungstag das Nein abzeichnete. Am Ende erhielt die Ja-Seite 3 900 000 Eu-

ro, die Nein-Seite 400 000 Euro Förderung aus Steuergeldern. Das Parla-

ment nahm dies ohne Protest hin.11  

 

Spanien: Hier wurden Neutralitätskriterien verletzt. So erhielt die Ja-Seite 

entsprechend der Mehrheitsverhältnisse im Parlament ca. das zehnfache an 

öffentlichen Geldern im Vergleich zur Nein-Seite. Zivilgesellschaftliche Or-

ganisationen erhielten keine staatlichen Gelder, und private Förderung floss 

fast ausschließlich zu den verfassungsbefürwortenden Organisationen.12  

 

Luxemburg: Der populäre Regierungschef Juncker drohte im Falle der Ableh-

nung der EU-Verfassung mit seinem Rücktritt. Er verband damit bewusst die 

Ablehnung des Referendums mit der Ablehnung seiner Person – wohl wis-

send, dass die Luxemburger ihn sehr schätzen. 45 % der Luxemburger emp-

fanden diese Drohung dementsprechend als Erpressung.13 Bis auf eine klei-

ne Fraktion, die sich enthielt, ratifizierte das Luxemburger Parlament ge-

schlossen vor dem Referendum den Verfassungsvertrag. In dieser Lage 

blieb eine balancierte öffentliche Debatte faktisch aus.  

 

In allen europäischen Ländern war die Medienberichterstattung extrem ein-

seitig und umfassende öffentliche Debatten fanden auch aufgrund der poli-

tischen Einstellung der Regierungen nicht statt. Ein besonders krasses Bei-

spiel einer Ratifikation ohne vorausgehende öffentliche Debatte stellt Litau-

en dar, das den Entwurf zu einem Zeitpunkt ratifiziert hat, als dieser noch 

nicht einmal im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht war. Erst 

nach der Ratifikation wurde öffentlich bekannt, dass der ins Litauische ü-

bersetzte Verfassungstext 400 Übersetzungsfehler enthielt. 

    

                                                
11 Nijeboer, A. (2005): People’s vengeances. The Dutch referendum, in: European Constitutional Law 
Review, 1, 394–405 
12 Siehe: democracy international/Mas Democracia: Monitoring report on the Spanish Referendum, 
Madrid/Cologne 2005; www.democracy-international.org/monitoring.html 
13 Handelsblatt, 10. Juli 2005; Die Welt, 6. Juli 2005: „Die Volksabstimmung ist auch eine Wahl für oder 
gegen den Premier geworden: Gibt es ein Nein zur Verfassung, will Juncker – der längst dienende Re-
gierungschef in der EU – zurücktreten“.  
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Die öffentliche Diskussion im Anschluss an die Referenden in Frankreich und den 

Niederlanden war in der gesamten EU ebenfalls einseitig. Es wurde hauptsäch-

lich die Frage gestellt, wie sich die mehrheitliche Entscheidung der Bürger dieser 

Länder gegen den Verfassungsvertrag verstehen lässt. Die Frage, auf welchem 

Weg es zum mehrheitlichen Ja in Spanien und Luxemburg kam, war dagegen 

kaum von Interesse.  

Die von dieser Ungleichbehandlung ausgehende Botschaft war, dass die Nein-

Sager irrational und uninformiert handelten, während die Ja-Sager das Richtige 

getan hätten. In der Besprechung des Referendums in Frankreich wurde in den 

Medien und von fast allen Politikern gebetsmühlenhaft wiederholt, dass das Vo-

tum eine stark innenpolitisch motivierte Entscheidung gewesen wäre, in der die 

Bürgerinnen und Bürger ihr Missfallen mit der Person und Regierung Chirac 

kundgetan hätten. Betrachtet man, wie intensiv sich die Menschen in Frankreich 

mit dem Verfassungsentwurf auseinandergesetzt haben – es wurden in dieser 

Zeit über eine Million Titel zu diesem Thema ver-kauft –, wird die Absurdität und 

Opportunität dieses Arguments offensichtlich.  

 

 

KommentarKommentarKommentarKommentar    
Die Ratifizierung der Verfassung in der Bundesrepublik DeutscDie Ratifizierung der Verfassung in der Bundesrepublik DeutscDie Ratifizierung der Verfassung in der Bundesrepublik DeutscDie Ratifizierung der Verfassung in der Bundesrepublik Deutsch-h-h-h-

land land land land     
Da es in Deutschland noch nie einen Volksentscheid über einen wichtigen 

Schritt der europäischen Integration gegeben hat, wäre es gerade im Falle 

der EU-Verfassung wichtig gewesen, ein Referendum abzuhalten. Die Bun-

desregierung hat sich aber, anders als die meisten unserer Nachbarstaaten, 

gegen einen solchen Weg entschlossen und geht den „sicheren“ Weg der 

Ratifizierung durch Bundestag und Bundesrat.  

Häufig wird argumentiert, es genüge eine parlamentarische Ratifikation, da 

es sich um einen internationalen Vertrag handele und nicht um eine Verfas-

sung.14 Dem ist entgegenzuhalten, dass es nicht der formale Aspekt einer 

Verfassung ist, der aus demokratischer Sicht eine Abstimmung notwendig 

erscheinen lässt, sondern vielmehr der Grad an Kompetenzübertragung, al-

so an Souveränitätsabtretung. Insofern wären aus Sicht von Mehr Demokra-

                                                
14 Z. B. Ulrich, Bernd: „Blöken gegen Europa. Die EU-Verfassung bedarf keiner Volksabstimmung“, in: 
Die Zeit, 32, 2004. Erhältlich unter: http://www.zeit.de/2004/32/Glosse_1 
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tie, schon die dem Verfassungsvertrag vorangegangenen Vertragsstufen 

seit Maastrich zur Abstimmung zu stellen gewesen, wie dies etwa in Däne-

mark oder Irland üblich ist. Die Versäumnisse der Vergangenheit dürfen 

nicht als Rechtfertigung weiterer Versäumnisse in der Gegenwart dienen. 

Außerdem haben einige Länder, wie z. B. Luxemburg und die Niederlande, 

über den Verfassungsvertrag abgestimmt, die in ihrer Geschichte vorher 

noch nie einen Volksentscheid durchgeführt hatten. Offensichtlich wird die-

se Vertragsstufe in vielen Ländern als besonders legitimationsbedürftig an-

gesehen – jedoch nicht in Deutschland. 

 

Dr. Percy VogelDr. Percy VogelDr. Percy VogelDr. Percy Vogel, Mehr Demokratie e.V. 

  

 

 

 

Teil II Teil II Teil II Teil II –––– Alternativen Alternativen Alternativen Alternativen    

Die Bürgerinnen und BürDie Bürgerinnen und BürDie Bürgerinnen und BürDie Bürgerinnen und Bürger entscheiden  ger entscheiden  ger entscheiden  ger entscheiden  

lalalalasssssensensensen    
 

---- Transparente Transparente Transparente Transparenter Konventprozesses und demokratische Ratifikation r Konventprozesses und demokratische Ratifikation r Konventprozesses und demokratische Ratifikation r Konventprozesses und demokratische Ratifikation ----    
 

 

Die Stärkung der Demokratie – der Repräsentativen wie der Direkten Demokratie 

– muss im Zentrum einer Reform stehen, die nicht nur momentane Probleme lö-

sen will. Die EU muss zu einer Gemeinschaft weiterentwickelt werden, die für die 

Belange der Bürgerinnen und Bürger ihrer Mitgliedsstaaten da ist und von den 

Menschen Europas gestaltet und getragen wird. Um dieses Ziel zu erreichen, ge-

nügt es nicht, lediglich einige demokratische Rechte in die bestehenden EU-

Verträge aufzunehmen. Es müssen vielmehr diese Verträge selbst demokratisch 

verhandelt und überarbeitet werden.  

Aus dieser Einsicht heraus und als Reaktion auf die Ablehnung des Verfassungs-

vertrages in Frankreich und den Niederlanden hat Mehr Demokratie einen Vor-

schlag erarbeitet, wie die EU-Verträge nach demokratischen Regeln reformiert 

werden können. 
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Die Neugestaltung des Vertragswerkes soll durch einen direkt gewählten Kon-

vent stattfinden. In der Form des gewählten Konvents ist die demokratische Legi-

timierung des Reformprozesses (Wahl) am besten mit der notwendigen politi-

schen Erfahrung (politisch erfahrene Mitglieder) vereinbart. Über die Ergebnisse 

eines solchen Konvents sollen die Bürgerinnen und Bürger Europas in einem EU-

weiten Referendum entscheiden.  

Der Vorteil dieses Vorschlags ist, dass die Konstitution des Konvents und die 

Entscheidung über das Ergebnis demokratisch geregelt sind und der Konvents-

prozess selbst transparent und für die Bürgerinnen und Bürger zugänglich ist.  

Konvent und Referendum sind vor dem Hintergrund der heutigen Legitimations- 

und Vertrauenskrise der EU das beste Mittel, um die Aufmerksamkeit für Europa 

zu erhöhen. Sie würden die Identifikation der Menschen mit Europa stärken, und 

sie wären ein erster Schritt, eine gesamteuropäische politische Öffentlichkeit 

wachsen zu lassen, die Grundlage jeder wirklichen demokratischen Gemein-

schaft ist.  

 

Mehr Demokratie e.V. ruft deshalb zu einem demokratischen Konvent für ein 

demokratisches Europa auf.  

 

 

Ein demokratischer Konvent Ein demokratischer Konvent Ein demokratischer Konvent Ein demokratischer Konvent     
 

Die Arbeit des Konvents besteht darin, verschiedene Optionen für die politische 

Zukunft Europas zu prüfen. Er erhält das Mandat, einen konkreten Entwurf für 

diese künftige politische Verfasstheit Europas zu erarbeiten. Dabei ist eine ge-

samteuropäische Verfassung nur eine mögliche Option.  

 

Bevor der Konvent gewählt wird, verpflichten sich alle Länder der EU vertraglich 

(z.B. in einem Übergangsvertrag), das Ergebnis der Volksabstimmung und die Art 

ihrer Durchführung als bindend zu akzeptieren. Dieser Vertrag wird nach den 

jetzt gültigen Verfahrensregeln geschlossen. 

 

Konstitution des KonventsKonstitution des KonventsKonstitution des KonventsKonstitution des Konvents    
Der Konvent konstituiert sich aus von den Bürgern gewählten Mitgliedern aller 

europäischer Staaten. Durch die Wahl wird den Konventsmitgliedern das Ver-

trauen der Bürger ausgesprochen und der Konvent legitimiert. Die Mitglieder des 
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Konvents sind explizit weder nationalen noch parteipolitischen Interessen ver-

pflichtet, sondern nur ihrem Mandat als Konventsmitglieder. Der Konvent wie wir 

ihn vorschlagen, würde 100 Personen umfassen.  

 

Auf die Nominierung der Kandidaten für die Wahl in den Konvent sollen sowohl 

die nationalen Parlamente als auch die politischen Parteien Europas Einfluss ha-

ben. Das letzte Wort haben die Bürger, die am gleichen Tag in ganz Europa aus 

den Kandidaten die Mitglieder des Konvents auswählen. 

Zwischen Nominierung und Wahl erhält jeder Kandidat die Gelegenheit, sich in 

den Medien mit seinen Positionen vorzustellen. Durch die Nominierung bekann-

ter Personen sollte ein Grundvertrauen der Bürger in die Kandidaten gewährleis-

tet sein. 

 

Jedes Land entsendet zwei Landesvertreter in den Konvent, die von der Bevölke-

rung direkt gewählt werden. Die Landesvertreter sollten geachtete Personen des 

öffentlichen Lebens sein, die das Vertrauen der Bürger genießen. Das Parlament 

des jeweiligen Staates nominiert mehrere Kandidaten, die sich zur Wahl stellen.  

Die übrigen Konventsmitglieder werden über gesamteuropäische Listen von al-

len Bürgern Europas gewählt, wobei jede Stimme gleich zählt. Diese Listen wer-

den von Parteien bzw. Parteien-Bündnissen aufgestellt. Der Wahlmodus erlaubt 

den Wählern, Einfluss auf die Zusammensetzung der Liste zu nehmen (z.B. durch 

Kumulieren und Panaschieren).  

Sowohl bei der Nominierung der Landeskandidaten als auch bei der Aufstellung 

der europaweiten Listenkandidaten sind die Parlamentarier und Parteien aufge-

fordert Personen aus der gesamten Gesellschaft zu berücksichtigen und Ge-

schlechterparität einzuhalten.  

 

Das Präsidium des Konvents wird von den Konventsmitgliedern aus ihrem Kreis 

gewählt und hat die Aufgabe, den Konventsprozess zu moderieren. Es besitzt 

ausdrücklich keine Entscheidungsbefugnis.  

 

KonventsprozessKonventsprozessKonventsprozessKonventsprozess    
Der Konventsprozess soll transparent und offen für Eingaben und Anregungen 

von außen sein, ohne dass dadurch die Souveränität des Konvents in Frage ge-

stellt wird. Für den Konventsprozess muss ausreichend Zeit zur Verfügung ste-

hen. Eine einmalige Verlängerung des -Beratungszeitraums ist durch einen 

Mehrheitsbeschluss des Konvents möglich.  
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Der Konvent unterteilt seine Arbeit in eine bestimmte Anzahl von Abschnitten, 

über die er Zwischenergebnisse vorlegt. Einzelne Bürger, zivilgesellschaftliche 

Gruppierungen und Organisationen können beim Konvent jederzeit Vorschläge 

einreichen, sofern sie von mindestens 100 000 EU-Bürgern unterzeichnet sind. 

Das Verfahren für die Unterschriftensammlung entspricht dem Verfahren, wie es 

in der Europäischen Volksinitiative (European Citizen Initiative) zur Anwendung 

kommt.15 Der Konvent ist verpflichtet diese Vorschläge zu diskutieren.  

 

Alle Sitzungen des Konvents sind öffentlich. Entscheidungen innerhalb des Kon-

vents orientieren sich am Konsensprinzip, erfolgen aber bei Dissens durch bin-

dende Mehrheitsbeschlüsse.  

    

Ergebnis des KonventsErgebnis des KonventsErgebnis des KonventsErgebnis des Konvents    
Bei der abschließenden Präsentation des Konventsvorschlags darf der Konvent 

alternative Entwürfe vorstellen. Wenn eine qualifizierte Minderheit von zumin-

dest einem Drittel der Konventsmitglieder eine Alternative unterstützt, so muss 

diese vorgestellt werden.  

Er kann Alternativen für den Gesamtentwurf, für einzelne Kapitel oder für beson-

ders strittige einzelne Artikel des Entwurfs präsentieren, die dann auch alternativ 

abgestimmt werden können.  

 

 

Referendum über die Zukunft Europas Referendum über die Zukunft Europas Referendum über die Zukunft Europas Referendum über die Zukunft Europas     
 

Die Entscheidung über ein neues Europa kann nur von den Menschen, die in die-

sem Europa leben, gefällt werden. Ein europaweites Referendum über die Ergeb-

nisse des Konvents ist der richtige Weg, um in den europäischen Gesellschaften 

eine Debatte über die Vorlagen anzustoßen. Denn nur wenn die Bürgerinnen und 

Bürger selbst entscheiden können, wird sich ein lebendiges Interesse an den In-

halten des Vorschlags des Konvents entfalten.  

 

                                                
15 Im Verfassungsentwurf ist eine Europäische Volksinitiative vorgesehen (Art. I-47), mit der eine Million 
Bürger der Kommission einen Gesetzesvorschlag unterbreiten können (siehe dazu: Kap. 4, Teil I, S. x). 
Das Verfahren wie Unterschriften gesammelt werden und in wie vielen Staaten Bürger unterschreiben 
müssen, soll durch Europäisches Recht geregelt werden. Dazu gibt es aus der Zivilgesellschaft Vor-
schläge: www.democracy-international.org/eci.html  
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DurchführungDurchführungDurchführungDurchführung    
Das Referendum wird in Form nationaler Referenden, die am gleichen Tag in ganz 

Europa stattfinden, abgehalten. So ist eine wechselseitige Beeinflussung der 

Wählenden durch die Ergebnisse von Referenden in anderen Ländern ausge-

schlossen. Für dieses Vorgehen sprechen zwei weitere Gründe:  

 

• Für ein Unions-Referendum müsste der EU-Vertrag geändert werden. Dies 

bedeutet, dass sich die Staats- und Regierungschefs einstimmig auf einen 

gemeinsamen Vorschlag für ein solches Referendum einigen und dann alle 

nationalen Parlamente diesen ratifizieren müssen. Dass dies passiert, ist 

unwahrscheinlich, da das bestehende Einstimmigkeitsprinzip jedem Staat 

ein Veto einräumt.  

• Eine europaweite Abstimmung nach dem Mehrheitsprinzip könnte kleinen 

Mitgliedsstaaten gegen ihren Willen eine EU-Verfassung aufdrücken. Bei 

nationalen Referenden ist dies nicht möglich. 

 

In dem Referendum stehen alle konkurrierenden Vorschläge des Konvents zur 

Wahl. Die Bürgerinnen und Bürger können diese einzeln annehmen oder ableh-

nen. 

 

Ein Entwurf des Konvents ist dann angenommen und erhält völkerrechtlich bin-

dende Wirkung, wenn er von der Mehrheit der europäischen Bürgerinnen und 

Bürger angenommen wurde und gleichzeitig vier Fünftel der europäischen Staa-

ten zugestimmt haben.  

 

Folgen bei einer Ablehnung des EntwurfsFolgen bei einer Ablehnung des EntwurfsFolgen bei einer Ablehnung des EntwurfsFolgen bei einer Ablehnung des Entwurfs    
Bei der hier vorgeschlagenen Vorgehensweise für das europaweite Referendum 

gibt es zwei mögliche Formen der Ablehnung der Vorlagen: 

 
• Keine Vorlage erhält die nötige Mehrheit von Bürgern und vier Fünftel der 

Staaten. Damit ist die Annahme einer Verfassung gescheitert.  

• Eine der Vorlagen erhält die nötige Mehrheit, wird aber in einem oder bis 

zu einem Fünftel der Staaten (das entspricht bei 27 Staaten fünf Staaten) 

abgelehnt.  

 

Im ersten Fall ist die Annahme einer Verfassung gescheitert. Die Europäische U-

nion besteht in diesem Fall auf Basis der jetzigen Verträge in ihrer jetzigen Form 
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weiter. Durch eine solche Ablehnung würden Schwachstellen des europäischen 

Projekts offenbar und diese könnten im weiteren politischen Prozess berücksich-

tigt werden. Aufgrund der hohen Transparenz und Bürgernähe des Konventspro-

zesses scheint ein solcher Ausgang der Abstimmung aber äußerst unwahr-

scheinlich. 

 

Im zweiten Fall würde die gewählte Verfassung in Kraft treten. Für diesen Fall 

müssten bei der Einigung auf den Konventsprozess und das Referendum – z.B. in 

dem eingangs erwähnten Übergangsvertrag – Regelungen gefunden werden.  

Wir sprechen uns ganz ausdrücklich gegen den Ausschluss solcher Staaten aus 

der Gemeinschaft aus. Genauso lehnen wir den Zwang zur Übernahme der ge-

wählten Verfassung durch die betroffenen Länder ab.  

Es gibt verschiedene denkbare Möglichkeiten, wie der Prozess in einem solchen 

Fall weitergeführt werden könnte: 

 

• Aus der jüngeren europäischen Geschichte kennen wir den Fall, dass in 

einem Staat, Dänemark, zweimal über einen Vertrag abgestimmt wurde. 

Die Dänen stimmten dabei nicht zweimal über den gleichen Vertragsinhalt 

ab, sondern über einen geänderten Text, der ihnen Ausnahmen einräumte 

(sog. „Opting Out“).  

• Die Europäische Union könnte sich als Gemeinschaft mit verschiedenen 

Intensitäten der Integration konstituieren. Dies wird schon jetzt in mehre-

ren Bereichen praktiziert: nur 13 der 27 Staaten haben den Euro als ge-

meinsame Währung, in England gilt die Sozialcharta nicht, etc. Eine Aus-

weitung dieses Prinzips auf andere Bereiche ist denkbar. Jeder der betrof-

fenen Staaten könnte sich dann entsprechend seinen Wünschen und Be-

dürfnissen in die Gemeinschaft integrieren. Ein weiteres Beispiel für sol-

che Teilintegrationen ist der Europäische Wirtschaftsraum (EWR), in dem 

vier Nicht-EU Länder – Island, Lichtenstein, Norwegen, Schweiz – Mitglied 

sind und bis zu 80 % der europäischen Gesetze zum Binnenmarkt über-

nommen haben.  

 

Angesichts der momentanen Lage der Europäischen Union ist abschließend zu 

sagen, dass der demokratische Prozess von Konvent und Referendum über das 

Konventsergebnis den angemessensten Weg aus der „Krise“ der EU darstellt. 

Das Verfahren ermöglicht eine Debatte über die Aufgaben, die Ziele und Ideale 

und die adäquate Verfasstheit Europas auf der einzigen Basis, die den Prinzipien 
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einer bürgernahen Demokratie entsprechen. Auf diesem Weg können die Wün-

sche und Bedürfnisse der Menschen Europas gehört werden und eine Form fin-

den, die ihnen gerecht wird. 

Gerade wenn man die kulturelle Vielfalt Europas in Betracht zieht, erscheint es 

sinnvoll, über einen offenen Prozess eine demokratische Form für eine politische 

Union zu finden. Die traditionellen Vorstellungen von Demokratie und die demo-

kratischen Instrumente und Institutionen sind überwiegend innerhalb des kultu-

rell relativ homogenen Raumes der Nationalstaaten entstanden. Sie müssen wei-

terentwickelt werden, um der Geschichte und der Vielfältigkeit Europas entspre-

chen zu können. Angesichts dieser Umstände, wird man sich von der Idee eines 

homogenen, zentralistischen Superstaates verabschieden müssen. Es wird dar-

auf ankommen, eine neuartige politische Verfasstheit für die EU zu finden, die 

den Unterschiedlichkeiten in Europa Raum lässt.  

Nach 50 Jahren ohne wirkliche Demokratie in der EU ist es notwendig, einen gro-

ßen Schritt in diese Richtung zu tun.  
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2222 Der Superstaat  Der Superstaat  Der Superstaat  Der Superstaat ––––        

Macht in der Europäischen UnionMacht in der Europäischen UnionMacht in der Europäischen UnionMacht in der Europäischen Union    
 

---- Die Kompetenzverteilung zwischen d Die Kompetenzverteilung zwischen d Die Kompetenzverteilung zwischen d Die Kompetenzverteilung zwischen den Mitgliedsstaaten und der EU en Mitgliedsstaaten und der EU en Mitgliedsstaaten und der EU en Mitgliedsstaaten und der EU ----    
 

 

Die Europäische Union hat sich längst zu einem quasi-staatlichen Gebilde entwi-

ckelt. Immer mehr der entscheidenden Belange, die das Leben der Menschen in 

Europa betreffen, werden in Brüssel gefällt. Die Gestaltung der Politik entfernt 

sich immer weiter von den Bürgerinnen und Bürgern. Der politische Spielraum 

der nationalen Parlamente ist bereits jetzt stark eingeschränkt und würde mit 

dem vorliegenden Verfassungsentwurf noch kleiner werden. Die Entscheidungs-

kompetenz und der politische Einfluss der Regionen, seien es deutsche Bundes-

länder, französische Departements oder italienische Regionen, sind noch gerin-

ger. In der EU werden heute deutlich über die Hälfte aller Gesetze nicht mehr von 

den nationalen oder föderalen Parlamenten erlassen, sondern von den Brüsseler 

Institutionen bestimmt.  

Die Politik in Brüssel liegt in den Händen einer bürokratischen Elite, die weder 

von den Bürgerinnen und Bürgern durch Wahl kontrolliert wird noch einen unmit-

telbaren Zugang zu den Bedürfnissen der Menschen hat. Die Politik der EU ent-

wickelt sich immer mehr in Richtung einer klassischen Machtpolitik. Diese ist 

nicht vorrangig von der Kooperation der Staaten und ihrer Bürger bestimmt, 

sondern auch von einem Geltungsanspruch, der von einer kleinen Elite formuliert 

wird, und der für Europa, gemessen an der Zahl der hier lebenden Menschen, 

einen überproportionalen weltweiten Einfluss einfordert. In der Europäischen 

Union gibt es auch aufgrund dieser Konstellation eine immer stärkere Tendenz 

zum Zentralismus. Die Demokratisierung hält mit dieser Entwicklung nicht 

Schritt. So kommt es – gewollt oder ungewollt – durch die jetzige Integrations-

politik, die sich einseitig auf das Kriterium der Effizienz stützt, zur Verletzung 

und Beschränkung demokratischer Prinzipien und Rechte.  

    

Die EU ist die am weitesten entwickelte transnationale politische Gemeinschaft 

der Welt. Sie ist ein „Zwischen“, hat aber unter demokratischen Gesichtspunk-

ten erhebliche Defizite.  

Die Träger einer Staatengemeinschaft sind die einzelnen Mitgliedsstaaten, die 

der Union für einzelne Bereiche der politischen Gestaltung Kompetenzen über-
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tragen. Diese Kompetenzen können der Koordination der Politik der Mitglieder-

staaten dienen oder Befugnisse sein, die es der Union erlauben, den Mitglieder-

staaten eine bestimmte Politik vorzugeben.  

Die zentralen Organe der Gemeinschaft sollen nur insofern Macht und Kompe-

tenzen haben, wie diese ihnen von den Mitgliederstaaten übertragen werden. 

Unter demokratischen Gesichtspunkten ist eine solche Integration von Staaten – 

wie sie z.B. auch in föderalistischen Staaten gegeben ist – nur unter den zwei 

Grundsätzen der kontrollierten Abgabe von Souveränität und der Subsidiarität 

vertretbar. Beide wahren die Rechte der Bürger und stellen ihren politischen Ein-

fluss sicher.  

 

 

VertiefungVertiefungVertiefungVertiefung    
SouveränitätSouveränitätSouveränitätSouveränität bezeichnet die Unabhängigkeit eines Staates von anderen 

Staaten (Souveränität nach außen) und die Selbstbestimmtheit der politi-

schen Gestaltung im Inneren (Souveränität nach innen). Die Unabhängigkeit 

der Staaten voneinander ist in der modernen Welt durch die vielfältigen 

wirtschaftlichen und politischen Verflechtungen und die verschiedenen in-

ternationalen Organisationen verloren. Im Kontext der europäischen Integ-

ration betrifft die Frage nach der kontrollierten Abgabe von Souveränität 

entsprechend auch die „Souveränität nach innen“. Im Integrationsprozess 

geben die europäischen Staaten Teile dieser Souveränität, d.h. ihrer politi-

schen Gestaltungsmöglichkeiten, an die EU ab. Zentral ist in diesem Pro-

zess, dass jedes Land über die Abgabe von Teilen seiner Souveränität ent-

scheiden können muss. Die Entscheidung Souveränität abzugeben, kann in 

legitimer Weise nur vom „Souverän“, von der Instanz in einem Staat, die 

Träger der Souveränität ist, getroffen werden. In einer Demokratie ist das 

Volk der Souverän. Zwar geben die Bürgerinnen und Bürger die Ausübung 

ihrer Souveränität an das Parlament ab, aber bei der folgenreichen Abtre-

tung von Kompetenzen an eine überstaatliche Ebene, wie es die EU ist, soll-

ten sie in Form von Referenden das letzte Wort haben. 

 

Für den staatspolitischen Bereich bedeutet SubsidiaritätSubsidiaritätSubsidiaritätSubsidiarität, dass die ver-

schiedenen Aufgaben innerhalb eines staatlichen Gebildes von den 

kleinstmöglichen Einheiten übernommen werden, z.B. von Bürgerinitiativen, 

Vereinen, Verbänden oder Kommunen. Wenn diese mit der konkreten Auf-
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gabe im Hinblick auf das gemeinschaftliche Wohl überfordert sind, ist die 

übergeordnete Ebene verpflichtet, die Aufgabe zu übernehmen oder bei ih-

rer Bewältigung Hilfe zu leisten. Die kleinere Einheit besitzt also einen 

Handlungsvorrang, die größere eine Unterstützungspflicht. Die größere Ein-

heit darf nicht ohne das Einverständnis der jeweils kleineren aktiv werden.  

 

In Bezug auf die europäische Integration bedeutet Subsidiarität, dass die 

EU nur tätig werden darf, wenn die Mitgliedsstaaten erstens die zu treffen-

den Maßnahmen nicht selbst umsetzen können und ein unterstützendes 

Eingreifen der Gemeinschaft erforderlich ist (Kriterium der Erforderlichkeit). 

Und zweitens, die Gemeinschaft das angestrebte Ziel besser erreichen kann 
(Kriterium der Effizienz). Beide Kriterien müssen erfüllt sein, so dass die 

Gemeinschaft nicht schon dann tätig werden kann, wenn sie eine bestimmte 

Aufgabe besser wahrnehmen könnte, sondern erst dann, wenn die Mit-

gliedsstaaten die Aufgabe gar nicht mehr ausreichend wahrnehmen kön-

nen. Es bedeutet aber auch, dass die Kompetenzen auf der niedrigstmögli-

chen Ebene angesiedelt sein müssen (Prinzip der Dezentralität).  

In der politischen Praxis der EU erweist sich das Prinzip der Subsidiarität als 

verhältnismäßig wirkungsschwach. Dies liegt vor allem daran, dass es sich 

der politischen Dynamik der fortschreitenden Integration unterzuordnen hat 

– obwohl es seinem Wesen nach dieser Dynamik Widerstand entgegenset-

zen müsste. Darüber hinaus gibt es keine Überwachung der Einhaltung des 

Subsidiaritätsprinzips. Es funktioniert in der EU nicht seinem Zweck ent-

sprechend, als Begrenzung zentralistischer Tendenzen.  

 

    

 

Entscheidend für eine demokratische Integration sind also zwei Dinge. Einmal 

dürfen Kompetenzen, d.h. Souveränität nicht ohne das Einverständnis von Par-

lament oder Bürgerinnen und Bürger an die EU fallen. Und zweitens, müssen in 

der EU die Kompetenzen so bürgernah wie möglich angesiedelt sein, d.h. die EU 

darf keine Kompetenzen ausüben, die auch von den Mitgliedsstaaten, den Regi-

onen oder den Kommunen ausgeübt werden können.  

Es wird unter dem Deckmantel der Subsidiarität immer wieder behauptet, es gä-

be objektive Kriterien, nach denen entschieden werden könnte, auf welcher Ebe-

ne Kompetenzen angesiedelt werden müssen. Und die EU könne nach diesen Kri-

terien Aufgaben und Kompetenzen an sich ziehen. Dieses Argument ist schlicht 
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falsch. Es verkennt den Charakter von Subsidiarität und Dezentralität und ver-

letzt das Prinzip der Souveränität. Es verschleiert, dass jede Form demokrati-

scher, politischer Integration auf einem Willen der beteiligten Menschen zur Ges-

taltung des Gemeinwesens beruht. Die Form des Gemeinwesens – das heißt vor 

allem die Verteilung der Kompetenzen – geht auf eine Willensäußerung zurück 

und Kriterien wie Effizienz und Praktikabilität sind in diesem Zusammenhang 

nachrangig. Die Freiheit dieser Willensentscheidung wurzelt im Prinzip der Sou-

veränität.  

 

Die Europäische Union hat im Verlauf ihrer Geschichte und aufgrund des der In-

tegration zugrunde liegenden Gedankens eines immer stärkeren Zusammen-

wachsens der Union sukzessive ihren Zuständigkeitsbereich auf immer bedeu-

tendere Politikbereiche ausgedehnt. Der Entwurf der Europäischen Verfassung 

schreibt diesen Prozess fest und verlagert weitere Kompetenzen auf die EU. Die 

Rückverlagerung der Kompetenzen ist nur einstimmig möglich. Dadurch ist es für 

einzelne Staaten und für die Bürgerinnen und Bürger sehr schwierig, die Zentra-

lisierung in der EU auf ein sinnvolles Maß zu begrenzen. Entgegen dem Auftrag 

der „Erklärung von Laeken“ (siehe Kap. 1, S. 13) wurde eine Zurückverlagerung 

einzelner Politikbereiche an die Mitgliedsstaaten zu keinem Zeitpunkt ernsthaft 

vom Konvent oder der Regierungskonferenz geprüft.  

 

 

Teil I Teil I Teil I Teil I –––– Kritik  Kritik  Kritik  Kritik     

EinflussEinflussEinflussEinflussnahme ohne Grenzennahme ohne Grenzennahme ohne Grenzennahme ohne Grenzen    
 

---- Macht und Kompetenzen der EU Macht und Kompetenzen der EU Macht und Kompetenzen der EU Macht und Kompetenzen der EU----Organe Organe Organe Organe ----    
 

 

Die Machtausweitung der EU, wie sie im Verlauf des Integrationsprozesses statt-

gefunden hat, ist nicht immer deutlich zu erkennen. Ein Hauptproblem liegt dar-

in, dass es oft keine klaren Abgrenzungen zwischen den Kompetenzen der EU 

und denen der Mitgliedsstaaten gibt. Außerdem ist den EU Organen durch be-

stimmte Klauseln in den Verträgen die Möglichkeit gegeben, ihre eigenen Kom-

petenzbereiche auszuweiten und sich ohne eine Interventionsmöglichkeit sei-

tens der Bürgerinnen und Bürger oder der nationalen Parlamente eine größere 

Machtfülle anzueignen.  
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Die fortschreitende Ermächtigung der EU durch die ständige Übertragung von 

Kompetenzen ist in den verschiedenen Vertragswerken festgeschrieben und legt 

den Rahmen fest, in dem die EU-Institutionen arbeiten. Der Entwurf zu einem Ver-

fassungsvertrag treibt diesen Prozess auf einen neuen Höhepunkt – ein wichti-

ger Grund ihn in seiner jetzigen Form abzulehnen.  

 

Die zunehmende Zentralisierung in der EU zeigt sich innerhalb der Verträge pri-

mär auf drei Ebenen:  

 

• Der Zuständigkeitsbereich der EU wird ausgeweitet.  

• Im Vertragswerk gibt es verschiedene Möglichkeiten, wie bestehende 

Machtbeschränkungen der EU umgangen werden können und sich die EU 

weitere Kompetenzen aneignen kann.  

• Die Kontrollinstrumente, die die Kompetenzverteilung überwachen sollen, 

sind sehr schwach ausgebildet – oder fehlen völlig. 

 

 

Ausweitung der Zuständigkeiten der EUAusweitung der Zuständigkeiten der EUAusweitung der Zuständigkeiten der EUAusweitung der Zuständigkeiten der EU    
 

Nach dem Verfassungsentwurf kann die EU auf so gut wie allen Politikbereichen 

gesetzgeberisch tätig werden bzw. Maßnahmen (z.B. Festlegung gemeinsamer 

Standards, gemeinsame Programme) ergreifen. Der schon bestehende umfang-

reiche Zentralismus wird durch den Entwurf für eine Verfassung noch verstärkt. 

In diesem Entwurf werden die Zuständigkeiten zwischen Europäischer Union und 

den Mitgliedsstaaten in drei Gruppen eingeteilt. Auffällig ist dabei, dass in den 

meisten Bereichen die größere Kompetenz bei der EU liegt – entgegen dem Prin-

zip der Subsidiarität.  

 

Ausschließliche ZuständigkeAusschließliche ZuständigkeAusschließliche ZuständigkeAusschließliche Zuständigkeit der Unionit der Unionit der Unionit der Union  
In diesen Politikbereichen darf nur die EU gesetzgeberisch tätig werden und ver-

bindliche Rechtsakte erlassen (Art. I-12 [1]). In Art. I-13 sind die betroffenen Be-

reiche aufgelistet: 

Währung, Zoll, biologische Meeresschätze, Festlegung der für das Funktionieren 

des Binnenmarktes erforderlichen Wettbewerbsregeln, Außenhandel. 

In den bisherigen Verträgen gibt es diese Kompetenzklassen nicht. Die Politikbe-

reiche werden hintereinander mit den entsprechenden Regelungen aufgelistet. 
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Tendenziell erweitet diese Regelung den Einfluss der EU, da es wahrscheinlich 

ist, dass sich bei strittigen Zuordnungen von politischen Fragen zu einem Be-

reich die Sicht der EU durchsetzen wird.  

    

Geteilte ZuständigkeitGeteilte ZuständigkeitGeteilte ZuständigkeitGeteilte Zuständigkeit    
Der Begriff „Geteilte Zuständigkeit“ wird in Art. I-12 (2) des Verfassungsentwurfs 

erläutert: „Überträgt die Verfassung der Union für einen bestimmten Bereich ei-

ne mit den Mitgliedstaaten geteilte Zuständigkeit, so können die Union und die 

Mitgliedstaaten in diesem Bereich gesetzgeberisch tätig werden und verbindli-

che Rechtsakte erlassen. Die Mitgliedstaaten nehmen ihre Zuständigkeit wahr, 
sofern und soweit die Union ihre Zuständigkeit nicht ausgeübt hat oder ent-
schieden hat, diese nicht mehr auszuüben.“ (Hervorhebung durch die Autoren) 
Tatsächlich handelt es sich bei den Bereichen mit geteilter Zuständigkeit also 

um Bereiche mit Vorgriffsrecht der EU vor den Mitgliedsstaaten. Das Handeln der 

EU kann somit jederzeit – im Rahmen der übertragenen Befugnisse – das Han-

deln der Mitgliedsstaaten verdrängen. Dies ist eine auffällige Parallele zum Prin-

zip der konkurrierenden Gesetzgebung im deutschen Verfassungsrecht, was zu 

einer schleichenden Kompetenzzentralisierung in Deutschland beigetragen hat. 

In Art. I-14 sind die Bereiche mit „geteilter“ Zuständigkeit aufgelistet: 

Binnenmarkt, Innen- und Rechtsspolitik, Landwirtschaft und Fischerei, Verkehr 

und transeuropäische Netze, Energie, Sozialpolitik, Umwelt, Verbraucherschutz, 

gemeinsame Sicherheitsanliegen im Bereich des Gesundheitswesens, wirt-

schaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt. 

Nur in den Bereichen Forschung, technologische Entwicklung und Raumfahrt, 

Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe werden die Zuständigkeiten 

von EU und Mitgliedsstaaten tatsächlich „geteilt“, also parallel ausgeübt (Art. I-

14 [3] und [4]).  

    

KoordinierungsKoordinierungsKoordinierungsKoordinierungs---- und Ergänzungskompetenzen der Union und Ergänzungskompetenzen der Union und Ergänzungskompetenzen der Union und Ergänzungskompetenzen der Union    
Nach Art. I-12 (5) kann die EU Maßnahmen zur Unterstützung, Koordinierung und 

Ergänzung durchführen, „ohne dass dadurch die Zuständigkeit der Union … an 

die Stelle der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten tritt.“ Es handelt sich hier vor-

wiegend um finanzielle Unterstützungen.16 Das Unionshandeln kann über diese 

Maßnahmen erheblichen Einfluss auf die Politik der Mitgliedsstaaten ausüben 

(vgl. auch „Methode offener Koordinierung“ weiter unten). 
                                                
16 Laut Darstellung auf der EU-Webpage 
http://europa.eu.int/scadplus/constitution/competences_de.htm 
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In Art. I-15 sind die für diese Art von Zuständigkeit vorgesehenen Bereiche aufge-

listet: 

Industrie, Schutz und Verbesserung der menschlichen Gesundheit, allgemeine 

und berufliche Bildung, Jugend und Sport, Kultur, Katastrophenschutz, Touris-

mus, Verwaltungszusammenarbeit. 

 

Zu den auf diese drei Arten geregelten Zuständigkeiten kommen noch die sehr 

intensiv geregelten Sonderbereiche GASP (siehe dort, S. 47) sowie die Koordinie-

rung der Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik der Mitgliedsstaaten. 

Mit Sport, Tourismus, Verwaltungszusammenarbeit und Katastrophenschutz be-

kommt die EU nach dem Verfassungsentwurf komplett neue Politikbereiche ü-

bertragen, für die sie in den bisherigen Verträgen noch keine Zuständigkeit hat-

te.  

Es wird also deutlich, dass die EU in praktisch allen Feldern der politischen Ges-

taltung die alleinige gesetzgeberische Kompetenz hat, diese auf Wunsch an sich 

ziehen kann oder über andere Maßnahmen erheblichen Einfluss auf die Politik 

der Mitgliedsstaaten ausübt.  

 

 

KompetenzaneiKompetenzaneiKompetenzaneiKompetenzaneignung ohne demokratische Kognung ohne demokratische Kognung ohne demokratische Kognung ohne demokratische Kon-n-n-n-

trolletrolletrolletrolle    
 

Das Problem der Zentralisierung besteht nicht nur in der weitgehenden Macht-

zuweisung an die EU. Eine besondere Rolle in der undemokratischen Ausweitung 

von Zuständigkeiten spielen die Verfahren, mit denen in den Verträgen die Aus-

übung der Kompetenzen geregelt ist. Durch diese Verfahren kann zum Teil die in 

den Verträgen festgeschriebene Machtverteilung umgangen werden. Mit Hilfe 

dieser Klauseln ist es den EU-Organen möglich, sich Kompetenzen, vorbei an den 

Bürgerinnen und Bürgern sowie den nationalstaatlichen Parlamenten, anzueig-

nen.  

 

Die FlexibilitätsklauselDie FlexibilitätsklauselDie FlexibilitätsklauselDie Flexibilitätsklausel    
Ein zentrales Grundprinzip der EU ist der „Grundsatz der begrenzten Einzeler-

mächtigung“ (Art. I-11 [2]). Dieses Prinzip ist sowohl in den bestehenden Verträ-

gen als auch im Vertragsentwurf enthalten. Der Grundsatz besagt, dass die Uni-

on nur für diejenigen Bereiche zuständig ist, für die ihr die Mitgliedsstaaten Auf-



Kritik   Kritik   Kritik   Kritik       

 41 

gaben ausdrücklich zugewiesen haben. So darf die EU z.B. im Bereich Tourismus 

lediglich die Schaffung eines günstigen Umfeldes für die Entwicklung der Touris-

tikunternehmen anregen und die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedsstaa-

ten unterstützen, nicht aber Gesetze erlassen, die direkt den Tourismus betref-

fen (z.B. Standards vorschreiben u.ä.).  

Doch laut der Flexibilitätsklausel der EU-Verfassung (Art. I-18) kann die EU unter 

Umgehung dieses Grundsatzes Maßnahmen ergreifen, wenn der Ministerrat dies 

einstimmig beschließt und das Europäische Parlament diesem Beschluss zu-

stimmt.  

 

Die Anwendbarkeit der Klausel in den bestehenden Verträgen (Nizza-Vertrag, Art. 

308 EGV) ist auf den Gemeinsamen Markt beschränkt. Diese Klausel war aber in 

der Vergangenheit eine der am Häufigsten genutzten Rechtsgrundlagen der EU. 

Sogar eine Verordnung zur Terrorismusbekämpfung wurde trotz fehlender Kom-

petenzgrundlage über dieses Instrument erlassen. Das zeigt, wie stark in Brüssel 

die Versuchung ist, den Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung zu umge-

hen.  

 

Laut Verfassungsvertrag soll der Anwendungsbereich der Flexibilitätsklausel auf 

sämtliche im Teil III der Verfassung angeführten Politikbereiche ausgedehnt 

werden. Dies sind ohne Ausnahme alle Politikbereiche, für die die EU zuständig 

ist – und diese Zuständigkeit erstreckt sich, wie gezeigt, auf fast den gesamten 

politischen Bereich. Mit der neuen Flexibilitätsklausel wird also ein Instrument 

zur Verfügung gestellt, das im Dienste einer weiteren Zentralisierung steht, die 

weder durch eine Entscheidung der nationalen Parlamente noch von den Bürge-

rinnen und Bürgern legitimiert ist. Die neue Zustimmungspflicht des Europäi-

schen Parlamentes verstärkt zwar die Legitimation der Inanspruchnahme der 

Klausel, stellt aber wohl kaum eine Bremse gegen eine übermäßige Anwendung 

dar, da auch das Parlament – schon um seinen eigenen Machtbereich auszu-

dehnen – ein Interesse an mehr Regulierung seitens der EU hat. Die gewisse Le-

gitimierung, die die Anwendung dieser Klausel durch die Zustimmung des Euro-

päischen Parlaments hat, wird dadurch untergraben.  

 

Methode der offenen Koordinierung (MOK)Methode der offenen Koordinierung (MOK)Methode der offenen Koordinierung (MOK)Methode der offenen Koordinierung (MOK) 
Ein zentrales Instrument der schleichenden Kompetenzausweitung ist die „Me-

thode der offenen Koordinierung“. Dieses Instrument der EU-Politik wurde im 

Jahr 2000 durch den Europäischen Rat in Lissabon eingeführt. Es ist ein sog. „of-
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fenes Koordinierungsverfahren“, bei dem auf europäischer Ebene Leitlinien bzw. 

Zielvorgaben gesetzt werden, die von der nationalen und regionalen Politik um-

gesetzt werden müssen. Für die Verwirklichung dieser Ziele gibt es oft genaue 

Zeitpläne. Zwar ist die Umsetzung prinzipiell freiwillig – daher auch der Begriff 

„offen“ –, aber sie wird auf EU-Ebene überwacht und bewertet. Es gibt damit ei-

nen starken politischen Druck auf die Staaten und Regionen, die entsprechenden 

politischen Anstrengungen zu unternehmen. Die Vereinbarungen erlangen durch 

diese Regelung de facto Verbindlichkeit. Diese Methode der politischen Gestal-

tung ist weder an die vertragliche Kompetenzordnung noch an die vertraglich 

vorgesehenen Verfahren gebunden und ist daher unter demokratischen Ge-

sichtspunkten höchst problematisch. 

 

Die MOK ermöglicht Zielvorgaben seitens der Europäischen Union und eine Ü-

berwachung ihrer Umsetzung, die unabhängig von der vertraglich geregelten 

Verteilung der Kompetenzen ist – die, wie gezeigt, an sich schon zu weit reicht. 

Die Vorgaben der EU-Ebene verhindern eine Auseinandersetzung um die richtige 

Politik auf nationalstaatlicher und regionaler Ebene. Die Parlamente und Kom-

munalversammlungen werden in noch stärkerem Maße als bisher auf die Rolle 

eines bloßen Unterstützungsinstruments der EU-Politik reduziert.  

Die Methode der offenen Koordinierung steht den sowieso wenig ausgeprägten 

Anstrengungen um eine klare Abgrenzung der EU-Kompetenzen im Weg, wie sie 

nach dem Subsidiaritätsprinzip gegeben sein müsste.  

 

 

VertiefungVertiefungVertiefungVertiefung    
Die Methode offener KooDie Methode offener KooDie Methode offener KooDie Methode offener Koordinierung in der Praxisrdinierung in der Praxisrdinierung in der Praxisrdinierung in der Praxis    
Der Europäische Rat hat im März 2000 in Lissabon Zielvorgaben für Bildung 

und Ausbildung beschlossen, mit denen er die sehr eingeschränkten EU-

Kompetenzen in diesem Bereich überschritten und in nationale Hoheits-

rechte, z.B. die der deutschen Länder, eingegriffen hat. Diese Vereinbarun-

gen wurden im Rahmen der „offenen Koordinierung“ getroffen. 

 

Auf seiner Tagung am 12. Februar 2001 hat der Europäische Rat (Bil-

dung/Jungend) einen Bericht über die konkreten künftigen Ziele der Bil-

dungssysteme angenommen. Der Bericht enthält drei übergeordnete Ziele 
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für die Bildungspolitik mit jeweils einer Reihe von untergeordneten Zielset-

zungen, die den Gestaltungsspielraum der nationalen, regionalen und 

kommunalen Gesetzgeber auf ein Minimum reduzieren.  

Der Bericht enthält ferner eine Entscheidung zugunsten der Anwendung der 

offenen Koordinierung im Bildungsbereich. Diese hat der Rat in Stockholm 

(März 2001) bestätigt. Er forderte einen Bericht mit einem detaillierten Ar-

beitsprogramm über die Verwirklichung der Ziele im Bereich der Bildungs-

systeme an, in dem er auch eine Beurteilung ihrer Umsetzung verlangte. 

Dies zeigt deutlich den Druck, dem die Gesetzgeber ausgesetzt sind. 

 

Bezeichnenderweise hat die für Bildung und Kultur zuständige Kommissarin 

Viviane Reding die Entwicklungen im Bildungsbereich in einer Rede vor dem 

Zentrum für Europäische Integrationsforschung der Universität Bonn am 7. 

März 2001 als „stille Revolution“ charakterisiert – eine Revolution, die auf 

Kosten der Demokratie und der Bürgernähe der Politik erkauft wurde. 

 

 

 

 

Verfassungsänderungen ohne parlamentarische RatifikationVerfassungsänderungen ohne parlamentarische RatifikationVerfassungsänderungen ohne parlamentarische RatifikationVerfassungsänderungen ohne parlamentarische Ratifikation    
Der Verfassungsentwurf enthält im Unterschied zu den bisherigen Verträgen 

zwei als Passarelle bezeichnete Möglichkeiten, Teile der Verfassung ohne die 

bisherige Erfordernis der Einstimmigkeit und der Ratifikation abzuändern.  

 

Es gibt das sog. „vereinfachte Änderungsverfahren“, mit dem einerseits ermög-

licht wird, vom Einstimmigkeitsprinzip zur qualifizierten Mehrheit und anderer-

seits, vom besonderen zum ordentlichen Gesetzgebungsverfahren überzugehen 

(IV-444)17. Voraussetzung ist ein einstimmiger Ratsbeschluss und die Zustim-

mung des Europäischen Parlaments. Jedes nationale Parlament kann innerhalb 

von sechs Wochen Widerspruch einlegen – eine viel zu kurze Zeit. Ein nationales 

Referendum – wie es bei Vertragsreformen in einigen Mitgliedsstaaten sogar 

vorgeschrieben ist – wäre aber nicht möglich.  

Auf diesem Weg könnte gegen den Widerstand der Bevölkerung der EU-

Mitgliedsstaaten für bestimmte Bereiche der Zuständigkeit der EU die Einfluss-

                                                
17 Das ordentliche Gesetzgebungsverfahren ist das normale Verfahren für Gesetze in der EU. Es folgt 
dem Ablauf: Gesetzesvorschlag der Kommission, QMV im Ministerrat und Zustimmung des Parlamen-
tes. 
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nahme der Nationalstaaten beschränkt werden. Beispielsweise könnte der Über-

gang zu Mehrheitsentscheidungen im Bereich der GASP vollzogen werden – und 

dies angesichts der sehr problematischen Bestimmungen dieses Politikberei-

ches aus demokratiepolitischer Sicht. 

 
Die zweite Möglichkeit ist das sog. „vereinfachte Änderungsverfahren betreffend 

die internen Politikbereiche der Union“ (IV-445). Danach ist es möglich, 154 der 

321 Bestimmungen des Teils III der Verfassung (ausgenommen sind vor allem die 

GASP und die institutionellen Bestimmungen) ohne eine Regierungskonferenz 

und ohne Zustimmung des Europäischen Parlamentes zu ändern, sofern es nicht 

zu einer Ausdehnung der Zuständigkeiten der Union kommt. Alle Mitgliedsstaa-

ten müssen einem solchen einstimmigen Ratsbeschluss zustimmen, wobei im 

Unterschied zum ordentlichen Verfassungsänderungsverfahren (IV-443) nicht 

von einer „Ratifikation“, sondern lediglich einer „Zustimmung“ gesprochen wird. 

Es ist daher unklar, ob die Zustimmung der nationalen Parlamente bzw. durch 

Referendum erforderlich ist.  

Der Vorbehalt, dass es keine Zuständigkeitsausweitung geben darf, bedeutet 

nicht besonders viel. Denn dies bezieht sich auf die Politikbereiche. Die Union 

hat aber bereits jetzt eine Zuständigkeit in fast allen Politikbereichen. Wichtig für 

die Politikgestaltung der EU sind vor allem die Handlungsermächtigungen inner-

halb der bereits übertragenen Politikbereiche (auch Kompetenzergänzung ge-

nannt). Diese können aber sehr wohl im Wege der Passarelle ausgebaut werden.  

 

Diese beiden Instrumente erlauben es der Europäischen Union, ihre Kompeten-

zen vorbei an den Bürgerinnen und Bürgern und im zweiten Fall sogar vorbei an 

ihren gewählten Vertretern im EU-Parlament zu erweitern. Die Zustimmung, 

durch die nationalen Parlamente ist aufgrund der knappen Frist, der „Durchwink-

Mentalität“ und der Schwierigkeit für die Parlamentarier die äußerst komplexe 

EU-Politik zusätzlich zur nationalen Politik zu überblicken, kein wirklicher Kon-

trollmechanismus (siehe auch Kap. 1, S. 16).  
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Schwache KontrollmechanismenSchwache KontrollmechanismenSchwache KontrollmechanismenSchwache Kontrollmechanismen    
 

Die Kontrolle der Politik durch die Bürgerinnen und Bürger und der Regierung 

durch das Parlament ist eines der zentralen demokratischen Prinzipien.  

Für ein quasi-staatliches Gebilde, wie es die EU ist, sind Kontrollmechanismen 

ein vitaler Bestandteil der demokratischen Verfasstheit. Besonders wichtig sind 

Mechanismen, die eine schleichende Zentralisierung verhindern, die in Berufung 

auf das Subsidiaritätsprinzip in der EU immer wieder erfolgt ist. Die bisher ana-

lysierten Politikinstrumente geben den EU-Organen weitreichende Möglichkei-

ten, die eigene Macht auszuweiten.  

Weder in den bestehenden Verträgen noch im Verfassungsentwurf gibt es aber 

ausreichende Kontrollmechanismen für die nationalen Parlamente – und schon 

gar nicht für die Bürgerinnen und Bürger. 

 

Ausweitung von qualifizierten Entscheidungen im MinisterratAusweitung von qualifizierten Entscheidungen im MinisterratAusweitung von qualifizierten Entscheidungen im MinisterratAusweitung von qualifizierten Entscheidungen im Ministerrat    
In engem Zusammenhang mit den verschiedenen Möglichkeiten der EU sich wei-

tere Kompetenzen anzueignen, steht die Zunahme von Entscheidungen im Minis-

terrat, die mit qualifizierter Mehrheit (QMV) gefällt werden.  

Dies wäre auf der Basis einer klaren, nicht zentralistischen Kompetenzordnung 

zu begrüßen, da die Blockaden eines einzigen Staates verhindert werden und 

damit die Union handlungsfähiger gemacht wird. Angesichts der beschriebenen 

Defizite bei der Verteilung der Kompetenzen verstärkt die Tendenz zu immer 

mehr Mehrheitsentscheidungen aber den Zentralismus. Ein einzelner Staat, der 

Kritik an einem Gesetzesentwurf der EU hat, weil sich dieser auf Politikbereiche 

erstreckt, die eigentlich in die nationale Zuständigkeit fallen, könnte überstimmt 

werden. Ebenso können Staaten überstimmt werden, die bestimmte Entschei-

dungen gemäß ihrem Souveränitätswillen weiterhin auf mitgliedsstaatlicher E-

bene fällen wollen. Mit der Zurückdrängung der Einstimmigkeit wird also ein Me-

chanismus eingeschränkt, der jetzt eine gewisse Kontrollfunktion gegenüber ei-

nem übermäßigen Zentralismus darstellt. 

 

Wirkungsschwache SubsidiaritätskontrolleWirkungsschwache SubsidiaritätskontrolleWirkungsschwache SubsidiaritätskontrolleWirkungsschwache Subsidiaritätskontrolle 
Eine wirksame vorbeugende Subsidiaritätskontrolle gibt es ausgerechnet nicht 

für die Organe, die am Dringendsten darauf angewiesen wären – die nationalen 

Parlamente. Diese haben nach dem Verfassungsentwurf (Protokoll über die An-

wendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit) ledig-
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lich ein Beschwerderecht und auch dies nur, wenn ein Drittel aller nationalen 

Parlamente innerhalb von sechs Wochen eine entsprechende Stellungnahme ab-

geben. Innerhalb dieser kurzen Frist ist es für die nationalen Parlamente kaum 

möglich, neben der Kontrolle ihrer nationalen Regierung und der nationalen Ge-

setzgebung auch noch die zahlreichen Rechtsaktsentwürfe der EU auf die Ver-

einbarkeit mit dem Subsidiaritätsprinzip zu kontrollieren. Und selbst wenn es ein 

Drittel der nationalen Parlamente gelingen sollte, innerhalb der Frist eine Verlet-

zung dieses Prinzips darzulegen, so führt dies nur zu einer erneuten „Überprü-

fung“ des Entwurfes des Rechtsaktes durch die Europäische Kommission.18 

 

VertiefungVertiefungVertiefungVertiefung    
Kontrolle der Regierungsvertreter im Ministerrat Kontrolle der Regierungsvertreter im Ministerrat Kontrolle der Regierungsvertreter im Ministerrat Kontrolle der Regierungsvertreter im Ministerrat     
Die Kontrolle der nationalen Parlamente über ihre Vertreter im Ministerrat 

wurde bisher nur in geringem Maße auf europäischer Ebene geregelt. Sie 

liegt weitgehend in den Händen der Mitgliedsstaaten. Entsprechend variie-

ren die konkreten Kontrollmöglichkeiten der nationalen Parlamente stark.  

 

Im Amsterdamer Vertrag ist eine Grundlage der Beteiligung der National-

staaten verankert. Diese schreibt die Verpflichtung fest, den nationalen Par-

lamenten die für die Akte des Rates oder des Europäischen Parlaments rele-

vanten Unterlagen und die prälegislativen Konsultationsdokumente der 

Kommission zu übermitteln. Das Amsterdamer Vertragswerk trifft allerdings 

keine Aussage darüber, von wem diese Dokumente übermittelt werde sol-

len. In der Regel werden sie über den Ministerrat, letztendlich also über die 

Regierungen, an die Parlamente weiter gegeben. Ausgenommen von dieser 

Weiterleitungspflicht sind, laut Geschäftsordnung des Rates, allerdings 

„Entscheidungsprozesse, die zum Erlass von internen Maßnahmen, von 

Verwaltungsakten oder Haushaltsmaßnahmen, von Rechtsakten betreffend 

die interinstitutionellen oder die internationalen Beziehungen oder von 

nicht bindenden Rechtsakten (…) führen“19. Es werden also wesentliche 

Gegenstände der nationalparlamentarischen Mitwirkung entzogen. 

                                                
18 Art. 7 des Protokolls über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßig-
keit lautet: „Nach Abschluss der Überprüfung kann die Kommission … beschließen, an dem Entwurf 
festzuhalten, ihn zu ändern oder ihn zurückzuziehen. Dieser Beschluss muss begründet werden.“ 
19 Geschäftsordnung des Rates, Kap. 7  
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Die unterschiedlichen Ausprägungen der Kontrolle, die die nationalen Par-

lamente über die Vertreter im Ministerrat ausüben, reichen von einem bin-

denden Verhandlungsmandat für das Regierungsmitglied (z.B. Dänemark, 

Österreich und Finnland) über das Recht zur Abgabe unverbindlicher Stel-

lungnahmen (z.B. in Frankreich, Großbritannien und Deutschland) bis zu le-

diglich einzelfallabhängigen Ex-post-Informationen durch die Regierung 

(z.B. in Griechenland, Spanien und Luxemburg). In der Praxis hebt sich das 

dänische Parlament mit den im Europaausschuss konzentrierten Mitwir-

kungsverfahren deutlich von allen anderen Parlamenten ab. So werden die 

dem finnischen, deutschen und österreichischen Parlament offenstehenden 

Möglichkeiten weitaus seltener genutzt.  

 

  

    
MangMangMangMangelnde demokratische Kontrolle in der Gemeinsamen Außenelnde demokratische Kontrolle in der Gemeinsamen Außenelnde demokratische Kontrolle in der Gemeinsamen Außenelnde demokratische Kontrolle in der Gemeinsamen Außen---- und  und  und  und 
SicherheitspolSicherheitspolSicherheitspolSicherheitspoliiiitik (GASP)tik (GASP)tik (GASP)tik (GASP)    
Der Verfassungsvertrag sieht weitreichende Veränderungen in der Gemeinsamen 

Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) vor. Dazu gehören die Aufrüstungsver-

pflichtung für alle Mitgliedsstaaten (Art I-41 [3])20; eine „Verteidigungsagentur“ 

(anfangs noch als Rüstungsagentur bezeichnet), die bereits eingerichtet wurde 

und u.a. für die Einhaltung der Aufrüstungsverpflichtung zuständig ist (Art. I-41 

[3])21; sowie die Ermöglichung von Kampfeinsätzen außerhalb des Hoheitsge-

bietes der Union (Art. III-309 [1]). Alle Punkte müssten zum Gegenstand einer 

breiten politischen Auseinandersetzung werden.  

Aus demokratischer Perspektive ist die mangelnde Kontrolle der EU-Politik in 

diesem Bereich als in hohem Maße problematisch zu bewerten. Entscheidungen 

über die GASP erfordern zwar Einstimmigkeit, aber ein Übergang zum Mehrheits-

verfahren ist möglich, mit Ausnahme des Bereichs Verteidigungspolitik (Art. III-

300 [1], [3] und [4]). Es existiert keine EU-parlamentarische Mitbestimmung im 

gesamten Bereich der GASP. Das Europaparlament hat lediglich ein Anhörungs-

recht (Art. I-41 [8]). Außerdem besteht keine gerichtliche Kontrolle, d.h., der 

EuGH ist nicht zuständig (Art. III-376). In dieser Kombination aus weitgehenden 

                                                
20 „Die Mitgliedsstaaten verpflichten sich, ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern“, 
Art. I-41 (3) 
21 Die Einrichtung der Rüstungsagentur geht auf eine jahrelange Lobbyarbeit der europäischen Rüs-
tungsindustrie zurück, vgl. Frenzel, M.: Die Ghostwriter, Deutche Welle, 30. Mai 2004, abrufbar unter 
http://www.dw-wprld.de/dw/article/0,1564,1217551,00.html  
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Handlungsermächtigungen und fehlenden Kontrollmechanismen liegt das be-

sondere Demokratiedefizit der GASP. 

 

Im Vergleich zu den bestehenden Verträgen, in denen die GASP bereits existiert, 

wird diese um die Aufrüstungsverpflichtung, die Rüstungsagentur und die Er-

möglichung von Kampfeinsätzen außerhalb des Hoheitsgebietes der Union er-

weitert.  

 

FazitFazitFazitFazit    
Das Ergebnis der Analyse dieses Kapitels ist, dass der europäische Integrations-

prozess von den politischen Eliten an den Bürgerinnen und Bürgern vorbei 

durchgeführt wird. Die vorgeschlagene EU-Verfassung würde diese Entwicklung 

fortführen. Sie enthält wirksame Automatismen zur weiteren Ermächtigung der 

EU, die aus demokratischer Perspektive hoch problematisch sind. Von einer kla-

ren Festsetzung der Zuständigkeiten von EU und den Mitgliedsstaaten, wie dies 

von einer „echten“ Verfassung zu erwarten wäre, kann also keine Rede sein.  

 

KommentarKommentarKommentarKommentar    
„Das Bundesjustizministerium hat für die Jahre 1998 bis 2004 die Zahl der 

Rechtsakte der Bundesrepublik Deutschland und die Zahl der Rechtsakte 

der Europäischen Union einander gegenübergestellt. Ergebnis: 84 Prozent 

stammten aus Brüssel, nur 16 Prozent originär aus Berlin.“  

 

„Die Zahlen des Bundesjustizministeriums verdeutlichen es: Über den weit-

aus größten Teil der in Deutschland geltenden Gesetze beschließt im Minis-

terrat die Bundesregierung, nicht der Deutsche Bundestag. Und jede Richt-

linie, die die Bundesregierung im Ministerrat verabschiedet, muss der Bun-

destag in deutsches Recht umsetzen. Das Grundgesetz sieht jedoch das 

Parlament als den zentralen Akteur der Gestaltung des politischen Gemein-

wesens vor. Es stellt sich daher die Frage, ob man die Bundesrepublik 

Deutschland überhaupt noch uneingeschränkt als eine parlamentarische 

Demokratie bezeichnen kann.“ 

    

Roman HerzogRoman HerzogRoman HerzogRoman Herzog (Bundespräsident a.D.) und Lüder GerkenLüder GerkenLüder GerkenLüder Gerken (Direktor des Zent-

rums für Europäische Politik), in: Die Welt, 13. Januar 2007 
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Teil II Teil II Teil II Teil II –––– Alternativen Alternativen Alternativen Alternativen    

Dezentrale MachtauDezentrale MachtauDezentrale MachtauDezentrale Machtaussssübungübungübungübung    
 

---- Demokratische Verteilung und Kontrolle der Kompetenzen  Demokratische Verteilung und Kontrolle der Kompetenzen  Demokratische Verteilung und Kontrolle der Kompetenzen  Demokratische Verteilung und Kontrolle der Kompetenzen ----    
 

 

Mehr Demokratie e.V. vertritt die Position, dass politische Entscheidungen so 

bürgernah wie möglich getroffen werden müssen. Es ist notwendig, dass es für 

die Bürgerinnen und Bürger möglich ist, Kompetenzen jederzeit wieder an sich 

zu ziehen. Besonders gilt das für solche Entscheidungsbefugnisse, die sich die 

EU auf eigene Initiative angeeignet hat oder die ihr ohne eingehende Prüfung 

übertragen wurden.  

Für die Zukunft müssen die Kompetenzbereiche von Union und Mitgliedsstaaten 

deutlich abgegrenzt sein. In dieser Kompetenzverteilung muss auch die regiona-

le bzw. kommunale Ebene berücksichtigt werden, die im Vertragsentwurf keine 

Berücksichtigung findet. 

 

Die folgenden Vorschläge zeigen auf, wie die Kompetenzverteilung auf EU-Ebene 

geregelt werden könnte. Dabei geht es nicht darum einen Entwurf vorzustellen, 

wie die Kompetenzen tatsächlich verteilt werden könnten oder müssten. Es geht 

darum, Verfahren aufzuzeigen und Instrumente vorzuschlagen, mit denen die 

Kompetenzverteilung demokratisch geregelt werden kann. Wie diese Verteilung 

konkret aussehen soll, muss der Entscheidung der Bürgerinnen und Bürger oder 

ihrer Vertreter in den nationalen Parlamenten überlassen bleiben. Das Problem 

wird hier entsprechend von seiner vertragsrechtlichen und verfahrenstechni-

schen Seite betrachtet.  

 

Die notwendige Reform der Verträge mit der ebenso notwendigen Rückverlage-

rung von Kompetenzen sollte im Rahmen des von uns vorgeschlagenen demo-

kratischen Konvents stattfinden. 

 

Reform der Verträge Reform der Verträge Reform der Verträge Reform der Verträge     
In eine demokratische EU, die transparent, bürgernah und politisch ausreichend 

kontrolliert ist, muss die Kompetenzverteilung dem Prinzip der Subsidiarität 

(siehe Kap. 2, S. 35) folgen und immer auf der niedrigstmöglichen politischen 

Ebene angesiedelt sein. Ausgehend von der jetzigen Lage, ist eine deutliche Ver-
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lagerung der Kompetenzen „nach unten“, weg von den zentralen EU-

Institutionen und hin zu den Mitgliedsstaaten und Kommunen/regionalen Kör-

perschaften notwendig.  

 

Das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung soll erhalten bleiben. Nach die-

sem Prinzip ist die EU nur für diejenigen Bereiche der politischen Gestaltung zu-

ständig, die ihr ausdrücklich von den Mitgliedsstaaten übertragen wurden.  

 

Der Grundsatz der Subsidiarität muss möglichst weitreichend umgesetzt wer-

den. Seine Anwendung darf sich nicht auf die Abgrenzung von Kompetenzen 

zwischen der EU-Ebene und der nationalstaatlichen Ebene beschränken. Auch 

Regionen und Kommunen müssen in die vertraglich geregelte Kompetenzvertei-

lung einbezogen werden. Über die Abgabe der ihnen zugeteilten Kompetenzen 

dürfen nur die betroffenen Körperschaften und die betroffenen Bürgerinnen und 

Bürger entscheiden.  

Entsprechend soll das Selbstbestimmungsrecht der Regionen und Kommunen in 

den EU-Verträgen verankert werden. Teil dieser Selbstbestimmung ist die Aus-

übung eigener Kompetenzen durch die Regionen und Kommunen und die Befug-

nis, im vertraglich festgelegten Rahmen Gesetze zu erlassen.  

Dieses Selbstbestimmungsrecht ist im Verfassungsentwurf nur für die Staaten 

mit selbstbestimmten Regionen und Kommunen gefordert (Art. I-5), nicht aber 

als prinzipielles Recht für alle Bürger der EU verankert. Da eine solche generelle 

Verankerung des Selbstbestimmungsrechts in die politischen Gefüge der Mit-

gliedsstaaten eingreift, muss ein solcher Schritt mit Zustimmung der Bürgerin-

nen und Bürger erfolgen.  

 

Der Ausschuss der Regionen soll ein Klagerecht vor dem Europäischen Gerichts-

hof – oder vor einem zu schaffenden Gerichtshof für Kompetenzabgrenzung 

(siehe unten) – erhalten, um so gegen Verstöße des Subsidiaritätsprinzips auf 

rechtlichem Weg vorgehen zu können.  

In dem von Mehr Demokratie vorgeschlagenen föderalen Modell der europäi-

schen Institutionen ist eine darüber hinausgehende Regelung zur Subsidiari-

tätskontrolle nicht notwendig, da es eine Staatenkammer gibt, die im Gesetzge-

bungsprozess die Interessen der Einzelstaaten vertritt (vgl. Kap. 3, S. 79).  

Sollen die hier vorgeschlagenen Reformen ohne eine parallele institutionelle Re-

form durchgeführt werden, ist eventuell eine solche Kontrollinstanz notwendig. 

Unser Vorschlag in diesem Fall wäre die Einrichtung eines zwischenstaatlichen 
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„Rats für Subsidiarität“, in den die einzelnen Länderparlamente Vertreter ent-

senden. Diesem Rat müssen alle Gesetzesentwürfe vorgelegt werden und er hat 

ein Vetorecht, wenn er das Prinzip der Subsidiarität verletzt sieht. Alternativ wä-

re auch die Schaffung eines Gerichtshofs für Kompetenzabgrenzungen denkbar, 

der sich aus Vertretern der nationalen Verfassungsgerichte zusammensetzt und 

vor dem sowohl Nationalstaaten als auch Regionen klagen könnten.  

 

Die Bürgerinnen und Bürger sollen die Möglichkeit haben, einmal abgegebene 

Kompetenzen wieder an sich zu ziehen. Eine Initiative zu einer solchen Rückver-

lagerung von Kompetenzen kann europaweit in Form eines EU-Bürgerbegehrens 

mit anschließendem EU-Bürgerentscheid stattfinden (siehe dazu Kap. 3, S. 73).  

 

Reform der VerfahrensweisenReform der VerfahrensweisenReform der VerfahrensweisenReform der Verfahrensweisen    
Eine zentrale Rechtfertigung für ein Handeln der EU-Organe außerhalb der von 

den Verträgen festgelegten Kompetenzverteilung waren – und sind – allgemeine 

Ziele der europäischen Integration, wie sie in den Artikeln 2, 3, 4 und der Präam-

bel der EU-Verträge definiert sind.  

Die EU soll nur noch aufgrund eindeutig definierter Kompetenzen handeln, wie 

sie in einem reformierten Vertragswerk ausformuliert werden müssen. Entspre-

chend sollen alle „flexiblen“ Klauseln aus den Verträgen gestrichen werden, die 

es den EU-Organen bisher erlaubten, Kompetenzen unter den genannten allge-

meinen Begründungen an sich zu ziehen. Entsprechend ist auch der Passus der 

„immer enger werdenden Union“22 aus der Präambel der EU-Verträge zu strei-

chen.  

 

Das zentrale Instrument mit dem sich die EU-Organe in der Vergangenheit Kom-

petenzen angeeignet haben, ist die sog. „Flexibilitätsklausel“ (in den bisherigen 

Verträgen: Art. 308 EGV, im Verfassungsentwurf Art. I-18). Dieser Artikel erlaubt 

es der EU unter Umgehung des Grundsatzes der begrenzten Einzelermächtigung, 

Maßnahmen zu ergreifen, wenn der Ministerrat dies einstimmig beschließt und 

das Europäische Parlament diesem Beschluss zustimmt (siehe dazu Kap 2, S. 

40).  

Dieser Artikel sowie die verwandten Artikel 94 und 95 im EU-Vertrag sollen abge-

schafft werden. Vor den inzwischen sehr weitreichenden Kompetenzen der Euro-

                                                
22 12. Erwägungsgrund Präambel EUV (Amsterdam) 
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päischen Union sind diese Klauseln nicht mehr akzeptabel, da mit ihnen dem 

politischen Handeln der Union keine klaren Grenzen gesetzt sind. 

 

Im Ganzen soll die Zahl der rechtlich bindenden Entscheidungen der EU durch 

klare Kompetenzabgrenzung auf einige Kernbereiche des Unionshandelns be-

schränkt werden. Aus der klaren Abgrenzung der Kompetenzen soll sich eine 

Vereinfachung der Rechtsakte ergeben.     

 

In der Zusammenschau mit unseren Vorschlägen zu einer Reform der Institutio-

nen wird deutlich, dass diese Vorschläge vor allem auf eine klare politische 

Struktur der Europäischen Union und der europäischen Rechtssetzung abzielen. 

Die EU soll für die Bürgerinnen und Bürger verständlich werden. Es muss einfach 

verständlich sein, welche Institution innerhalb des politischen Gefüges der EU 

welche Kompetenz hat und auf welche Weise diese Kompetenzen ausgeübt wer-

den können.  
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3333 Staatschefs und Bürokraten  Staatschefs und Bürokraten  Staatschefs und Bürokraten  Staatschefs und Bürokraten ––––            

                        Die politische Verfasstheit der EU Die politische Verfasstheit der EU Die politische Verfasstheit der EU Die politische Verfasstheit der EU     
    

---- Instrumente und Institutionen der Machtausübung  Instrumente und Institutionen der Machtausübung  Instrumente und Institutionen der Machtausübung  Instrumente und Institutionen der Machtausübung ----    
 

 

Die politische Verfasstheit der Europäischen Union ist das Resultat eines langen 

Integrationsprozesses, der fast ausschließlich von den nationalen Regierungen 

gestaltet wurde. Das institutionelle Gefüge der EU zeichnet sich durch die gerin-

ge Macht aus, die die gewählten Vertreter der Bürgerinnen und Bürger der EU im 

Gegensatz zu den von den Regierungen entsandten oder ernannten Vertretern 

haben. Weder die Prinzipien der repräsentativen Demokratie, die alle modernen 

Demokratien kennzeichnet, noch Elemente der Direkten Demokratie sind in der 

Europäischen Union voll oder nur ausreichend verwirklicht. Durch den übergro-

ßen Einfluss von Regierungen und Bürokraten auf die Gesetzgebung erhalten die 

Institutionen der EU eher einen Charakter, wie er für autoritäre Staatsformen ty-

pisch ist. Zwar wird diese Tendenz durch die Demokratie in den Mitgliederstaa-

ten abgemildert, darf aber im Interesse einer demokratischen Weiterentwicklung 

der EU nicht ignoriert werden.  

 

Dass die Menschen in der EU keinen Zugang zu den Institutionen und ihren Ver-

tretern finden, kann angesichts dieser Tatsachen nicht verwundern. Der Mangel 

an Demokratie ist nicht nur ein Defizit der politischen Architektur Europas, son-

dern auch und vor allem ein Defizit der politischen Kultur. Demokratie verlangt 

nach politischer Teilhabe am Meinungsbildungsprozess, nach Gestaltungsmög-

lichkeiten und nach Entscheidungsrechten der Bürgerinnen und Bürger. Die Ent-

stehung und das Wachsen einer solchen politischen Kultur werden durch die 

Verfasstheit der europäischen Institutionen verhindert.  

 

Die wichtigsten Kennzeichen demokratischer Institutionen sind: Transparenz, 

Gewaltenteilung23, Legitimiertheit durch Wahl, Kontrolliertheit durch die Mög-

                                                
23 Unter Gewaltenteilung oder Gewaltentrennung versteht man eine Verteilung der Staatsgewalt auf 
mehrere Träger. Für die modernen Demokratien gilt die Gewaltentrennung als unverzichtbare Voraus-
setzung. Wichtigstes Kennzeichen der Gewaltenteilung ist die Trennung der drei Staatsorgane Legisla-
tive (Parlament), Exekutive (Verwaltung einschließlich Regierung) und Judikative oder Jurisdiktion (Ge-
richte). Mit der Gewaltentrennung soll der Einfluss einer Staatsgewalt auf die anderen begrenzt wer-
den. 
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lichkeit der Abwahl und, dass Entscheidungen nur durch die gewählten Vertreter 

getroffen werden. Im Gefüge der EU-Institutionen sind auf die eine oder andere 

Weise alle diese Kriterien verletzt. Wenn die Bürgerinnen und Bürger, direkt oder 

über ihre Vertreter in den nationalen Parlamenten, mehr Einfluss auf die Politik 

der EU nehmen wollten, wäre es ihnen aufgrund der Verfasstheit der Institutio-

nen nicht möglich. Faktisch wird Europa von einer kleinen Elite aus Staatschefs, 

Regierungsvertretern und Bürokraten regiert. Dieser Zustand ist nicht hinnehm-

bar. Nur eine demokratische Verfasstheit Europas gewährleistet, dass sich die 

europäische Politik mit den Dingen beschäftigt, die die Menschen, die in Europa 

leben, bewegen. Und nur eine demokratische Verfasstheit der EU macht es mög-

lich, dass die Menschen der verschiedenen Staaten in einer Gemeinschaft mit 

einer demokratischen politischen Kultur zusammenfinden.  

 

 

Teil I Teil I Teil I Teil I –––– Kritik Kritik Kritik Kritik        

Die Menschen werDie Menschen werDie Menschen werDie Menschen werden nicht gden nicht gden nicht gden nicht geeeefragtfragtfragtfragt
     

---- Außerkraftsetzung von Demokratie im politischen Gefüge der EU  Außerkraftsetzung von Demokratie im politischen Gefüge der EU  Außerkraftsetzung von Demokratie im politischen Gefüge der EU  Außerkraftsetzung von Demokratie im politischen Gefüge der EU ----    
 

 

Aus demokratischer Perspektive sind fast alle Bereiche der EU kritisch zu sehen. 

Das zentrale Kennzeichen der Europäischen Union ist die Bürgerferne ihrer Insti-

tutionen. Im gesamten politischen Gefüge gibt es für die Bürgerinnen und Bürger 

keine Möglichkeit, gehört zu werden und verbindlich auf Entscheidungen einzu-

wirken. Dazu kommt, dass die Vertretung der Menschen Europas, das EU-

Parlament, die schwächste Institution in der EU ist.  

Wir haben uns in der folgenden Betrachtung auf die wichtigsten demokratischen 

Defizite der Europäischen Union konzentriert. Im Einzelnen sind diese:  

 

• Die Direkte Demokratie, die in der EU fast völlig fehlt und die gerade in ei-

ner transnationalen Gemeinschaft eine gute Möglichkeit der Rückbindung 

der überstaatlichen Organe an die Bürger darstellen würde.  

• Die Europäischen Institutionen, die weit davon entfernt sind, demokrati-

schen Ansprüchen voll zu genügen. Dabei haben wir uns auf die vier zent-

ralen Organe der EU, den Europäischen Rat, den Rat der Europäischen Uni-
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on (Ministerrat), das Europäische Parlament und die Europäische Kommis-

sion beschränkt.24 

• Der ausufernde Lobbyismus in der EU, der eng mit der undemokratischen 

Verfasstheit der Institutionen zusammen hängt.  

• Die geplante Schaffung neuer Ämter und den Status der Angestellten und 

Beamten der Europäischen Union.  

 

Die Zusammenschau dieser Bereiche legt den Schluss nahe: die Bürgerinnen 

und Bürger werden nicht gefragt.  

 

 

Direkte Demokratie Direkte Demokratie Direkte Demokratie Direkte Demokratie in der EUin der EUin der EUin der EU    
 

Bis heute gibt es in der Europäischen Union keine Möglichkeit für die Bürgerin-

nen und Bürger, auf direktem Weg Einfluss auf die Politik zu nehmen. Die EU 

nimmt jedoch großen Einfluss auf die Leben der Menschen in Europa. Fast alle 

politischen Bereiche werden direkt oder indirekt durch die Unionsgesetzgebung 

bestimmt oder beeinflusst. Das ist z. B. durch die Einführung des Euro-Bargeldes 

sichtbar geworden. Aber es gibt nicht nur den Euro. Der Binnenmarkt, die Land-

wirtschaftssubventionen, die Deregulierung der Märkte, EUROPOL, die EU-

Außenpolitik und nicht zuletzt die energischen Versuche eine Europäische Armee 

aufzustellen – all dies sind Themen, über die die Menschen direkt entscheiden 

können sollten. In der EU gibt es aber keine direktdemokratischen Beteiligungs-

formen. Es gibt nicht die Möglichkeit, einen Volksentscheid zu einem Thema 

durchzuführen.  

 

Dabei ist direkte Demokratie in der EU keine Utopie. Auf Staatenebene setzt sich 

die direkte Demokratie mehr und mehr durch. Seit 1990 haben in Europa 290 

Volksabstimmungen stattgefunden. Seit 1972 haben mehr als 150 Millionen Eu-

ropäerinnen und Europäer in 27 Volksabstimmungen über Europafragen (EU-

Beitritt, Maastricht-Vertrag, u.a.) abgestimmt.  

    

Der Verfassungsentwurf sieht eine Volksinitiative vor (European Citizen Initiative, 

ECI). Diese Volksinitiative muss von mindestens einer Million Unionsbürgern un-

                                                
24 Für eine kommende Ausgabe dieses Textes planen wir eine kritische Betrachtung des Europäischen 
Gerichtshofes (EUGH) und des Europäischen Rechnungshofes.  
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terschrieben werden. Sie hat aber lediglich den Status einer Aufforderung an die 

EU-Kommission, einen Rechtsakt zu erlassen (Art. I-47 [4]). Die Kommission ist in 

keiner Weise an den Inhalt der Initiative gebunden, die daher sehr leicht verpuf-

fen kann. Auf nationaler Ebene gibt es eher gemischte bzw. schlechte Erfahrun-

gen mit derartigen Initiativen, die von den Bürgerinnen und Bürgern ein hohes 

Engagement verlangen und von den Regierenden oft einfach ignoriert werden.25 

 

 

KommentarKommentarKommentarKommentar    
In der Bundesrepublik Deutschland ist die Europäische Integration ein Top-

Down-Prozess, der von den politischen Eliten bestimmt und gestaltet wurde 

und wird. Noch nie wurden die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland bei 

einer Vertragsreform gefragt. Egal ob es um den Europäischen Binnenmarkt, 

den Maastricht-Vertrag oder den Euro ging, nie wurde es von der Politik als 

notwendig erachtet, diese fundamentalen Weichenstellungen im Wege ei-

nes Referendums zu entscheiden. Daher ist es wenig erstaunlich, dass sich 

das Interesse an Europapolitik in Deutschland sehr in Grenzen hält.  

 

Roman HuberRoman HuberRoman HuberRoman Huber, Mehr Demokratie e.V. 

 

 

    

 

Europäische InstitutionenEuropäische InstitutionenEuropäische InstitutionenEuropäische Institutionen    
 

Die Europäischen Institutionen sind die Träger der Politik der EU. Ihr Charakter 

und ihre Offenheit bestimmen im Wesentlichen die Möglichkeiten einer demo-

kratischen Kultur in Europa. Die jetzigen Institutionen sind über die Jahre allmäh-

lich in ihre heutige Form gewachsen und stellen eher nach momentanen Erfor-

dernissen und politischen Lagen zusammengeflickte Gebilde dar, als nach de-

mokratischen Prinzipien errichtete Institutionen einer demokratischen Gemein-

schaft. 

 

                                                
25 Vgl. dazu Efler, Michael: „European Citizens Initiative“, 2006:  
http://eu-buergerbegehren.org/download/2006-12-eci-studie-englisch.pdf  
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Der Europäische Rat und der MinisterratDer Europäische Rat und der MinisterratDer Europäische Rat und der MinisterratDer Europäische Rat und der Ministerrat    
Der Europäische Rat und der Ministerrat (eigentlich: Rat der Europäischen Union) 

sind – gemeinsam mit der Europäischen Kommission – die mächtigsten Organe 

der Europäischen Union.  

 

Der Europäische Rat setzt sich aus den Staats- und Regierungschefs der Mit-

gliedsstaaten der EU sowie dem Präsidenten der Europäischen Kommission und 

den Außenministern zusammen. Die Außenminister und das Mitglied der Kom-

mission haben nur beratende Funktion. Der Rat legt die Leitlinien und Ziele der 

Entwicklung der Europäischen Union fest und klärt in Ausnahmefällen Fragen, 

über die im Ministerrat keine Einigung erzielt wurde, er schlägt auch den Präsi-

denten der Europäischen Kommission vor. Darüber hinaus koordiniert er die Ge-

meinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP).  

   

Der Ministerrat setzt sich aus den Vertretern der Mitgliedsstaaten auf Minister-

ebene zusammen. Je nach Themenbereich treten die zuständigen nationalen Mi-

nister im Rat zusammen. Der Ministerrat hat Gesetzgebungskompetenzen, 

schließt internationale Abkommen, genehmigt gemeinsam mit dem Europäi-

schen Parlament den Haushaltsplan und koordiniert die nationale Gerichtsbar-

keit und Polizei. Jeder Minister im Rat die Befugnis, verbindlich für sein Land zu 

handeln. Daraus ist ersichtlich, wie wichtig eine Kontrolle der Regierungsvertre-

ter durch die mitgliedsstaatlichen Parlamente ist.  

 

Beide Organe setzen sich aus den Mitgliedern der nationalen Regierungen, d.h. 

der staatlichen Exekutive zusammen. Auf europäischer Ebene üben sie legislati-

ve Funktionen aus, ohne durch eine direkte Wahl legitimiert zu sein, wie es in 

allen demokratischen Staaten üblich ist. Als Mitglieder eines EU-Organs sind sie 

nicht wählbar oder abwählbar. Die Abwählbarkeit der Regierung ist aber ein 

zentrales Kriterium der Demokratie. Nur wenn es den Bürgerinnen und Bürgern 

oder ihren Vertretern im Parlament möglich ist, die gesetzgebende Instanz ab-

zuwählen, kann diese zur Verantwortung gezogen werden und nur so ist eine 

Kontrolle der Politik durch den Souverän, das Volk, gewährleistet.  

 

Die Tatsache, dass sich Europäischer Rat und Ministerrat aus Mitgliedern der E-

xekutive zusammensetzen, hat einen weiteren höchst problematischen Effekt.  

Sowohl Ministerrat als auch Europäischer Rat haben in der EU gesetzgebende 

Kompetenz. Für den Ministerrat als ein Zentralorgan der EU ist diese Kompetenz 
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in den Verträgen festgeschrieben. Der Europäische Rat hat durch seine Stellung 

die faktische Macht, die EU-Politik auch legislativ zu beeinflussen.  

In beiden Fällen erlassen nationale Regierungsvertreter auf europäischer Ebene 

Gesetze, die für ihre eigenen Parlamente – die eigentliche demokratische Legis-

lative – zu weiten Teilen bindend sind. Damit liegen praktisch die Regierungsge-

walt und die gesetzgebende Gewalt in einer Hand – ein Kennzeichen autoritärer 

Regime.  

 
Diese schon in hohem Maße undemokratische Konstellation wird durch zwei wei-

tere Umstände verschärft:  

 

• Die Sitzungen des Rates wurden in der Vergangenheit unter Ausschluss 

der Öffentlichkeit abgehalten. Eine Gruppe britischer Europaparlamenta-

rier (MEPs) argumentierte, der Rat sei damit der einzige Gesetzgeber ne-

ben Nordkorea, der seine Entscheidungen noch hinter verschlossenen Tü-

ren trifft26. Aufgrund des wachsenden Drucks von verschiedenen Akteuren 

sind inzwischen immerhin diejenigen Sitzungen öffentlich, in denen der 

Rat gesetzgeberisch tätig wird. Diese Sitzungen gelten aber als Show für 

die mediale Öffentlichkeit, in denen die vorhergehenden Verhandlungen 

und Kontroversen nicht realistisch wiedergegeben werden. 

• Die Entscheidungen werden im Europäischen Rat und häufig auch im Mi-

nisterrat einstimmig getroffen. Damit kann das Verhalten der einzelnen 

Ratsmitglieder nicht bewertet werden und gegebenenfalls zum Thema im 

Parlament oder in einer nationalen Wahl werden. Außerdem gibt diese Me-

thode immer wieder einzelnen Staaten ein beträchtliches Erpressungspo-

tenzial, da sich das Handeln der Vertreter nicht einer kritischen Öffentlich-

keit stellen muss. 

 

In Art. I-46 (2) des Verfassungsentwurfs wird behauptet: „Die Mitgliedstaaten 

werden im Europäischen Rat von ihrem jeweiligen Staats- oder Regierungschef 

und im Rat von ihrer jeweiligen Regierung vertreten, die ihrerseits in demokrati-

scher Weise gegenüber ihrem nationalen Parlament oder gegenüber ihren Bürge-

rinnen und Bürgern Rechenschaft ablegen müssen.“ Dazu ist zu sagen, dass nur 

wenige Parlamente ihre Regierungsmitglieder mit einem expliziten Auftrag in die 

Ratsverhandlungen schicken und deren Abstimmungsverhalten kontrollieren. 

                                                
26 „Pressure mounts for less secrecy in EU law-making“, www.euobserver.com, 12. Oktober 2005, by 
Honor Mahony 
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Diese Kontrolle ist ohnehin ein sehr schwaches Instrument (siehe dazu Kap. 2, S. 

45). Sie bedeutet aber immerhin eine gewisse parlamentarische Rückbindung im 

Vergleich zu der vollkommen parlamentsunabhängigen Amtsausübung im Euro-

päischen Rat. 

 

 

VertiefungVertiefungVertiefungVertiefung    
Das „Spiel über Bande“Das „Spiel über Bande“Das „Spiel über Bande“Das „Spiel über Bande“    
Ein nationales Ministerium, etwa das deutsche Bundesumweltministerium, 

das ein Regulierungsvorhaben auf nationaler Ebene nicht durchsetzen kann 

– weil zum Beispiel der deutsche Arbeitsminister Widerstand leistet oder es 

im Bundestag nicht mehrheitsfähig wäre –, „ermutigt“ die zuständige Gene-

raldirektion in der Europäischen Kommission diskret, dieses Vorhaben EU-

weit zu verwirklichen. In Brüssel trifft dies meist auf ausgeprägte Bereitwil-

ligkeit. Das EU-Vorhaben durchläuft dann den üblichen Gesetzgebungspro-

zess. Am Ende entscheidet der Ministerrat darüber. In dem sitzt aber im Re-

gelfall genau dasjenige Ministerium, das den Vorschlag überhaupt erst an-

gestoßen hat, und die entsprechenden Fachministerien der anderen Mit-

gliedsstaaten, in unserem Beispiel also 27 Umweltministerien. 

Die erforderliche Abwägung auf nationaler Ebene, oft genug auch auf EU-

Ebene, etwa mit arbeitsmarktpolitischen Belangen kommt als Folge dieses 

Spiels über Bande regelmäßig zu kurz, denn andere Ministerien und vor al-

lem die Parlamente in den Mitgliedsstaaten werden nicht einmal ansatzwei-

se in den Entscheidungsprozess eingebunden, wie es für Rechtsakte auf na-

tionaler Ebene selbstverständlich ist und wie es die Verfassungen der Mit-

gliedsstaaten eigentlich vorschreiben.27 

 

 

 

Mit der Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika von 1776 wurde das 

hauptsächlich von den Philosophen Locke und Montesquieu entwickelte Prinzip 

der Gewaltenteilung zwischen Regierung und Verwaltung (Exekutive), Gesetzge-

bung/Parlament (Legislative) und Rechtssprechung/Justiz (Judikative) zum ers-

                                                
27 Text leicht verändert entnommen aus: Herzog, Roman/Gerken, Lüder: Die Welt, 13. Januar 2007; 
www.welt.de/politik/article715345/Europa_entmachtet_uns_und_unsere_Vertreter.html 
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ten Mal realisiert. Es ist seither elementarer Bestandteil jeder (repräsentativen) 

Demokratie. Durch die Gewaltenteilung soll politischer Machtmissbrauch mini-

miert werden. Wie gezeigt ist das Prinzip der Gewaltenteilung auf EU-Ebene in 

Bezug auf die Trennung von Exekutive und Legislative durchbrochen. Nationale 

Minister, die auf nationaler Ebene Gesetze ausführen oder initiieren, haben auf 

europäischer Ebene die Kompetenz, Gesetze zu verabschieden.28  

 

Das Europäische ParlamentDas Europäische ParlamentDas Europäische ParlamentDas Europäische Parlament    
Das Europäische Parlament (EP) wird direkt von den Bürgerinnen und Bürgern 

der EU gewählt und ist damit das am besten legitimierte Organ der Europäischen 

Union. Doch trotz kontinuierlicher Kompetenzstärkung in den letzen Jahren, ist 

es kein echtes Parlament. Dafür fehlen ihm – auch in der Definition im Verfas-

sungsentwurf – weiterhin wesentliche Rechte.  

 

Vor allem hat das EP nicht das Recht Rechtsakte vorzuschlagen („Initiativ-

recht“).29 Seine gesetzgebende Funktion beschränkt sich auf die Entscheidung 

über die von der Kommission vorgelegten Gesetze. Diese rechtssetzende Befug-

nis übt es gemeinsam mit dem Ministerrat aus, wobei zentrale Bereiche der Ge-

setzgebung dem Ministerrat alleine vorbehalten sind. Die nur indirekt legitimier-

te Europäische Kommission besitzt das alleinige Initiativmonopol für Rechtsakte 

und behält dieses Monopol auch in dem Entwurf für eine Verfassung (Art. I-26 

[2]).  

Das Initiativmonopol der Kommission erschwert auch die Einführung europawei-

ter Volksentscheide. Denn dessen Einführung würde die europäischen Bürger 

über die Kompetenzen des Europäischen Parlamentes stellen. Dies dürfte aus 

psychologischen und juristischen Gründen auf Widerstand stoßen: Das EP ver-

steht sich nicht als gegenüber den Bürgern untergeordnet und zumindest in 

Deutschland hat das Prinzip der Gleichrangigkeit von Parlaments- und Volksent-

scheidung ungeschriebenen Verfassungsrang. 

    
                                                
28 Insofern handelt es sich im Fall der EU um eine Mischung zwischen durchbrochener horizontaler und 
vertikaler Gewaltenteilung. Horizontale Gewaltenteilung meint die beschriebene Trennung von Legisla-
tive, Exekutive und Judikative. Vertikale Gewaltenteilung dagegen meint die Trennung der Zuständig-
keiten zwischen einander über- bzw. untergeordneten Institutionen nach dem Subsidiaritätsprinzip. 
29 Dieses kann ihm aber in Sonderfällen eingeräumt werden (Art. I-34 [2]). Davon ist im Verfassungs-
entwurf aber nur an ganz wenigen Stellen Gebrauch gemacht haben, z. B. Art. I-330 (1). Zudem handelt 
es sich dabei ausschließlich um Fragen, die das Europäische Parlament betreffen, z. B. ein einheitli-
ches europäisches Wahlrecht zum Europaparlament. 



KritikKritikKritikKritik                

 61 

Das Europäische Parlament hat keinen Einfluss auf die Besetzung der Kommissi-

on. Es ist nicht berechtigt, die Kommission vorzuschlagen und zu wählen. In na-

tionalstaatlichen Demokratien wählt meist das Parlament die Regierung oder 

zumindest Teile der Regierung. Die nahe liegende Entsprechung auf EU-Ebene 

wäre die Wahl der Kommission oder zumindest des Kommissionspräsidenten 

durch das Europaparlament. Auch nach dem Verfassungsentwurf (Art. I-27) erhält 

das EP lediglich eine Art Bestätigungsrecht.  

 
 

VertVertVertVertiefungiefungiefungiefung    
Ungleichheit der Stimmgewichtung führt zu verzerrter RepräsentUngleichheit der Stimmgewichtung führt zu verzerrter RepräsentUngleichheit der Stimmgewichtung führt zu verzerrter RepräsentUngleichheit der Stimmgewichtung führt zu verzerrter Repräsenta-a-a-a-

tiontiontiontion    
Ein zentrales Prinzip aller modernen Demokratien ist die Stimmengleichheit. 

Jede Stimme soll gleich viel zählen. Im EP ist aber die Anzahl der Mandate 

pro Land vertraglich festgelegt und stark ungleich verteilt. Daraus ergeben 

sich mehrere Probleme. Erstens sind mit den bisherigen Verteilungsschlüs-

seln Länder mit großer Bevölkerungszahl im Europäischen Parlament ge-

genüber Ländern mit geringerer Bevölkerungszahl relativ unterrepräsen-

tiert. Das bedeutet beispielsweise, dass gemäß dem Vertrag von Nizza die 

Stimme eines Luxemburgers 10,5-mal so viel Gewicht hat wie die Stimme 

eines Deutschen.  

Zweitens wird auch die Chancengleichheit bei der passiven Wahl verzerrt. 

Eine Kandidatin in Luxemburg benötigt für ihre Kandidatur in Luxemburg 

absolut gesehen eine weit geringere Anzahl von Stimmen als für eine Kan-

didatur in Deutschland.  

Aus dieser Konstellation folgt auch eine Verzerrung in der Repräsentation 

der Parteien, wenn sich die Wahlentscheidungen zwischen größeren und 

kleineren Staaten stark unterscheiden.30 

 

Es gibt kein für alle Mitgliedsstaaten einheitliches WahlsystemEs gibt kein für alle Mitgliedsstaaten einheitliches WahlsystemEs gibt kein für alle Mitgliedsstaaten einheitliches WahlsystemEs gibt kein für alle Mitgliedsstaaten einheitliches Wahlsystem    
Obwohl schon die frühen Verträge ein einheitliches Wahlsystem für die spä-

ter Parlament genannte Versammlung anstrebten, kam es nie zu einer sol-

chen Einigung. Erst im Jahr 2002 wurde die Wahl nach Verhältniswahlrecht 

                                                
30 von Arnim, H. H. (2006): Das Europa-Komplott. Wie EU-Funktionäre unsere Demokratie verscherbeln, 
München: Carl Hanser Verlag 
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vorgeschrieben. Dieses hatte sich aber inzwischen ohnehin durchgesetzt. 

Trotzdem verbleiben Unterschiede in den Wahlsystemen, z.B. hinsichtlich 

Sperrklauseln, Wahlpflicht, Sitzzuteilungsverfahren, starre versus offene 

Listen, die zu der oben beschriebenen Verzerrung in der Repräsentation bei-

tragen.31  

 

 

 

Die hier geübte Kritik ist eine Kritik an den fehlenden Kompetenzen des Parla-

ments. Immer wieder muss das EP als „demokratisches Feigenblatt“ herhalten: 

hier sei doch eine Institution, die die Interessen der Bürgerinnen und Bürger rep-

räsentiert und diese vertreten würde; mit dem Parlament sei doch die Legitimität 

der auf europäischer Ebene erlassenen Gesetze gewährleistet.  

Die Analyse hat gezeigt, dass davon keine Rede sein kann. Das Parlament hat 

von allen Institutionen die weitaus geringste Macht. Es erfüllt keine der Funktio-

nen voll, die Parlamente in demokratischen Staaten haben. Das Parlament ist im 

Gegensatz zum Europäischen Rat, zum Ministerrat und zur Europäischen Kom-

mission nicht aufgrund seiner Verfasstheit undemokratisch. Aus seiner fehlen-

den Macht resultiert aber ein eklatanter Mangel an demokratischer Kontrolle und 

demokratischen Verfahrensweisen im gesamten institutionellen Gefüge der EU.  

 

Die Europäische KommissionDie Europäische KommissionDie Europäische KommissionDie Europäische Kommission    
Die Europäische Kommission ist das zentrale Verwaltungsorgan der EU und hat 

regierungsähnliche Kompetenzen. Zur Kommission zählen sowohl der ganze 

Verwaltungsapparat als auch das Kollegium der Kommissare und der Präsident 

der Kommission. Der Präsident wird durch die Staats- und Regierungschefs der 

Mitgliederstaaten ernannt. Die einzelnen Kommissare werden faktisch von den 

nationalen Regierungen ausgewählt.  

Die Kommission ist nominell von den nationalen Regierungen unabhängig und 

vertritt und wahrt die Interessen der gesamten EU. Sie hat das Initiativmonopol 

für Rechtsakte, d.h. sie erarbeitet Vorschläge für neue europäische Rechtsvor-

schriften, die sie dann dem Parlament und dem Rat vorlegt. Gleichzeitig ist die 

Kommission auch die Exekutive der EU. Sie ist für die Umsetzung der Beschlüsse 

des Parlaments und des Rates verantwortlich. Dies bedeutet, dass sie das Ta-

                                                
31 Ebd. 



KritikKritikKritikKritik                

 63 

gesgeschäft der Europäischen Union führt: Umsetzung der politischen Maßnah-

men, Durchführung der Programme und Verwaltung der Mittel. 

    

Das Initiativmonopol der Kommission führt zu einer Exekutivlastigkeit der Euro-

päischen Union. Die Konsequenz ist, dass die Anstöße für die Gestaltung der Po-

litik – anders als in nationalstaatlichen Demokratien – nicht von gewählten 

Amtsträgern ausgehen. In der EU sind es die nur sehr indirekt legitimierten 

Kommissare und die Beamten, denen die Gestaltung der Politik anvertraut ist. 

Erstere sind als Amtsträgern auf Zeit von ihren Regierungen eingesetzt worden, 

die Zweiten haben in Brüssel einen tendenziell technokratisch geprägten Karrie-

reweg hinter sich – beides Personenkreise, denen man keine große Bürgernähe 

bescheinigen kann. 

Der Einfluss der Kommission auf den Gesetzgebungsprozess beruht neben dem 

Initiativmonopol auch auf dem Abstimmungsmodus im Ministerrat – dem einzi-

gen Organ, das volle gesetzgebende Gewalt hat. Etwa 80 % der EU-

Rechtssetzungsvorhaben werden im sog. A-Punkt-Verfahren, d.h. in einer Sam-

melabstimmung ohne Aussprache beschlossen. Die einzelnen Gesetze erfahren 

also keine individuelle Prüfung und werden quasi maschinell abgefertigt.32 

 

 

VertiefungVertiefungVertiefungVertiefung    
Die Kommission und die Bürgerinnen und BürgerDie Kommission und die Bürgerinnen und BürgerDie Kommission und die Bürgerinnen und BürgerDie Kommission und die Bürgerinnen und Bürger    
Die EU-Kommission betreibt eine Reihe von Maßnahmen, die sie selbst un-

ter der Überschrift „Kommunikation“ zusammenfasst. Dazu gehören u.a. 

verschiedene Formen der Bürgerbefragung. Das übergeordnete Ziel dieser 

Kommunikationspolitik ist nach Angaben der Kommission ein Beitrag zu ei-

ner „gesunden Demokratie“33 in der EU. Die Kommission sieht sich selbst 

als Initiator eines „demokratischen Erneuerungsprozesses“.34 Konkret ver-

folgt die Kommission die folgenden Ziele: 

 

• einen höheren Informationsstand der Bürger über EU-Angelegen-

heiten zu gewährleisten.  

                                                
32 Vgl. Mickel, Wolfgang/Bergmann, Jan: Handlexikon der Europäischen Union, 3. Aufl. 2005, S. 50 
33 Weißbuch zur Kommunikationsstrategie, zu finden unter: 
http://ec.europa.eu/communication_white_paper/doc/white_paper_de.pdf  
34 Kommissionspapier 494 zum Plan D, S. 4 
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• die Bürger von dem Nutzen der EU-Politik zu überzeugen. 

• einen Dialog zwischen den Bürgern und den EU-Institutionen anzu-

stoßen. 

• sich ein klares Bild über die öffentliche Meinung in Europa zu ver-

schaffen.  

 

Besonders kritisch innerhalb dieser „Informationspolitik“ ist die Praxis der 

Befragungen und Anhörungen (Konsultationen) zu bewerten. Beide Verfah-

ren suggerieren eine Partizipation der Bürgerinnen und Bürger sowie ver-

schiedener Organisationen am politischen Prozess. Beide sind aber im Kern 

keine demokratischen Instrumente, da sie unverbindlich sind und keine 

Kontrolle über die EU-Politik erlauben.  

Darüber hinaus werden diese Instrumente von den EU-Institutionen zur Op-

timierung einer Politik genutzt, die sich primär über ihre Ergebnisse legiti-

miert und die Menschen zu passiven Empfängern von „good governance“ 

macht. Wie schon gezeigt, ist diese Output-Legitimation darüber hinaus 

nach demokratischen Maßstäben bestenfalls unzureichend (siehe dazu S. 

9).  

 

 

 

Ganz wesentlich beruht die Macht der Kommission außerdem auf dem fakti-

schen Einfluss der Bürokratie auf Entscheidungen. Dieser Einfluss beruht darin, 

dass EU-Beamte die Entscheidungen, die getroffen werden, fachlich vorbereiten. 

In der Art dieser Vorbereitung – z.B. durch die Auswahl von Material, durch die 

Art der Konsultationen, aber auch durch konkrete Formulierungen – sind viele 

Entscheidungen schon vorweggenommen, da bestimmte Sachverhalte als 

„Sachzwänge“ oder „Fakten“ erscheinen, die bei näherer Beschäftigung keine 

sind. Häufig werden auch relevante Entscheidungen von Beamten untereinander 

im Vorfeld einer Beratung mit dem zuständigen Kommissar getroffen. Diese Art 

der Einflussnahme durch die Beamtenschaft umgeht jegliche demokratische 

Kontrolle.  

 

Der Entwurf für eine Verfassung verstärkt diese Tendenz. Neben den ordentli-

chen und beratenden Organen schafft er nicht weniger als neun ständige Aus-

schüsse und Komitees auf der Ebene des Rates oder der Kommission: Wirt-

schafts- und Finanzausschuss (III-192); Beschäftigungsausschuss (III-208); Aus-
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schuss für Sozialschutz (III-217); beratender Ausschuss von Verkehrssachver-

ständigen (III-244); ständiger Ausschuss im Bereich der inneren Sicherheit (III-

261); politisches und sicherheitspolitisches Komitee (III-307); Komitee für Ver-

handlungen über internationale Verträge im Handelsbereich (III-315); Sonder-

ausschuss bei Verhandlungen über internationale Verträge (III-325); Ausschuss 

der ständigen Vertreter (III-344).  

Alle Gremien werden durch Beamte der Mitgliedsstaaten oder der Kommission 

besetzt. Ihnen kommen rechtlich mit Ausnahme des Ausschusses der ständigen 

Vertreter, der sogar Verfahrensbeschlüsse treffen kann, vor allem vorbereitende 

Aufgaben zu. Die tatsächliche Bedeutung dieser Ausschüsse ist aber, wie ausge-

führt, bedeutend höher einzuschätzen. Gerade die Mitglieder des Rates sind 

aufgrund ihrer Doppelbelastung als nationale und Europapolitiker verstärkt von 

diesem Sachverstand abhängig. Die bereits in den Nationalstaaten zu beobach-

tende Tendenz der faktischen Verlagerung von Entscheidungen in nicht demo-

kratisch legitimierte Expertengremien wird somit auf EU-Ebene nicht nur fortge-

schrieben, sondern sogar institutionalisiert. 

    
 

KommentarKommentarKommentarKommentar    
Die Macht der BeamtenDie Macht der BeamtenDie Macht der BeamtenDie Macht der Beamten    
„Meine These ist, dass insgesamt zu viel von Beamten entschieden wird. … 

Die Kommissare müssen höllisch aufpassen, dass wichtige Fragen in ihrer 

wöchentlichen Sitzung entschieden werden, statt dass dies Beamte unter 

sich ausmachen. …Je mehr Kommissare es gibt, desto mehr Generaldirekti-

onen gibt es und das ist das Problem. Die ganze Entwicklung der letzten 

Jahrzehnte hat den Beamten eine solche Machtfülle eingebracht, dass es in-

zwischen die wichtigste politische Aufgabe der 25 Kommissare ist, den Ap-

parat zu kontrollieren. Und manchmal geht die Kontrolle über den Apparat 

verloren. Es gibt einen ständigen Machtkampf zwischen Kommissaren und 

hohen Beamten. Mancher denkt sich doch: Der Kommissar ist nach fünf Jah-

ren wieder weg, ist also nur ein zeitweiliger Hausbesetzer, ich aber bleibe.“ 

 

„Mein eigener Stab sagt, 80 bis 90 Prozent ihrer Arbeitszeit dient der inter-

nen Koordinierung. Man könnte überspitzt sagen, wir verbringen einen 
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Großteil unserer Zeit damit, Probleme zu lösen, die es nicht gäbe, wenn es 

uns nicht gäbe.“ 

 

„Was in Deutschland selbstverständlich ist, dass ein Minister den Staats-

sekretär oder Abteilungsleiter bestellen oder auswechseln kann, geht in der 

Kommission nicht. Aber wenn etwas schief geht, muss letztlich immer der 

Kommissar den Kopf hinhalten. … Meine bevorzugte Lösung wäre deshalb: 

Aus der Wahl zum EU-Parlament geht auch der Kommissionspräsident her-

vor. Und der stellt sich dann eine Kommission zusammen. Die bedarf der 

Zustimmung der Mitgliedsstaaten und des Parlaments, er oder sie wären 

aber frei bei der Zusammenstellung. Es gäbe kein Blind Date wie bei Präsi-

dent Barroso, der ja die Kandidaten aus den Mitgliedsstaaten geschickt be-

kam. Ein Präsident, der für sein Team die Zustimmung der Staaten und des 

Parlamentes braucht, wird klug genug sein, eine politische und geografi-

sche Balance einzuhalten.“ 

    

Günter Verheugen Günter Verheugen Günter Verheugen Günter Verheugen (Vizepräsident der Europäischen Kommission, Kommis-

sar für Unternehmen und Industrie, in einem Interview über die Europäische 

Kommission (in: Der Spiegel, Oktober 2006) 
 

    

 

    

Lobbyismus in der Europäischen UnionLobbyismus in der Europäischen UnionLobbyismus in der Europäischen UnionLobbyismus in der Europäischen Union    
    

Brüssel ist das Mekka des Lobbyismus.35 Zurzeit sind über 15 000 Interessenver-

treter vor Ort. Allerdings sind dies nur Schätzungen. Es gibt keine verlässlichen 

Daten über die Zahl der Lobbyisten und deren Finanzmittel. Lobbyisten müssen 

sich bislang nicht registrieren oder gar ihre Finanzquellen angeben. Nur beim 

Europäischen Parlament ließen sich allerdings schon 6 401 Lobbyisten registrie-

ren (Stand 11. April 2005). Die überwiegende Zahl dieser Lobbyisten ist für Wirt-

schaftsverbände und Unternehmen tätig. Gegenwärtig sind nahezu alle nationa-

len Interessengruppen aus diesem Bereich in Brüssel vertreten. Neben Verbän-

den sind auch über 200 multinationale Konzerne über Verbindungsbüros in der 

                                                
35 Siehe etwa den Reader „Lobby Planet – Guide to Brussels“    des Corporate Europe Observatory (CEO), 
http://www.corporateeurope.org/docs/lobbycracy/lobbyplanet.pdf 
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„Hauptstadt“ der EU präsent. Seit Mitte der 80er Jahre gibt es zahlreiche Lobby-

agenturen. Mittlerweile existieren etwa 250 Kanzleien und Beratungsbüros. 

 

Lobbyismus ist schon auf nationalstaatlicher Ebene problematisch.36 In der Eu-

ropäischen Union wächst er sich zu einer konkreten Gefahr für die Demokratie 

aus. Wohl kaum eine EU-Richtlinie kommt ohne die Mitwirkung von Lobbyisten 

zustande. Im Gegensatz zum Gesetzgebungsprozess in den Nationalstaaten wird 

auf EU-Ebene weit häufiger direkt auf Lobbyisten als Politikberater zurückgegrif-

fen. Die EU-Abgeordneten sehen oft in den von Unternehmen und Verbänden ge-

lieferten Informationen wesentliches Basiswissen. Das Europäische Parlament 

und der Ministerrat haben keine eigenen Informations- und Beratungsdienste, 

anders als z.B. der Deutsche Bundestag, dem ein Wissenschaftlicher Dienst zur 

Seite steht. 

Doch der wohl entscheidende Grund, warum Lobbyismus in der EU ein beson-

ders gravierendes Demokratieproblem darstellt, liegt in der beschriebenen Exe-

kutivlastigkeit der EU und den auch daraus resultierenden indirekten Kontakt- 

und Informationsverfahren der Entscheidungsträger. Anders als gewählte Parla-

mentarien, die über die Wähler in ihrem Wahlkreis oder ihre Partei zumindest 

theoretisch mit den Bedürfnissen der Menschen vertraut sind, gibt es für die Re-

gierungsvertreter und Bürokraten – und selbst für die Parlamentarier – diese Art 

der Rückbindung nicht. Diese Konstellation macht sie, neben dem Fehlen eines 

Informationsdienstes, empfänglicher für Lobbyisten. Dazu kommt, dass ohne 

eine direkte Rückbindung an eine Wählerschaft die persönliche Verantwortung 

für das eigene Tun tendenziell weniger ausgeprägt ist und die zuständigen Ent-

scheidungsträger daher schlicht empfänglicher für persönliche an sie gerichtete 

Bitten sind, auch wenn diese den Interessen der Allgemeinheit widersprechen.  

 

 

VertiefungVertiefungVertiefungVertiefung    
Wo sitzen die Lobbyisten?Wo sitzen die Lobbyisten?Wo sitzen die Lobbyisten?Wo sitzen die Lobbyisten?    
Einzelne Lobbygruppen – bevorzugt wirtschaftliche Interessensgruppen – 

genießen einen bevorzugten Status bei der EU-Kommission.  

Z.B. richtete die Europäische Kommission eine Kommission zur Energiepoli-

tik ein, die High Level Group on Competitiveness, Energy and the Environ-

                                                
36 Z. B. Leif, Thomas/Speth, Rudolf (2003): „Die Stille Macht“. Verlag für Sozialwissenschaften 
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ment. Sie soll u.a. Konzepte für das Funktionieren der Energiemärkte, zum 

Klimawandel und Emissionshandel und zum Better-Regulation-Ansatz in der 

Energiepolitik (sprich Bürokratieabbau und Deregulierung) entwickeln. Die 

Kommission wird von der energieintensiven Wirtschaft dominiert und ist ein 

Paradebeispiel für den Einfluss wirtschaftlicher Interessen in der EU: Neben 

vier Mitgliedern der EU-Kommission, vier nationalen Wirtschafts- und Han-

delsministern und vier Europaparlamentariern gibt es 18 externe Mitglieder. 

Zwölf davon kommen aus der Wirtschaft. Dazu kommen zwei Vertreter von 

Regulierungsbehörden, ein Gewerkschafter und ein Verbraucher-Vertreter 

sowie zwei Umweltschützer. 

 

Persönliche Kontakte und Insider-Wissen sind im Lobbying äußerst wichtig. 

Der Wechsel von ehemaligen Entscheidungsträgern zu Unternehmen oder 

Lobbygruppen (und umgekehrt) kann diesen großen Einfluss sichern. Diese 

„Drehtür“ gibt es in der EU sowohl auf Kommissarebene als auch bei hoch-

rangigen Mitarbeitern. So ging z.B. der Direktor der Generaldirektion Um-

welt, Jim Currie, 2001 zu British Nuclear Fuels. Diese Problematik ist als 

„Drehtür-Problem“ bekannt und wird von der EU-Kommission trotz Protes-

ten seitens der Zivilgesellschaft geflissentlich ignoriert.  

 

 

 

 

Ämter und BeamteÄmter und BeamteÄmter und BeamteÄmter und Beamte    
 

Es sind in Brüssel eher die Beamten und Amtsträger, die die Politik bestimmen, 

als die gewählten Vertreter im Parlament oder gar die Bürgerinnen und Bürger 

selbst. Die Kombination von Beamtentum und Entscheidungsmacht ist negativ 

für die demokratische Kultur. Beamte sind nicht gewählt und eher ihrem Amt und 

ihrer Karriere verpflichtet als den Bürgerinnen und Bürgern.  

Kritisch ist auch ein Ansatz zu sehen, strukturellen „Problemen“ der europäi-

schen Politik durch eine Erweiterung der Machtfülle für einzelne Ämter und Amts-

träger zu begegnen, die stellvertretend für die gesamte Union handeln sollen. 

Das geplante Amt des Europäischen Außenministers steht für diesen Ansatz.  
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Mr. Europa Mr. Europa Mr. Europa Mr. Europa –––– der Europäische „Außenminister“ der Europäische „Außenminister“ der Europäische „Außenminister“ der Europäische „Außenminister“    
Nach Inkrafttreten der europäischen Verfassung wird sich möglicherweise der 

„Europäische Außenminister“ (Art. I-28) zur mächtigsten Position innerhalb des 

EU-Institutionsgefüges entwickeln. Gemessen jedenfalls an den ihm unterstell-

ten Politikbereichen ist seine Macht beachtlich im Vergleich zu dem, was in de-

mokratischen Nationalstaaten üblich ist. Der „Außenminister“ ist zuständig (Art. 

I-28 [1] + [4]) für  

 

• die Außen- und Sicherheitspolitik 

• die Sicherheits- und Verteidigungspolitik 

• die Gemeinsame Handelspolitik (WTO, GATS etc.) 

• die Zusammenarbeit mit Drittländern und humanitäre Hilfe 

• die Entwicklungszusammenarbeit 

• Internationale Verträge und 

• die Beziehungen zu internationalen Organisationen. 

 

Der „Außenminister“ gehört außerdem der Kommission als Vizepräsident an 

(Art. I-28 [4]) und nimmt an allen Beratungen des Europäischen Rates teil (Art. I-

21 [2]). Da dieser nach dem Konsensprinzip entscheidet, ist der „Außenminister“ 

damit de facto Mitglied dieses wichtigsten aller EU-Gremien. Er führt den Vorsitz 

im Rat auswärtiger Angelegenheiten (Art. I-28 [3]). (Dies ist im Übrigen der einzi-

ge permanente Ministerrat; alle anderen Räte werden nach dem Prinzip der 

Teampräsidentschaft rotierend geleitet.) 

 

Aus demokratiepolitischer Perspektive ergeben sich folgende Probleme: Ein 

Grundgedanke der Demokratie ist die Begrenzung und Kontrolle von Macht. 

Auch wenn sich derzeit noch nicht abzeichnet, dass die Regierungschefs der Na-

tionalstaaten das Heft der Außenpolitik aus der Hand geben, kann sich die Posi-

tion des Außenministers aufgrund der im Vertrag angelegten Verantwortungsbe-

reiche zur zentralen Machtinstitution entwickeln. Diese kämen dann eher der ei-

nes europäischen Präsidenten gleich und sollten daher politisch auch als solche 

erkennbar und legitimiert sein. Ein Risiko geht auch von der fehlenden parlamen-

tarischen und gerichtlichen Kontrolle der GASP aus, in der der Außenminister 

eine wichtige Rolle spielen wird. Darüber hinaus wird mit der oben stehenden 

Liste der Politikfelder die in jedem demokratischen Staat selbstverständliche 

ministeriale Trennung von Außen- und Verteidigungspolitik rückgängig gemacht.  
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Die Immunität von BedienstetenDie Immunität von BedienstetenDie Immunität von BedienstetenDie Immunität von Bediensteten und Beamteten der EU und Beamteten der EU und Beamteten der EU und Beamteten der EU    
Bedienstete und Beamte der EU sind im Unterschied zu ihren nationalen Kolle-

gen in den Mitgliedsstaaten vor Strafverfolgung geschützt. Art. 11 des Protokolls 

über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union entlässt EU-Beamte 

aus der Gerichtsbarkeit bezüglich ihrer Amtshandlungen einschließlich ihrer 

mündlichen und schriftlichen Äußerungen. Das gilt auch nach Beendigung der 

Amtstätigkeit. Dieses Protokoll stammt aus dem Jahre 1965 und hat – bis auf 

sprachliche Anpassungen – unverändert Eingang in den Verfassungsentwurf ge-

funden. Lediglich bei Streitigkeiten zwischen der Union und ihren Bediensteten 

sowie bei der Haftung gegenüber der Union kann dieses Prinzip durchbrochen 

werden, nicht aber im Verhältnis zu den Bürgern der Union. 

Dieses Konzept hat seine Wurzeln in diplomatischer Tradition und passt schon 

längst nicht mehr zu einer supranationalen Organisation wie der EU, die in viel-

fältigster Weise in das Leben der Bürgerinnen und Bürger eingreift. Es sollte im 

eigenen Interesse der europäischen Institutionen liegen, die Immunität abzu-

schaffen, da sich in den letzten Jahren immer mehr Korruptions- und Betrugsfälle 

zutrugen, die das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die EU weiter erschüt-

tert haben. 

 
 
 

Teil II Teil II Teil II Teil II –––– Alternativen  Alternativen  Alternativen  Alternativen     

Volkssouveränität und GewaltentreVolkssouveränität und GewaltentreVolkssouveränität und GewaltentreVolkssouveränität und Gewaltentrennnnnungnungnungnung    
 

---- Direkte Demokratie und Demokratische Institutionen in der EU  Direkte Demokratie und Demokratische Institutionen in der EU  Direkte Demokratie und Demokratische Institutionen in der EU  Direkte Demokratie und Demokratische Institutionen in der EU ----    
 

 

Ein demokratischer Staat zeichnet sich durch eine pluralistische und kritische 

Öffentlichkeit aus und durch Institutionen, die durch Wahl legitimiert und trans-

parent sind. Daran muss sich auch die EU als ein Staatenbund aus demokrati-

schen Staaten messen lassen. Nur funktionierende demokratische Institutionen 

und die Beteiligung der Bürger am politischen Geschehen können die Europäi-

sche Union zu einer lebendigen und freiheitlichen Gemeinschaft von Menschen 

mit verschiedensten nationalen Identitäten werden lassen. Die Herausforderun-

gen der Europäischen Integration sind enorm und die Versuchung die vielfältigen 

Probleme durch eine technokratische Elite zentral zu lösen sicherlich groß. Aber 
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dieser Ansatz ist keine Option oder führt in die Irre. Die EU braucht eine demo-

kratische Verfasstheit – wir sprechen nicht von „Verfassung“, da die EU unserer 

Auffassung nach nicht (National-)Staatscharakter hat oder haben muss. Diese 

Verfasstheit soll es den verschiedenen Gemeinschaften innerhalb der Union er-

möglichen, ihr Zusammenleben möglichst unmittelbar zu regeln und sich auf 

Wunsch in den politischen Prozess einzubringen. Dafür sind Institutionen nötig, 

deren Kompetenzen klar geregelt sind und deren Vertreter durch die Bürgerinnen 

und Bürger eingesetzt und kontrolliert werden. Im Weiteren sind dafür Möglich-

keiten der direkten Intervention notwendig, wie sie durch verschiedene Instru-

mente der Direkten Demokratie zur Verfügung gestellt werden.  

 

 

Direkte DemokratieDirekte DemokratieDirekte DemokratieDirekte Demokratie    
 

Die Instrumente der Direkten Demokratie sind im Fall der EU, als einer transnati-

onalen politischen Gemeinschaft, besonders geeignet, um die Legitimität wichti-

ger Entscheidungen sicher zu stellen. Sie sind nicht an komplizierte Interessen-

sausgleiche gebunden, sondern spiegeln unmittelbar die Haltung der Bürgerin-

nen und Bürger zu einem Thema wider.  

Noch wichtiger ist, dass durch sie die Menschen selbst aktiv werden und direkt 

korrigierend in den politischen Prozess eingreifen können, wenn ihnen eine be-

stimmte Entscheidung besonders wichtig ist.  

Entscheidend für die direktdemokratischen Instrumente ist, dass das Votum der 

Bürger bindend ist. Nur dann handelt es sich wirklich um Demokratie: um Macht, 

die vom Volk ausgeht.  

 

Mehr Demokratie schlägt die Einführung von drei direktdemokratischen Instru-

menten vor:  

 

• Ein Initiativrecht, mit dem direkt Gesetzesvorlagen zur Abstimmung ge-

stellt und verbindlich beschlossen werden können. Die Bürgerinnen und 

Bürger treten damit als gesetzgebende Instanz gleichberechtigt neben an-

dere rechtssetzende Institutionen (momentan: Ministerrat und EU-

Parlament; nach unserem Vorschlag (siehe unten): EU-Parlament). Dieses 

Initiativrecht ist dreistufig, d.h. es beginnt mit einer EU-Bürgerinitiative, 
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auf die bei Erfolg ein EU-Bürgerbegehren folgt, welches in einen EU-

Bürgerentscheid mündet.  

• Ein Obligatorisches Referendum37 bei Vertrags- oder Verfassungsänderun-

gen und Souveränitätsabtretungen an internationale Organisationen (z.B. 

IWF, WTO, Weltbank etc.)  

• Ein Fakultatives Referendum38 bei Erweiterungen der Union um neue Staa-

ten.  

 

Initiativrecht Initiativrecht Initiativrecht Initiativrecht     
Das gesamte Verfahren der Gesetzesinitiative umfasst drei Schritte. Es beginnt 

mit einer EU-Bürgerinitiative, die darauf zielt einen Vorschlag für ein Gesetz in 

das Europäische Parlament und den Ministerrat (in unserem Entwurf der EU-

Institutionen nur in das EP) einzubringen. Sollte dieser Vorschlag nicht als Ge-

setz beschlossen werden, können die Initiatoren ein EU-Bürgerbegehren starten. 

Dieses Bürgerbegehren versucht, die Unterstützung einer größeren Anzahl der 

EU-Bürgerinnen und Bürger zu bekommen, um einen EU-Bürgerentscheid über 

den vorgelegten Gesetzesentwurf herbeizuführen. Wird das Begehren von der 

nötigen Anzahl Menschen unterstützt, kommt es schließlich zu einem Bürgerent-

scheid über die Vorlage. Ist dieser erfolgreich wird die Vorlage ohne weitere In-

terventionsmöglichkeiten der EU-Institutionen rechtskräftig.  

 

Die Gesetzesinitiative kann sich auf alle Gegenstände beziehen, die im 

Zuständigkeitsbereich der EU liegen. Das sind vor allem Verordnungen und 

Richtlinien. Ebenso können Änderungen der EU-Verträge – oder einer künftigen 

Verfassung – vorgeschlagen werden. Es gibt innerhalb dieses Rahmens keinen 

Themenausschluss.  

Die Initiatoren haben Anspruch auf eine Kostenerstattung von 10 Cent pro Stim-

me bei EU-Bürgerentscheiden und 5 Cent pro Stimme bei EU-Bürgerbegehren.  

 

Die EUEUEUEU----BürgerinitiativeBürgerinitiativeBürgerinitiativeBürgerinitiative kann von jeder Einzelperson und jeder Organisation initi-

iert werden. Für eine Anhörung der Vorlage im EU-Parlament und im Ministerrat 

ist die Unterstützung dieser Initiative durch mindestens 400 000 EU-Bürgerinnen 

                                                
37 Bei obligatorischen Referenden ist gesetzlich festgelegt, welche Themen zur Abstimmung gebracht 
werden müssen.  
38 Bei fakultativen Referenden haben die Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit, ein vom Parlament 
vorgeschlagenes Gesetz – hier den Erweitungsvertrag – zur Abstimmung zu bringen.  
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und -Bürger notwendig. Die Unterstützung der Initiative wird durch Unterschrift 

bezeugt.  

Diese Unterschriften dürfen ohne regionale Einschränkungen und ohne zeitliche 

Beschränkung von den Initiatoren gesammelt werden. Kommt die notwendige 

Zahl Unterschriften zusammen, wird der Entwurf dem EU-Parlament und dem Mi-

nisterrat vorgelegt und die Initiatoren haben das Recht dort zum Thema gehört 

zu werden. Sollte der Entwurf nicht in einer für die Initiatoren befriedigenden 

Weise in geltendes Recht überführt werden, haben diese das Recht, ein EU-

Bürgerbegehren zu starten.  

Eine Initiative kann vor der Beantragung des EU-Bürgerbegehrens zurückgezo-

gen oder geändert werden.  

 

Das EUEUEUEU----Bürgerbegehren Bürgerbegehren Bürgerbegehren Bürgerbegehren zielt auf einen Bürgerentscheid über einen Gesetzes-

entwurf, der mit dem Antrag auf ein Bürgerbegehren vorgelegt wurde. Einem EU-

Bürgerbegehren kann, muss aber nicht eine EU-Bürgerinitiative vorausgehen.  

Die Vorlage muss von mindestens 3 000 000 Stimmberechtigten innerhalb eines 

Jahres unterschrieben werden. Bei vertrags- oder verfassungsändernden EU-

Bürgerbegehren sind 6 000 000 Unterschriften erforderlich.  

Es soll eine regionale Verteilung der Unterschriften vorgeschrieben werden. Z.B. 

könnte die Anforderung gestellt werden, dass in mindestens fünf Ländern je 

nach Einwohnerzahl 0,25 bis 1 % der Stimmberechtigten unterschreiben müs-

sen. 

Die Unterschriften können frei gesammelt werden, zusätzlich ist auch eine Ein-

tragung auf dem Amt möglich. Die Rolle des Internets sollte in diesem Zusam-

menhang geprüft werden.  

Ist das Bürgerbegehren erfolgreich, wird der Entwurf dem EP und dem Minister-

rat vorgelegt. Diese können ihn unverändert als Gesetz übernehmen. Geschieht 

dies nicht innerhalb einer festgelegten Frist, können die Initiatoren des EU-

Bürgerbegehrens einen EU-Bürgerentscheid fordern.     

    

Der EUEUEUEU----BürgerentscheidBürgerentscheidBürgerentscheidBürgerentscheid ist ein direkter Entscheid der Bürgerinnen und Bürger 

Europas über den im Bürgerbegehren vorgelegten Gesetzesentwurf. Die EU-

Institutionen – momentan die Kommission; in unserem Entwurf das EP – können 

einen eigenen, konkurrierenden Vorschlag zur Abstimmung stellen.  

Der Bürgerentscheid findet neun bis 18 Monate nach dem EU-Bürgerbegehren 

statt. Alle Haushalte erhalten vorbereitend ein „Abstimmungsheft“ mit Pro- und 

Contra-Argumenten zu allen vorgelegten Entwürfen. Eine gewählte Referen-
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dumskommission nach frühem irischen Vorbild sorgt für eine faire und ausge-

wogene Information der Öffentlichkeit.  

 

 

VertiefungVertiefungVertiefungVertiefung    
WelcWelcWelcWelche Mehrheiten sollen für EUhe Mehrheiten sollen für EUhe Mehrheiten sollen für EUhe Mehrheiten sollen für EU----Bürgerentscheide und RefereBürgerentscheide und RefereBürgerentscheide und RefereBürgerentscheide und Referen-n-n-n-

den erfoden erfoden erfoden erforrrrderlich sein? derlich sein? derlich sein? derlich sein?     
Wir stellen zu dieser Frage zwei Modelle zur Diskussion. Für die Annahme 

einer Vorlage sind jeweils doppelte Mehrheiten erforderlich. Doppelte 

Mehrheit bedeutet, dass die Mehrheit der abstimmenden Bürgerinnen und 

Bürger dem Entwurf zustimmen muss. Gleichzeitig zu dieser gesamteuropä-

ischen Mehrheit müssen in der entsprechenden Zahl der europäischen 

Staaten die Mehrheit der Abstimmenden dem Entwurf zugestimmt haben.  

 

Das erste Moerste Moerste Moerste Modelldelldelldell orientiert sich an den geltenden Mehrheitsregeln im Minis-

terrat. Die Entscheidungen werden entweder „Einstimmig“ oder mit „Quali-

fizierter Mehrheit“ gefällt.  

 

Einstimmigkeit: Einstimmigkeit: Einstimmigkeit: Einstimmigkeit: Ist für einen Politikbereich Einstimmigkeit im Ministerrat er-

forderlich, so wäre ein EU-Bürgerentscheid dann angenommen, wenn in je-

dem Mitgliedsland eine Mehrheit mit Ja stimmt und eine Mehrheit aller 

Wählerinnen und Wähler, die an der Abstimmung teilnehmen, mit Ja stimmt.     

 

Qualifizierte Mehrheit: Qualifizierte Mehrheit: Qualifizierte Mehrheit: Qualifizierte Mehrheit: Ist für einen Politikbereich eine qualifizierte Mehr-

heit im Ministerrat erforderlich, so wäre ein EU-Bürgerentscheid angenom-

men, wenn er eine qualifizierte Mehrheit der Mitgliedsländer auf sich verei-

nigt. Im Ministerrat gibt es eine länderspezifische Stimmgewichtung nach 

Einwohnerzahl. Die qualifizierte Mehrheit entspricht zurzeit 255 von 345 

möglichen Stimmen im Ministerrat. Zusätzlich muss eine Mehrheit der Staa-

ten zustimmen, zumindest 62 % der europäischen Bevölkerung repräsentie-

ren. Für den Bürgerentscheid würde das bedeuten, dass die Mehrheit in ei-

nem Land entsprechend den Stimmen im Ministerrat gewichtet wird. Kommt 

die erforderliche Qualifizierte Mehrheit zustande und stimmt eine Mehrheit 

aller Wählerinnen und Wähler, die an der Abstimmung teilnehmen, mit Ja, 
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ist die Vorlage angenommen. Dieses Verfahren wird bei ca. der Hälfte aller 

EU-Entscheidungen angewandt.     

 

Einfache Mehrheit: Einfache Mehrheit: Einfache Mehrheit: Einfache Mehrheit: Ist für einen Politikbereich eine einfache Mehrheit im 

Ministerrat vorgeschrieben, so wäre ein EU-Bürgerentscheid dann ange-

nommen, wenn in der Mehrheit der Mitgliedsstaaten eine Mehrheit mit Ja 

stimmt und eine Mehrheit aller Wählerinnen und Wähler, die an der Ab-

stimmung teilnehmen, mit Ja stimmt. Diese Entscheidungsverfahren bilden 

innerhalb der Europäischen Union noch die Ausnahme.     

 

Bei diesem Modell wird dem derzeitigen Charakter der EU als Vertragsge-

meinschaft Rechnung getragen. Die Rechte insbesondere kleinerer Staaten 

werden hier entsprechend dem bisherigen Institutionen-Gefüge beachtet.  

 

Das zweite Modellzweite Modellzweite Modellzweite Modell vereinfacht die Mehrheitsanforderungen für Referenden 

und EU-Bürgerentscheide:  

 

Qualifizierte Mehrheit: Qualifizierte Mehrheit: Qualifizierte Mehrheit: Qualifizierte Mehrheit: Bei Änderungen der Verträge (bzw. einer künftigen 

Verfassung) muss die Mehrheit der europäischen Bürgerinnen und Bürger 

der Vorlage zustimmen und gleichzeitig in vier Fünftel der europäischen 

Staaten eine Mehrheit für die Vorlage erreicht werden.     

 

Einfache Mehrheit: Einfache Mehrheit: Einfache Mehrheit: Einfache Mehrheit: Bei allen anderen Entscheidungen ist neben der EU-

weiten Wählermehrheit auch die Zustimmung in mehr als der Hälfte der Mit-

gliedsstaaten (derzeit 13 von 25 Staaten) erforderlich.     

 

Dieses Modell stellt die Praktikabilität der direkten Demokratie in den Vor-

dergrund. Das erste Modell stellt so hohe Hürden für einen Bürgerentscheid 

auf, dass ein Ungleichgewicht zwischen Ministerrat und Bürgern entstehen 

würde. Denn nach dem Scheitern eines Bürgerentscheids wären wieder die 

Regierungschefs am Zuge. Der Verzicht auf die Ankopplung an die gelten-

den institutionellen Mehrheitserfordernisse könnte durch die zu erwartende 

hohe Legitimation EU-weiter Bürgerentscheide mehr als kompensiert wer-

den. Nur die wirklich grundlegenden Fragen sollen durch die Qualifizierte 

Mehrheit entschieden werden.  
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Bei beiden Modellen ist es unmöglich, dass ein EU-Bürgerentscheid ohne 

die Annahme in einer Mehrheit der Mitgliedsstaaten gültig ist. In allen Fäl-

len wird eine doppelte Mehrheit benötigt.  

 

Teilweise gibt es Vorbehalte hinsichtlich der Legitimität einer Entscheidung, 

z.B. in einem EU-Bürgerentscheid, die von weniger als 50 % der Bürgerin-

nen und Bürger gefällt wird. Man sollte sich jedoch vor Augen führen, dass 

die Parteien oder Parteikoalitionen, die in den nationalen Parlamenten Ge-

setze beschließen, sehr selten 50 % der Wähler repräsentieren (da sie oft 

nur über knappe Mehrheiten verfügen und die Wahlbeteiligung in allen eu-

ropäischen Staaten deutlich unter 100 % liegt). Darüber hinaus besteht im 

Falle einer Parlamentsentscheidung immer deutliche Unsicherheit darüber, 

ob die gefällte Entscheidung wirklich den Willen der Bürger widerspiegelt – 

ein Problem, welches es bei direktdemokratischen Entscheidungen nicht 

gibt.  

 

 

    

Obligatorisches Referendum bei VertragsänderungenObligatorisches Referendum bei VertragsänderungenObligatorisches Referendum bei VertragsänderungenObligatorisches Referendum bei Vertragsänderungen    
Jede Änderung der Verträge soll in Zukunft den Bürgerinnen und Bürgern Euro-

pas zur Entscheidung in einem Referendum vorgelegt werden.  

Ein Änderungs-Entwurf ist dann angenommen, wenn der Änderung die Mehrheit 

der europäischen Bürgerinnen und Bürger zustimmen und er in vier Fünftel der 

europäischen Staaten angenommen wurde.  

Für die Staaten, in denen ein Änderungsentwurf abgelehnt wurde, kommen die 

verschiedenen Möglichkeiten einer modifizierten Integration zur Anwendung 

(siehe dazu: Kap. 1, S. 32).  

 

Fakultatives Referendum bei Erweiterungen der Europäischen GemeiFakultatives Referendum bei Erweiterungen der Europäischen GemeiFakultatives Referendum bei Erweiterungen der Europäischen GemeiFakultatives Referendum bei Erweiterungen der Europäischen Gemein-n-n-n-

schaftschaftschaftschaft    
Die Grundlage der Europäischen Union ist die politische Gemeinschaft der Men-

schen, die innerhalb der Grenzen der EU leben. Über die Zusammensetzung einer 

demokratischen Gemeinschaft kann nur durch ein Aufnahmeverfahren entschie-

den werden, in dem die betroffenen Menschen – die in dem Beitrittsland und die 

in der EU – eine klare Willensbekundung für ein gemeinsames Zusammenleben 

abgeben können. Nur durch eine Legitimation der Gemeinschaft direkt durch die 
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Bürger wird die Grundlage für ein gemeinsames demokratisches Selbstver-

ständnis geschaffen. 

 

Dafür sind Referenden sowohl in dem Beitrittsland als auch in der EU erforder-

lich. Innerhalb der EU soll der Beitritt durch ein mögliches fakultatives Referen-

dum geregelt werden. Sollten es die Bürger wünschen, können sie über einen 

Beitritt ein Referendum fordern.  

Die Aufnahme eines Beitrittskandidaten in die EU ist dann beschlossen, wenn 

die Mehrheit der europäischen Bürgerinnen und Bürger zustimmt und zugleich in 

viel Fünftel der Mitgliedsstaaten eine Mehrheit der Abstimmungsberechtigten für 

den Beitritt votiert. 

 

 

Demokratische InstitutionenDemokratische InstitutionenDemokratische InstitutionenDemokratische Institutionen    
 

Aufgrund ihrer Geschichte ist die EU eine hochkomplexe politische Gemein-

schaft. Als Zusammenschluss von Nationalstaaten liegt ihr Ursprung in internati-

onalen Vertragsabschlüssen. Inzwischen gibt es einen sehr heterogenen, aber 

doch gemeinsamen politischen Raum, der noch primär wirtschaftlich geprägt ist 

(Binnenmarkt). In diesem gemeinsamen Raum gibt es eine große Vielfalt an poli-

tischen Traditionen und es gibt viele verschiedene staatliche Verfassungen.  

 

Entscheidend für die institutionelle Gestaltung der EU ist, dass die demokrati-

schen Errungenschaften, die im Rahmen der Nationalstaaten gemacht wurden, 

erhalten bleiben. Sie müssen sicherlich im Hinblick auf die andersartige Ver-

fasstheit der EU weiterentwickelt werden, dürfen aber nicht der Versuchung der 

Zentralisierung zum Opfer fallen.  

 

Mehr Demokratie e.V. spricht sich daher für vier allgemeine Prinzipien aus, de-

nen die Reform der Institutionen folgen soll:  

• Je direkter ein Organ gewählt ist, desto höher ist sein Recht, die Politik, die 

alle Menschen in der EU betrifft, zu gestalten. D.h. je direkter ein Organ 

gewählt ist, desto größer soll sein Anteil an der Gesetzgebung sein.  

• Die Gewaltenteilung zwischen Regierung/ausführenden Organen, Parla-

ment/gesetzgebenden Organen und Gerichten/rechtssprechenden Orga-

nen muss gegeben sein.  
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• Das Prinzip der Subsidiarität und Dezentralität, nach dem Kompetenzen 

bei der den Bürgerinnen und Bürgern nächsten Ebene verbleiben, muss 

gewahrt sein. Dieses Prinzip legt einen föderalen Charakter der EU nahe.  

• Ein Organ mit Regierungskompetenz/exekutiver Macht muss entweder di-

rekt von den Bürgerinnen und Bürgern oder von ihren Vertretern gewählt 

und abgewählt werden können.  

 

Vor dem Hintergrund dieser Prinzipien schlagen wir ein institutionelles Gefüge 

mit zwei Kammern vor. Die eine Kammer wird vom Europäischen Parlament ge-

bildet, dessen Kompetenzen gestärkt werden, die andere Kammer ist eine Wei-

terentwicklung des Europäischen Rates und Ministerrates zu einer Staatenkam-

mer. Die Kommission fungiert weiter als Exekutive, allerdings mit stark be-

schränkten Rechten. 

 

Europaparlament (Europaparlament (Europaparlament (Europaparlament (Erste Kammer)Erste Kammer)Erste Kammer)Erste Kammer)    
Das Parlament wird direkt von den Bürgerinnen und Bürgern nach einheitlichem 

Wahlrecht gewählt. Ob eine geringfügige Gewichtung der Stimmen zugunsten 

der kleinen Mitgliedsstaaten durchgeführt werden soll, ist zu prüfen. Prinzipiell 

soll das Gleichheitsprinzip gelten, d.h. jede Bürgerin und jeder Bürger haben ei-

ne Stimme.  

Eine Beschränkung der Amtszeit für die Vertreter des EP, z.B. auf zwei Legisla-

turperioden, ist wünschenswert.  

 

Das Europäische Parlament (EP) hat das alleinige und volle Initiativrecht für Ge-

setzesvorlagen. Gemeinsam mit der zweiten Kammer, der Staatenkammer, übt 

es das Gesetzgebungsrecht aus. Die Gesetzesentwürfe des EP müssen die Zu-

stimmung der Staatenkammer erhalten, um rechtskräftig zu werden. Verweigert 

die Zweite Kammer ihre Zustimmung, kommt es zu einem Vermittlungsverfahren.  

 

Das EP hat das volle Haushaltsrecht. Es erstellt und beschließt den Haushalt der 

EU.  

 

Das EP muss den Kommissionspräsident bestätigen. Jeder Kommissar wird vom 

Parlament befragt und bestätigt. Das EP kann durch Mehrheitsbeschluss jeder-

zeit einzelne Kommissare oder die ganze Kommission abberufen.  
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Staatenkammer (Zweite Kammer)Staatenkammer (Zweite Kammer)Staatenkammer (Zweite Kammer)Staatenkammer (Zweite Kammer)    
Die Staatenkammer, wie wir sie hier vorschlagen, ist eine Weiterentwicklung aus 

dem Rat der Staats- und Regierungschefs und aus dem Ministerrat. Diese Kam-

mer kann nicht aus Vertretern der nationalen Regierungen bestehen, da sonst 

die Gewaltenteilung verletzt wäre. Die Regierungsvertreter der Mitgliedsstaaten 

sollen nicht auf dem Umweg der Gesetzgebung ihren nationalen Parlamenten 

Kompetenzen entziehen können. Es ist daher eine Kammer der nationalen Par-

lamente.  

Diese Kammer besteht auch deshalb nicht aus den Vertretern der nationalen Re-

gierungen, damit sich diese ganz den nationalen Interessen widmen können.  

 

Die Kammer besteht aus der gleichen Anzahl von Vertretern pro Land. Alternativ 

ist auch eine kleine Varianz der Zahl der Vertreter denkbar. Kleine Staaten bis 10 

Millionen Einwohner könnten zwei Vertreter entsenden, mittlere bis 30 Millionen 

Einwohner drei Vertreter und große ab 30 Millionen Einwohner vier Vertreter. Das 

Ziel bei der Verteilung der Stimmen pro Land muss die Stärkung des föderalen 

Prinzips sein. Deshalb darf die Differenz von kleinen zu großen Staaten nicht zu 

stark ausfallen.  

Die Vertreter dieser Kammer werden von den nationalen Parlamenten durch qua-

lifizierte Mehrheit gewählt. Die Amtsperiode der Vertreter entspricht der Legisla-

turperiode der nationalen Parlamente, so dass eine starke Anbindung an die 

Mitgliedsstaaten gewahrt bleibt. Die Staatenkammer verändert damit ständig 

ihre Zusammensetzung, ohne sie je vollständig zu ändern. Damit ist auch die 

Kontinuität dieses Organs gewahrt, die zur Ausübung seiner Aufgaben nötig ist. 

Eine Wiederwahl ist zulässig.  

Inwieweit die Vertreter in der Zweiten Kammer durch die nationalen Parlamente 

kontrolliert werden, bleibt der Gesetzgebung der Mitgliedsstaaten überlassen.  

 

Die Staatenkammer übt gemeinsam mit dem Parlament die Gesetzgebungs-

macht aus. Jedes Gesetz bedarf ihrer Zustimmung. Allerdings soll diese Kammer 

kein Initiativrecht für Gesetzesvorlagen haben oder nur ein beschränktes Initia-

tivrecht, welches ihr erlaubt, dem EP einen Entwurf zur Beratung vorzulegen.  

Auch im Vermittlungsverfahren hat die Staatenkammer eine Vetoposition, die 

vom Parlament nicht überstimmt werden kann.  

 

Die zentrale Aufgabe der Staatenkammer ist die Kontrolle der Kompetenzvertei-

lung zwischen der Ebene der Nationalstaaten und der Unionsebene. Sie soll Ge-



Alternativen   Alternativen   Alternativen   Alternativen       

 80 

setze verhindern, die das Prinzip der Subsidiarität und der Dezentralität zu ver-

letzen drohen und damit die Kompetenzen der nationalen Parlamente einschrän-

ken würde. 

 

Europäische Kommission (Exekutive)Europäische Kommission (Exekutive)Europäische Kommission (Exekutive)Europäische Kommission (Exekutive)    
Die Kommission ist nur noch für Aufgaben zuständig, die explizit auf EU-Ebene 

liegen. Sie hat keine strategischen Aufgaben mehr, d.h. sie macht keine Vor-

schläge für die Fortentwicklung der Gemeinschaftsverträge und kann keine Maß-

nahmen zur „Förderung des allgemeinen Interesses“ mehr ergreifen. Diese Funk-

tionen liegen aufgrund des Initiativrechts in Zukunft beim Europäischen Parla-

ment.  

    

Die Kompetenzen der Kommission werden klar geregelt. Die Anzahl der Kommis-

sare bemisst sich nach der Anzahl der zentralen Kompetenzen, beträgt aber 

höchstens 15. Die Mitgliedsstaaten erstellen Vorschlagslisten für die Kommissa-

re, aus denen der Präsident der Kommission Kandidaten auswählt. Jeder Kom-

missar muss dem EU-Parlament vor seiner Ernennung Rede und Antwort stehen 

und muss durch das Parlament bestätigt werden.  

Der Kommissionspräsident wird von der Zweiten Kammer vorgeschlagen und 

durch das EP bestätigt. Der Präsident muss eine integrative Figur sein, die weder 

von den Interessen der nationalen Regierungen gleitet sein darf noch von politi-

schen Mehrheiten abhängen soll. Daher wird er weder von den Regierungen der 

Mitgliedsstaaten noch vom EP vorgeschlagen.  

 

Die Kommission hat beratende Funktion für das Europäische Parlament, d.h. 

dass Abgeordnete Vorschläge für Gesetzesentwürfe in Auftrag geben können o-

der Rechtslagen prüfen lassen können u.ä.  

Grundsätzlich ist die Kommission für die Umsetzung der EU-Maßnahmen und für 

die Verwaltung des Haushalts zuständig. Als weitere zentrale Aufgabe hat sie die 

Überwachung der Einhaltung der Gemeinschaftsverträge inne.  
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4444 Krise als Chance Krise als Chance Krise als Chance Krise als Chance    
 

Die EU hat viele und große Ziele. Sie soll den Frieden sichern und – z.B. durch die 

Herstellung eines gemeinsamen Marktes – den Wohlstand ihrer Bürger mehren. 

Diese Ziele sind nicht ohne Demokratie erreichbar. Wie wir gezeigt haben, er-

weist sich die Europäische Union aber – gewollt oder nicht – als eine Organisati-

on, durch die in großem Umfang demokratische Mitspracherechte für die Bürger 

verloren gehen. Volkssouveränität, Gewaltenteilung und Demokratie haben es 

schwer im heutigen Europa.  

 

Demokratie Demokratie Demokratie Demokratie –––– unverzichtbares Fundament guter Politik unverzichtbares Fundament guter Politik unverzichtbares Fundament guter Politik unverzichtbares Fundament guter Politik    
Viele halten dieses vormundschaftliche Europa für alternativlos. Sie erklären – 

und meinen vielleicht auch tatsächlich – dass es nicht anders gehe. Dass dies 

eben der Preis sei, den wir bezahlen müssten und gerne bezahlten, wenn es dar-

um gehe, ein gemeinsames Europa zu verwirklichen. Doch ein Europa, dessent-

wegen wir aufgeben, was uns das Wichtigste ist, ist keine gute Idee.  

Demokratie ist kein Selbstzweck. Und Demokratiepolitik als ein Einsatz für le-

bendige und funktionierende Demokratie und Volkssouveränität ist kein beliebi-

ges Politikfeld neben anderen. Vielmehr ist eine funktionierende Demokratie die 

Voraussetzung für das Gelingen aller anderen Politiken. Die Demokratie ist der 

Humus, aus dem alleine dauerhaft gute Politik, Politik im Sinne der Bürger, er-

wachsen kann. Sie ist das Königstor, durch das jeder Gedanke und Wille schrei-

ten muss, bevor er verdient allgemeinverbindlich zu werden. Sie ist logische 

Konsequenz und unmittelbarer Ausdruck der Menschenwürde, des Grundsatzes 

der Gleichheit und Freiheit jedes Individuums. 

Europa kann nur demokratisch gelingen. Ein undemokratisches, obrigkeitsge-

steuertes Europa verspielt das Erbe, auf das es gegründet ist – und über kurz 

oder lang auch die Unterstützung seiner Bürger. Ein demokratisches, bürger-

freundliches Europa dagegen hat sie verdient und wird sie gewinnen.  

    

Ein anderes Europa ist möglich!Ein anderes Europa ist möglich!Ein anderes Europa ist möglich!Ein anderes Europa ist möglich!    
Ein solches demokratisches Europa ist möglich. Mehr Demokratie hat Vorschläge 

dazu gemacht. Diese Vorschläge stehen noch am Anfang, müssen noch weiter 

ausgearbeitet und geprüft werden. Aber sie deuten die Richtung an, in die wir 

gehen müssen. Mehr Demokratie wird an diesem Thema weiterarbeiten. Wir 
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freuen uns über Anregungen, Stellungnahmen, Kritik oder andere, eigene Vor-

schläge. Schon jetzt möchten wir uns bei denen, die uns solche zukommen las-

sen, bedanken. 

 

Welches Feuerwerk an Ideen könnte erst entstehen, wenn der europäische 

Verfassungsprozess sich wirklich öffnet, wenn sich die Parlamentarier, Minister, 

Staats- und Regierungschefs nicht mehr ängstlich an einem längst von den Bür-

gern abgelehnten Verfassungsentwurf festklammern, sondern endlich einmal 

dort Wettbewerb ausrufen und zulassen, am besten sogar fördern würden, wo er 

für Europa am Wichtigsten wäre: den Wettbewerb an Ideen! Ideen für ein demo-

kratisches, transparentes, bürgerfreundliches Europa! Wer hat die besten Ge-

danken, Konzepte, Formulierungen?  

 

In diesem Geist könnte eine neue Verfassung entstehen. Eine, die sich sehen 

lassen kann – und die die Ablehnung der Bürger nicht mehr fürchten muss. Eine, 

die das Beste, was die Europäer im Laufe ihrer Geschichte erstritten haben, nun 

auch auf zwischenstaatlicher Ebene verwirklicht: lebendige, funktionierende 

Demokratie. Das wäre ein Beispiel, das weltweit Begeisterung auslösen und 

Schule machen könnte. Ein demokratisch gewählter Konvent, der sich ausrei-

chend Zeit für seine Beratungen nimmt und der die Bürger zu Vorschlägen auf-

ruft und diese mit einbezieht, könnte genau dies ermöglichen. 

 

Mischen Sie sich ein! Mischen Sie sich ein! Mischen Sie sich ein! Mischen Sie sich ein!     
Es ist nie zu spät. Niemand sollte sich durch das mangelnde Demokratieniveau 

der EU in ihrer aktuellen und, folgt man dem bislang vorliegenden Verfassungs-

entwurf, auch künftigen Verfassung entmutigen lassen. Es gibt keinen Grund, 

den Kopf in den Sand zu stecken. Vielmehr ist dieses Anlass, für eine nachhalti-

ge Demokratisierung des gemeinsamen Europas zu streiten. Demokratie kommt 

fast nie von selbst. Sie muss erkämpft werden. Heute gilt es diesen Kampf erneut 

und diesmal auf europäischer Ebene zu führen. Warum ihn führen? Weil wir sonst 

vieles von dem verlieren, was wir in zurückliegenden Jahren und Jahrzehnten na-

tional erkämpft haben.  

 

Die Chancen stehen gut. Eine überwältigende Mehrheit der Europäer ist mit dem 

bisherigen Maß an Demokratie in der EU höchst unzufrieden und fordert mehr 

Demokratie. Was jedoch bislang weitgehend fehlt, sind über die weit verbreitete 

Kritik hinausgehende konkrete Vorschläge für die Gestaltung eines solchen de-
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mokratischeren Europas – und für die nächsten Schritte auf dem Weg dorthin. Zu 

beidem haben wir deshalb hier Vorschläge gemacht. Wen sie nicht zu überzeu-

gen vermögen, den laden wir ein, bessere zu machen. Wen sie aber überzeugen, 

den möchten wir bitten, sie aktiv zu unterstützen. Es gilt, sich einzumischen. Wir 

können die Baumeister des neuen Europas werden. Die gegenwärtige Krise der 

EU birgt dafür eine große Chance. 

  

„Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“ – das muss künftig auch für Europa gel-

ten! 

 

 

    



Mit meiner Unterschrift unterstütze ich den unten stehenden Aufruf zu einem demokratischen 
Konvent zur Zukunft Europas. Ich erkläre mich damit einverstanden, dass mein Name, meine 
Position und mein Wohnort im Zusammenhang mit dem Aufruf veröffentlicht werden.  

Vorname, Nachname, Titel:  

Position: 

Adresse: 

 

Land:  

Datum: Unterschrift: 

 

Bitte senden Sie das unterzeichnete Dokument an democracy international, Büro Berlin: 

democracy international 
Haus der Demokratie und Menschenrechte 
Greifswalder Str. 4  
10405 Berlin  
Phone +49-(0)30-42082370   FAX +49-(0)30-42082380   
www.democracy-international.org 

 
 

Aufruf für einen demokratischen Konvent zur Zukunft der Europäischen Union 

Wir, die Unterzeichnenden, fordern die Mitglieder des Europäischen Parlaments sowie die 
Staatsoberhäupter und Regierungen der Mitgliedstaaten auf: Bitte nutzen Sie die aktuelle 
Krise, um die Europäische Union auf ein neues, demokratisches Fundament zu stellen. 

1.  Direkte Wahl der Konventsmitglieder 

In dem Verfahren für einen neuen Konvent sollen die Konventmitglieder von den Bürgern direkt gewählt 
werden. Zu klärende Fragen sind, welche Personen sich als Kandidaten aufstellen dürfen und wie viele 
Kandidaten Delegierte in jedem Land gewählt werden sollten. Es muss sichergestellt sein, dass die Kandidaten 
ein breites politisches Spektrum repräsentieren. 

2.  Ein demokratischer Konventsprozess 

Der neue Konvent soll seine Entscheidungen in öffentlichen Sitzungen treffen. Das Präsidium soll von den 
Konventsmitgliedern gewählt werden, um dann die Moderation zu übernehmen. Die Qualität des Prozesses darf 
nicht unter Zeitdruck leiden. 

3.  Fortlaufende Bürgerbeteiligung  

Einzelnen Bürgern, zivilgesellschaftliche Gruppierungen und Organisationen soll es möglich sein, dem Konvent 
Vorschläge zu machen, die dieser dann zu berücksichtigen hat. Auf diese Weise wird eine Zustimmung der 
Bürger zum fertigen Vertragsentwurf wahrscheinlicher. Der Konvent sollte seine ersten provisorischen Entwürfe 
als grundlegende Alternativen vorlegen, die dann in angemessener Form (z.B. Bürgerkonferenzen) öffentlich 
diskutiert werden sollen. 

4.  Offenes Ergebnis 

Die zentrale Aufgabe des Konvents besteht darin, verschiedene Optionen zu analysieren und einen 
Vertragsentwurf zu erarbeiten, der gute Chancen auf Zustimmung durch eine Mehrheit der Bürger Europas hat. 
Dabei ist eine Verfassung nur eine von mehreren möglichen neuen Optionen für ein zukünftiges Europa. 

5.  Referenden über das Konventsergebnis 

Der vom Konvent ausgearbeitete Vorschlag muss in jedem der Mitgliedsländer zur Abstimmung vorgelegt 
werden. Diese Referenden sollen europaweit am selben Tag stattfinden. 



 
 
 
 
Aufruf zu einem demokratischen Konvent zur Zukunft Europas. 

Online unterschreiben:  

www.mehr-demokratie.de/aufruf.html 

 

oder per FAX an: 

0049-(0)30-420 823 80 

 

Der Aufruf richtet sich an die Mitglieder des Europäischen Parlaments sowie die 

Staatsoberhäupter und Regierungen der Mitgliedstaaten. 
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